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Vorwort 


Dee nachſtehenden Ausführungen ſind im weſentlichen in den 
erſten Monaten des Jahres 1916 niedergeſchrieben worden, 
nachdem ich bereits nach der erſten Beſetzung von Lodz durch die 
deutſchen Truppen in Zeitungsartikeln für die Wiederherſtellung 
eines ſelbſtändigen Polen eingetreten war. Das Ganze lag ſeit 
vielen Monaten druckfertig und war von der Deutſchen Verlags- 
Anſtalt bereits zur Herausgabe angenommen, als durch die Zwei⸗ 
Kaiſer⸗Proklamation die Errichtung des Königreichs Polen an- 
gekündigt wurde. 

Wenn damit auch zum guten Teil das der Verwirklichung 
nahegebracht wird, was ich in meinen Darlegungen erſtrebte, ſo 
glaube ich doch auf deren Veröffentlichung nicht verzichten zu ſollen. 
Denn einmal iſt es gegenüber den lebhaften Zweifeln, die hinſichtlich 
der Zweckmäßigkeit des mit der Proklamation gemachten Schrittes 
aufgetaucht ſind, angezeigt, dieſe eingehend zu begründen. Sodann 
aber iſt durch die Proklamation nur das „Ob“, nicht das „Wie“ 
entſchieden. And für die Lebensfähigkeit wie für die innere und 
äußere Kraft des neu zu ſchaffenden Staatsweſens wird es von 
entſcheidender Bedeutung ſein, wie man ſeine Verhältniſſe ordnet. 
Die hier zu löſende Aufgabe iſt bei dem Amſtand, daß das Staats⸗ 
gebiet keine national geſchloſſene Bevölkerung umfaßt, daß es bis⸗ 
her in feinen wirtſchaftlichen Beziehungen nach Rußland gravi⸗ 
tierte und auch nach der Lostrennung von ihm noch lange mit 
ſeinem Abſatz dorthin angewieſen ſein wird, ſo ungemein ſchwierig, 
daß man ſich nicht ohne weiteres darauf verlaſſen kann, die dort 
von deutſcher Seite eingeſetzten Verwaltungsbehörden würden 
das ſchon alles aufs beſte machen. Gerade weil dieſe hier vor eine 
Aufgabe geſtellt ſind, die nicht nach bewährten Muſtern gelöſt 
werden kann, erſcheint eine öffentliche, in das Weſen der Sache 


— 


. 


eindringende Erörterung des ſchwierigen Problems doppelt geboten. 
Das um fo mehr, als es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß der ſtaats⸗ 
rechtliche und verfaſſungsmäßige Ausbau des neuen Staatsweſens 
auch bei den Friedensverhandlungen eine Rolle ſpielen wird. 

Schließlich ift die Lebens- und Entwicklungsfähigkeit des neuen 
polniſchen Reiches für das ganze deutſche Volk von ſo großer 
politiſcher Bedeutung, daß die Art ſeines inneren Ausbaues, von 
der feine Feſtigkeit abhängt, nicht lediglich den dort von der Heeres 
verwaltung eingeſetzten Behörden und der Zuſtimmung eines aus 
Notabeln berufenen Beirates überlaſſen werden darf. Gilt es 
doch ganz beſonders, die Rechte der nationalen Minderheiten in 
dem neuen Staatsweſen ſicherzuſtellen, unter denen gerade Deutſche 
und die Deutſch (jiddiſch) als Mutterſprache ſprechenden Juden 
die wichtigſten ſind. 

Aus allen dieſen Erwägungen habe ich mich entſchloſſen, auch 
jetzt noch meine vorher niedergeſchriebenen Gedanken über das 
weſtſlawiſche Problem nahezu unverändert der Öffentlichkeit zu 
übergeben. 


Breslau, Dezember 1916. 
Der Verfaſſer. 
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Die ruſſiſche Gefahr 


De- kulturell wie politiſch gleich rückſtändige ruſſiſche Koloß 
wird auch in Zukunft die weſentlichſte Gefahr für den 
Frieden Europas bleiben. War es doch die ihn maßgebend beein— 
fluſſende panſlawiſtiſche Partei, die den jetzigen Krieg ſeit Jahren 
erſtrebt und ihn zuletzt gewaltſam heraufbeſchworen hat. Bei ſeinem 
ungeheuren Ländergebiet, bei der gewaltigen Vermehrungskraft 
ſeiner Einwohner wird Rußland — trotzdem dieſer Krieg es an 
Menſchen wie an wirtſchaftlicher Kraft unſagbar ſchwächt — nach 
einigen Jahrzehnten in noch höherem Maße als vorher eine Be⸗ 
drohung für die Zentralſtaaten Europas und damit für deſſen 
Frieden bleiben. 

Es dürfte ein trügeriſcher Glaube ſein, daß Rußland nach den 
traurigen Erfahrungen dieſes Krieges reif für den Gedanken der 
zwiſchenſtaatlichen Organiſation ſein werde. Sowohl es vielleicht 
möglich ſein wird, den Zaren, der ja auch das Haager Friedens- 
werk betrieben hat, für dieſen Gedanken zu begeiſtern, ſowenig darf 
man ſich von einem ſolchen etwaigen Erfolg nachhaltige Wirkung 
verſprechen. Auch wer die Ausſichten der Friedensbewegung noch 
ſo optimiſtiſch beurteilt — und ſie wird nach Aberwindung der 
Kriegspſychoſe zweifellos in allen kriegführenden Ländern einen 
gewaltigen Aufſchwung nehmen —, wird ſich ſagen müſſen, daß 
nur eine ſehr hohe Kulturſtufe den Boden abgeben kann, in dem 
ſie feſte Wurzeln ſchlagen, wo ſie die Politik kraftvoll und nach⸗ 
haltig beeinfluſſen kann. Von einem Volk aber, das in feiner Mehr⸗ 
heit aus Analphabeten beſteht, deſſen Maſſen zwiſchen blindem 


Gehorſam und blindwütiger Zerſtörungsluſt unſtet hin und her 


ſchwanken, kann man unmöglich erwarten, daß das erhabenſte, 
aber auch das ſchwierigſte Kulturideal ſo bald die Herrſchaft über 
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die Geifter gewinnen werde. Das vermöchte vielleicht eine tief⸗ 
innerliche Religion, die auf geiſtig in den Kinderſchuhen ſtehende 
Völker eine beſonders große Macht ausübt. Aber die orthodoxe 
Kirche Rußlands iſt in ihrer Anduldſamkeit und Herrſchſucht völlig 
ungeeignet, das Volksgemüt mit dem Friedensgedanken zu erfüllen. 
Hat dieſer doch die Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit aller 
Religionen, Stämme und Völker zur Vorausſetzung. And eine 
Kirche, die in ihrer engen Verbindung mit der Staatsgewalt in erſter 
Linie ein politiſches Machtmittel zur Befeſtigung der Autokratie 
darſtellt, wird ſtets in den Dienſt der jeweils herrſchenden Partei 
geſtellt werden. Der Träger der Staats- und Kirchengewalt kann 
dabei ein ehrlicher Anhänger der Friedensidee ſein — und Zar 
Nikolaus war das ſicher weit eher als ein Kriegsſchürer — iſt er 
aber nicht eine ungewöhnlich kraftvolle Perſönlichkeit, ſo wird gerade 
er das willenloſe Werkzeug ſeiner kriegsluſtigen Umgebung — der 
Kamarilla, der Sphären. And wer bürgt dafür, daß nicht ein 
künftiger, willensſtarker Selbſtherrſcher eine Eroberernatur iſt, be⸗ 
gierig nach kriegeriſchem Ruhm! 

Selbſt dann, wenn der ruſſiſche Zuſammenbruch in Verfolg 
dieſes Krieges zu einer Schwächung des Abſolutismus, zu einem 
ſtärkeren Einfluß der Volksvertretung führen ſollte, würde das 
keine Friedensgewähr bedeuten. Die Mitarbeit an der Geſtaltung 
ſeiner Geſchicke iſt für ein Volk gewiß eines der wertvollſten Er⸗ 
ziehungsmittel; aber auch nur eines, und nur ein ſehr langſam wir⸗ 
kendes. Es iſt eine gefährliche Selbſttäuſchung, zu glauben, daß ein 
geknechtetes Volk durch die Gewährung der Freiheit und des 
Selbſtbeſtimmungsrechts ſofort in den Befig aller politiſchen Tugen⸗ 
den gelange. Ein ſolcher Abergang vollzieht ſich nicht ohne be⸗ 
denkliche Sprünge, nicht ohne gefährliche Rückſchläge; ein politiſch 

unerzogenes Volk wird nur zu leicht der Spielball gewiſſenloſer 

Demagogen, die ihm ſchmeicheln, ſeine Eitelkeit aufſtacheln. Serbien, 
ja ſelbſt Italien, das doch ſchon auf eine längere Verfaſſungstätigkeit 
zurückblickt, zuletzt Numänien haben in dieſer Hinſicht ſoeben erſt 
wieder abſchreckende Beiſpiele dafür geboten, daß Freiheit nicht 
unbedingt politiſche Moral zur Folge hat. 

Rußland in feinem jetzigen Gebietsumfang bleibt daher — ob 
abſolutiſtiſch, ob parlamentariſch regiert — die große Zukunfts⸗ 
gefahr für den europäiſchen Frieden. 
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Auf einem Flächenraum von 22 041 109 qkm wies es bereits 
1910 eine Bevölkerung von 163,8 Millionen Einwohnern (1912: 
171,06 Millionen) auf. Deutſchland gleichzeitig auf 540 857 qkm 
noch nicht 65 Millionen Einwohner. Der ruſſiſche Bevölkerungs⸗ 
zuwachs von 1897 bis 1910 betrug 35 Millionen oder pro Jahr 
faſt 2,7 Millionen gegen nur 857 000 in Deutſchland. Aber 
auch prozentual iſt der Geburtenüberſchuß noch etwas höher als 
bei uns. 

Oſterreich-Angarn hatte auf 676 000 qkm 1910 eine Ein- 
wohnerzahl von 51,4 Millionen bei einem jährlichen Bevölferungs- 
zuwachs von nur 427 350 (0,87 % gegen 1,36 X in Deutfchland 
und 1,37 in Rußlandl). Beide Zentralmächte zuſammen nehmen 
demnach jährlich ungefähr nur halb fo viel zu als Rußland 
allein. 

Rußland iſt kein Nationalſtaat, ſondern ein Natio— 
nalitätenſtaat, in dem die eigentlichen Ruſſen — ſelbſt 
nach der für fie ſehr günſtigen Statiſtik von 1897 — nur 47,8% 
(43,2 % Großruſſen und 4,6 % Weißruſſen), alſo noch nicht die 
Hälfte bilden. And da die Bevölkerungszunahme im eigentlichen 
europäiſchen Rußland ohne Polen mit 1,11 hinter dem Neichs⸗ 
durchſchnitt mit 1,37 erheblich zurückbleibt, iſt anzunehmen, 
daß die eigentlichen Ruſſen heute keine 45 % der ruſſiſchen Ge- 
ſamtbevölkerung ausmachen. Groß- und Weißruſſen zuſammen 
werden knapp 70 Millionen zählen, alſo kaum nennenswert mehr 
als Deutſchland. Nur daß fie die an Zahl überwiegenden Fremd- 
völker beherrſchen und für ihre politiſchen Zwecke in Dienſt ſtellen, 
macht ſie zu dieſer Gefahr. 

Von den nichtruſſiſchen Fremdvölkern find die Ukrainer 
(Notruthenen, Kleinruſſen) das zahlreichſte; fie dürften heute 
25,6 Millionen oder rund 17,5% der Geſamtbevölkerung aus- 
machen. Ihnen folgen die Polen mit zirka 9,3 Millionen = 6,3 %, 
die Juden mit faſt 5,5 Millionen = 4%, Finnen und Schweden 
mit zuſammen 3,4 Millionen, Deutſche mit 2,2 Millionen, 
Litauer und Schmuden mit 1,9 Millionen, Letten mit 1,6, 
Eſten mit 1,15 Millionen, Numänen mit 1,3 Millionen uſw.“) 


) 1897 zählte man in Millionen: Großruſſen 55,66, Kleinruſſen 22,38, 
Weißruſſen 5,88, Polen 7,93, Litauer 1,65, Letten 1,43, Deutſche 1,79, 
Rumänen 1, 12, Juden 5,6, Eſten 1,0 uſw. 


11 


Vaterlandsliebe empfinden die Fremdvölker für das ruſſiſche 
Geſamtvaterland, dem ſie zwangsweiſe angegliedert worden ſind, 
nicht. Hat dies doch alles getan, ſie zu entrechten, zu unterdrücken, 
ſie Zwecken nutzbar zu machen, an denen ſie kein oder gar ein gegen⸗ 
teiliges Intereſſe haben. Nichtsdeſtoweniger haben unter dem 
eiſernen Druck der militäriſchen Maſchine in dieſem Kriege alle — 
auch die am meiſten mißhandelten, ſelbſt Juden, Polen, Deutſche, 
Ruthenen, Finnen und Schweden — als Soldaten voll ihre Pflicht 
getan. Das würde aller Voraus ſicht nach auch in Zukunft ſo ſein, 
wenn dieſe Völker im ruſſiſchen Staatsverband bleiben. 

Folgt dieſem Kriege eine vierzigjährige Friedensepoche, ſo 
dürfte die Einwohnerzahl des heutigen ruſſiſchen Reiches von rund 
170 Millionen auf rund 270 Millionen geſtiegen fein. Die Deutſch⸗ 
lands gleichzeitig von 68 Millionen auf 90 bis 95 Millionen, die 
Oſterreich⸗Angarns von 53 auf 70 Millionen, fo daß ſich für 
Rußland dann ein Bevölkerungsüberſchuß über beide Zentral- 
mächte zuſammen von 100 bis 110 Millionen gegen jetzt zirka 
50 Millionen ergeben würde. Die ruſſiſche Gefahr wächſt alſo 
von Jahr zu Jahr. 

Die heutige Oſtgrenze ſowohl Preußens wie auch Galiziens 
und der Bukowina iſt ganz überwiegend eine willkürlich konſtruierte, 
rein politiſche, nur an den wenigſten Stellen eine natürliche. Die 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen bilden einen langen, ſchmalen 
Zipfel, auf der einen Langſeite von der See, an zwei Seiten von 
Rußland begrenzt; an einer Stelle hängt er in einer Breite von 
nur 115 km mit dem Hinterland zufammen; in den Kreiſen Memel 
Heydekrug iſt die ganze Tiefe gar nur 13 bis 20 km. Galizien hat 
nur auf der Strecke von Niepolowice bis zur Sanmündung im 
Weichſellauf und im Südoſten im Zbruezlauf eine natürliche Grenze, 
im übrigen iſt ſie völlig offen. 

Rußland ſchiebt ſich mit Polen in das Ländergebiet der 
Zentralmächte bis 250 km öſtlich Berlin hinein. Warthe, Ner, 
Bzura, Pilica, Weichſel, Narew Bobr, Bug, Niemen, Dubiſſa 
bieten ihm ausgezeichnete, zum Teil durch Feſtungen ausgebaute 
Verteidigungslinien. Die kulturelle Nückſtändigkeit der nichtregu- 
lierten, verſumpften Flußläufe erweiſt ſich dabei als wirkſamer 
Schutz gegen Angriffe. Unter ihm vermögen die Nuſſen bei An⸗ 
häufung großer Truppenmaſſen an einer oder mehreren Stellen 
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ſtarke Offenſivſtöße zu führen. Sie würden das in dieſem Kriege 
in noch weit höherem Maße gekonnt haben, wäre der Ausbau ihres 
Bahnnetzes weſtlich der Weichſel vollendet geweſen. Die dies⸗ 
bezüglichen Pläne konnten nur wegen des vorzeitigen Kriegs- 
ausbruchs nicht mehr ausgeführt werden. Es iſt nicht zu bezweifeln, 
daß dies nach dem Krieg geſchieht, ſofern Polen in ruſſiſcher Hand 
bleibt. Die ruſſiſche Abſicht, eine Verteidigungsſtellung erſt an 
der Weichſel einzunehmen, dürfte für die Zukunft endgültig auf⸗ 
gegeben werden. 

Wie ſehr der Keil, den Polen in die Ländermaſſe der Zentral- 
mächte treibt, die ruſſiſche Offenſive begünſtigt, haben während 
des erſten Teiles des Krieges die Eroberung Galiziens und die 
wiederholten Einfälle in Oſtpreußen gezeigt; daß nicht auch Schleſien 
und Poſen ihnen ausgeſetzt waren, iſt im weſentlichen nur der An— 
zulänglichkeit des ruſſiſchen Bahnnetzes weſtlich der Weichſel und 
der Aberlegenheit des deutſchen Bahnnetzes dieſer Provinzen zu⸗ 
zuſchreiben. 

Strategiſch würde unſere Oſtgrenze eine außerordentliche 
Verbeſſerung erfahren durch Annexion des ſog. Kongreßpolen 
(Generalgouvernement Warſchau zuzüglich des Kreiſes Cholm). 
Dann würden im Süden der Bug, ſpäter Narew, Bobr und Niemen, 
gute natürliche Grenzen bilden, die nur durch kurze flußloſe Grenz- 
ſtrecken unterbrochen wären. Freilich für die oſtpreußiſchen Kreiſe 
Memel und Heydekrug würde damit an der Angunſt der Verhält⸗ 
niſſe nichts geändert werden. Dieſe würde auch für die Nordoſtecke 
Galiziens, zum Teil auch für die Bukowina gegen Beßarabien 
fortbeſtehen. Immerhin würde ſchon damit die Geſamtgrenze der 
Zentralmächte gegen Rußland eine weſentliche Verkürzung und 
Verbeſſerung erfahren. 

Freilich das zahlenmäßige Übergewicht Rußlands wäre damit 
nicht entfernt ausgeglichen. Auf dem 127 000 qkm großen Gebiet 
Kongreßpolens zählte man 1912 nur 12 776 000 Menſchen; bei 
Kriegsausbruch mögen es nahezu 13 Millionen geweſen ſein. 
Das Kräfteverhältnis würde ſich damit zugunſten der Zentral 
mächte um 26 Millionen Menſchen verſchieben, aber immer noch 
um ungefähr ebenſoviel hinter Rußland zurückbleiben. And mit 
der Bevölkerungszunahme würde die Differenz von Jahr zu Jahr 
noch wachſen. 
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Weſentlich beſſer würde die Grenze für Oſtpreußen, wenn 
nicht bloß das Zartum Polen, ſondern auch Litauen und Kurland 
von Rußland abgetrennt würden, da dann nach Norden die Dina 
und weiter nach Oſten das Sumpf- und Seengebiet Litauens die 
Grenze bilden würden. 

Litauen ſetzt ſich zuſammen aus dem Gouvernement Suwalki 
(11 547 qkm mit 0,7 Millionen Einwohnern), das aber ſchon beim 
Generalgouvernement Warſchau (Kongreßpolen) mitgezählt iſt; 
aus dem Gouvernement Kowno (37 674 qkm mit 1 819 000 Ein- 
wohnern) und den Kreiſen Troki, Wilna und Sweneiany des 
Gouvernements Wilna Girka 17 800 qkm mit 930 000 Ein- 
wohnern), in denen die Weißruſſen eine Minderheit bilden. Aller⸗ 
dings müßten, um eine einigermaßen mögliche Grenze zu ſchaffen, 
auch die ganz überwiegend weißruſſiſchen Kreiſe Lida (5450 qkm 
mit 260 000 Einwohnern) und Oſzmjany (6700 qkm mit 287 000 
Einwohnern) einbezogen werden. Insgeſamt würde Litauen ohne 
Suwalki zirka 67 000 qkm mit faſt 3,3 Millionen Einwohnern 
umfaſſen. Dazu käme noch Kurland mit 26 300 qkm und 789 000 
Einwohnern. 

Polen, Deutſche und Juden bilden weiter die Mehrheit in 
den Kreiſen Bjeloſtok und Bjelſk des Gouvernements Grodno 
(zirka 6400 qm mit 461 000 Einwohnern), deren Einbeziehung 
auch die der Kreiſe Grodno Girka 4100 qkm mit 247 300 Ein- 
wohnern), Sokolka Girka 2500 qkm mit 132 400 Einwohnern) 
und Wolkowyſk Girka 3700 qm mit 195 800 Einwohnern) er- 
fordern würde. Im Kreis Breſt⸗Litowſk bilden die Polen nur 
noch eine verſchwindende Minderheit. In Wolhynien zählte man 
1897 neben 104 900 Großruſſen und 2 095 600 Kleinruſſen 184 300 
Polen, 171 500 Deutſche und 394 700 Juden, alſo über? / Millionen 
Nichtruſſen, doch kämen hiervon wohl nur aus ſtrategiſchen Nück⸗ 
ſichten etwa weſtlich der Pripet⸗(Nokitno-⸗) Sümpfe abzutrennende 
Gebiete in Betracht, während an fich der Bug die natürliche Grenze 
Polens bildet, die ſich auch überwiegend mit der ethnographiſchen 
Grenze deckt. 

Im ganzen würden in den zweckmäßig abzutrennenden Ge⸗ 
bieten rund 19 Millionen Einwohner vor Kriegsausbruch gewohnt 
haben, wodurch ſich das Kräfteverhältnis zugunſten der Mittel- 
mächte um rund 38 Millionen verſchieben würde. Das würde 
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allenfalls genügen, um der ruffifchen Gefahr zu begegnen, zumal 
in den abgetrennten Gebieten der Geburtenüberſchuß den des 
eigentlichen Rußlands beträchtlich überſteigt. 

Für Rußland find dieſe Gebiete keine ſtaatliche Notwendigkeit. 
Die Zahl der in ihnen wohnenden Großruſſen iſt äußerſt gering, 
und dürften fie, da es ſich vorwiegend um Beamte und Militär— 
perſonen mit ihren Familien handelt, mit der Abtrennung größten: 
teils fortziehen, ſoweit fie das nicht ſchon vor der deutſchen Be- 
ſetzung dieſer Gebiete getan haben. 

Die Weißruſſen ſind politiſch gleichgültig, und es handelt ſich 
in den abzutrennenden Gebieten nur um wenige Hunderttaufende. 
Auch die Zahl der in dieſen anſäſſigen Kleinruſſen iſt unerheblich. 
Beide zuſammen machen der Zahl nach nur einen Bruchteil der 
in Rußland verbleibenden Deutſchen aus. Alle übrigen in Kurland, 
Litauen und Polen wohnenden Volksſtämme ſind „Fremdſtämmige“, 
die nur gezwungen bei Rußland bleiben, das ſie entrechtet und 
mißhandelt hat. 

Aber auch ſtrategiſch verliert Rußland damit nur eine An- 
griffs ſtellung, während ſich feine Verteidigungsſtellungen ſchon 
mit der Verkürzung der zu verteidigenden Grenze und mit deren 
natürlichem Schutz weſentlich verbeſſert. 

In wirtſchaftlicher Beziehung würde Rußland damit 
zunächſt keinen Hafen von Bedeutung verlieren. Das allein in 
Betracht kommende Libau beſitzt einen verhältnismäßig geringen 
und mehr lokalen Verkehr. Der des bei Rußland verbleibenden 
Hinterlandes — ſoweit er bisher über Libau gegangen iſt — kann 
ohne weſentlichen Amweg auch über den weit bedeutenderen und 
beſſeren Hafen Riga geleitet werden. Der polniſche und zum Teil 
auch der litauiſche Verkehr nach und von der See nahm auch ſchon 
vor dem Kriege ſeinen Weg über die deutſchen Oſtſeehäfen Memel, 
Königsberg und Danzig. 

Dagegen würde Rußland ein hochentwickeltes Induſtrierevier 
verlieren, das namentlich auf dem Gebiet der Textilinduſtrie wie 
auf dem der Walzeiſeninduſtrie an der Bedarfsdeckung des rufe 
ſiſchen Marktes weſentlich beteiligt war. Der Schwerpunkt dieſer 
ruſſiſchen Induſtrien liegt trotzdem nicht in Polen, ſondern, was 
die Textilinduſtrie anlangt, im Moskauer und Petersburger Bezirk 
und bezüglich der Eiſeninduſtrie im Donezrevier. An Gtein- 
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kohlen deckt Polen nicht einmal den Selbſtbedarf durch Eigen- 
produktion. 

Schwerer würde Rußland die Steuerkraft der abgetrennten 
Gebiete vermiſſen. Aber dieſe veranlaßten auch ſehr hohe NRüſtungs⸗ 
ausgaben, die es mit dem Verzicht auf territoriale Ausdehnung 
nach Süden und Weſten weſentlich einzuſchränken in der Lage ſein 
würde. 

In weiteſten Kreiſen des ruſſiſchen Volkes wie der ruſſiſchen 
Politiker iſt man denn auch davon durchdrungen, daß Rußland 
ſowohl Polen wie Litauen und Kurland ſehr wohl entbehren 
könnte, ohne an ſeiner Machtſtellung und an ſeiner wirtſchaftlichen 
Kraft eine weſentliche Einbuße zu erleiden. Man hat dort Polen 
nie als eigentliches Rußland angeſehen und würde ſich mit feinem 
Verluſt abfinden. 


II. 


Die politiſche Zukunft der beſetzten Gebiete 


der ſie bewohnenden Volksſtämme ſein? 

Dieſe Frage hat inzwiſchen durch die Proklamation der beiden 
Kaiſer eine Löſung erfahren, die im weſentlichen dem entfpricht, 
was von mir im nachſtehenden bereits ein halbes Jahr vorher 
niedergeſchrieben wurde und auch Zeitungsartikeln entſpricht, die 
ich ſchon nach der erſten Beſetzung von Lodz veröffentlicht hatte. 
Es dürfte aber doch von Intereſſe ſein, im nachſtehenden die Gründe 
zu unterſuchen, die gerade für dieſe Löſung des polniſchen Problems 
ſprechen. 


Wir aber ſoll das zukünftige Schickſal dieſer Gebiete und 


a) Angliederung Polens an Oſterreich 


Man hatte den Vorſchlag gemacht, das ſogenannte Kongreß 
polen, d. i. das Generalgouvernement Warſchau zuzüglich des 
Kreiſes Cholm, an Oſterreich zu geben, wo es mit Galizien und der 
Bukowina vereint unter habsburgiſchem Zepter ein drittes felb- 
ſtändiges Reich neben dem übrigen Oſterreich und neben Ungarn 
bilden würde. — Trialismus ſtatt des bisherigen Dualismus. Dieſer 
Gedanke wurde vor allem von den öſterreichiſchen Polen vertreten, 
aber auch von vielen Deutſchöſterreichern, und er fand auch in 
manchen polniſchen Kreiſen Kongreßpolens Sympathien; die 
Ungarn dagegen ſtanden ihm ablehnend gegenüber. Die Deutfch- 
öſterreicher wollten Galizien gern aus Zisleithanien heraushaben, 
nicht nur, weil das öſterreichiſche Staatsweſen für Galizien ſtändig 
außerordentlich große finanzielle Aufwendungen machen mußte für 
Aufgaben, welche andere Kronländer ſelbſt zu tragen hatten, 
ſondern weit mehr noch, um im öſterreichiſchen Ländergebiet eine 

Gothein, Das ſelbſtändige Polen als Nationalitätenſtaat 2 17 


a. N 
ref Aa 
U 


C. nee 


„ 


dan. AHA 
Ui e. 


2 


} ah hart 


geſchloſſene deutſche Mehrheit zu haben.) Sodann erſchien ihnen 
für ihre Induſtrieerzeugniſſe die Erweiterung des inneren Marktes 
durch Einbeziehung Kongreßpolens in ihre Zollgrenze erwünſcht. 
Nicht minder aber auch eine Machtverſtärkung des Geſamtreiches. 

Die öſterreichiſchen Polen haben einerſeits den begreiflichen 
Wunſch, mit Polen wieder vereinigt zu ſein, andererſeits haben ſie 
es unter habsburgiſcher Herrſchaft ſehr gut gehabt; man hatte ihnen 
ſelbſt in Oſtgalizien und in der Bukowina, wo ſie gegenüber den 
Ruthenen und bei der ſtarken jüdiſchen und einer nicht ganz unbe⸗ 
trächtlichen deutſchen Bevölkerung nur eine Minderheit bilden, die 
ausſchlaggebende politiſche Stellung gegeben. Dort haben ſie alſo 
die Macht und haben ſie nicht nur zur Pflege ihrer Kulturgüter, 
ſondern auch zur Ausdehnung ihrer Herrſchaft über andersſprachige 
Volksſtämme und zur Erlangung materieller Vorteile ausgenutzt. 
Sie hatten alſo gar nicht den Wunſch, von der habsburgiſchen 
Herrſchaft loszukommen. 

Die Bevorzugung der Polen in Galizien und der Bukowina 
hatte dem Gedanken des Anſchluſſes an Oſterreich auch in manchen 
nationaliſtiſchen Kreiſen Kongreßpolens Sympathien erweckt, um 
ſo mehr, als auch dort der Wunſch nach möglichſter Wiedervereini⸗ 
gung der durch die Teilungen Polens auseinandergeriſſenen Teile 
beſteht. Auch glaubte man längere Zeit in dieſen Kreiſen, dadurch 
eine ausreichende militäriſche Sicherung gegenüber Nußland zu 
erhalten, eine Anſicht, die ſeit dem Sommer 1916 nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten wurde. 

Eine ſolche Löſung des polniſchen Problems liegt 
weder im deutſchen noch im richtig verftandenen pol- 
niſchen Intereſſe. Deutſchlands Heere waren es, die Polen vom 
ruſſiſchen Joch befreit haben; Deutſchland hat hier die größten Opfer 
gebracht; deshalb mußte eine Löſung gefunden werden, die auch den 
deutſchen Intereſſen gerecht wird, ohne die öſterreichiſchen zu verletzen. 

Wenn eine Teilung der beſetzten weſtruſſiſchen Gebiete dahin 
vorgeſchlagen wurde, daß Oſterreich Kongreßpolen ohne Suwalli, 


) Dieſem Wunſch ſoll nach der amtlichen Ankündigung dadurch ent · 
ſprochen werden, daß Galizien und die Bukowina aus Zisleithanien aus 
ſcheiden, was freilich von den Einwohnern dieſer Länder lebhaft bekämpft 
wird. Darüber, wie deren ſtaatsrechtliche Stellung ſich in Zukunft geſtalten 
ſoll, iſt bisher Näheres nicht bekannt geworden. 
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Deutſchland dagegen Suwalki, Kowno und die weſtlichen Teile von 
Wilna, alſo das eigentliche Litauen und Kurland, erhalten ſolle, 
ſo würde das nicht nur nach der Größe, ſondern weit mehr noch 
nach der Bevölkerungszahl ein für Deutſchland höchſt ungünſtiger 
Teilungsmaßſtab geweſen fein; Oſterreich würde dabei zwei⸗ bis 
dreimal ſo viel Bevölkerung erhalten haben als Deutſchland, und 
zwar die wertvollen Induſtriegebiete, Deutſchland die landwirt⸗ 
ſchaftlichen. 

Daß die wirtſchaftlichen Intereſſen Deutſchlands bei Ein- 
beziehung Kongreßpolens in die öſterreichiſche Zollgrenze aufs 
ſchwerſte geſchädigt würden, wird im Abſchnitt „Wirtſchaftliche 
Verhältniſſe Polens“ noch näher dargelegt werden. Hier ſei nur 
kurz erwähnt, daß Deutſchlands Ausfuhr nach Polen neunmal ſo 
groß ift als die Oſterreich-Angarns. Es wird dort weiter nach⸗ 
gewieſen werden, daß das weder den wirtſchaftlichen Intereſſen des 
letzteren noch denen Polens dienen würde, daß demnach alle Be— 
teiligten nur Nachteile davon haben würden. Eine Angliederung 
Litauens und Kurlands an Deutſchland würde aber 
auch die ſtrategiſche Lage im Oſten für uns nicht ver- 
beſſern, ſondern verſchlechtern. Der ſtrategiſch unglückliche 
Zipfel Weſt⸗ und Oſtpreußen würde damit noch erheblich weiter 
nach Oſten vorgeſchoben, und wenn auch die Düna eine beſſere 
Grenze als die heutige bilden würde, ſo würde die nach Oſten und 
Süden alles zu wünſchen übriglaſſen. Ganz beſonders gefährlich 
könnte das werden, wenn einmal Oſterreich⸗Angarn und Polen 
auf der Seite unſerer Feinde ſtünden. Das erſcheint heute allerdings 
durchaus unwahrſcheinlich. Aber in der Politik muß man mit allen 
Möglichkeiten rechnen, auch mit der, daß die ſlawiſchen Elemente 
in Oſterreich, Ungarn und Polen einmal ſich mit Rußland über 
die Dardanellen verſtändigen und dafür deſſen Hilfe für die Er- 
oberung ehemals zu Polen gehörender deutſcher Gebiete erlangen 
wollen. Es würde das gewiß eine ſelbſtmörderiſche Politik ſein, 
aber das Beiſpiel Rumäniens hat ſoeben wieder gezeigt, daß die 
Politik der Völker nicht immer von Vernunftgründen, ſondern 
häufig von blinden Leidenſchaften, von Verhetzung und Beſtechung 
diktiert wird. 

Eine Angliederung Litauens und Kurlands an Deutſchland 
bei Angliederung Polens an Oſterreich würde unbedingt eine 
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Hinausſchiebung der Südgrenze Oſt⸗ und Weſtpreußens bis zu 
Bobr, Narew und Weichſel notwendig machen. Die Gouverne- 
ments Lomza und Plock ebenſo wie die Kreiſe Suwalki und 
Auguſtowo ſind aber von einer faſt rein polniſchen Bevölkerung 
(77, bzw. 81% Polen) bewohnt. Es wäre für Deutſchland 
ſehr unerwünſcht, derartige ſpezifiſch polniſche Gebiete zu erhalten. 
And mit vollem Recht würden die Polen über eine neue Teilung 
Polens erbitterte Klagen erheben. 

Die Angliederung Kongreßpolens an Oſterreich würde aber 
auch des letzteren, durch den Krieg ohnehin aufs äußerſte in An⸗ 
ſpruch genommenen wirtſchaftlichen und finanziellen Kräfte über⸗ 
ſteigen. Nach den furchtbaren Laſten des Krieges ſtellt ſchon die 
Wiederherſtellung Galiziens und der Bukowina ſowie gewiſſer 
von den Italienern verwüſteter Gebiete Anforderungen an den 
öſterreichiſchen Staatsſäckel, denen dieſer nur ſchwer gewachſen ſein 
wird. Daneben noch die wirtſchaftliche Wiederherſtellung Polens 
zu übernehmen, würde über ſeine Kräfte gehen. Die finanzielle 
Hilfe des auch durch ſeine eigenen Finanz⸗ und Wirtſchaftsaufgaben 
nach dem Kriege ſtark in Anſpruch genommenen Deutſchlands 
würde Polen kaum zuteil werden, wenn es politiſch wie wirtſchaftlich 
an Oſterreich käme. 

Aber auch in organiſatoriſcher Beziehung würde die Angliede⸗ 
rung Polens an Oſterreich für erſteres ein Glück ſein. Man ſoll 
gewiß die große Kulturarbeit nicht unterſchätzen, die Oſterreich in 
jahrzehntelanger Arbeit in Bosnien und der Herzegowina geleiſtet 
hat. Aber das war im weſentlichen die Arbeit eines tüchtigen 
deutſch-öſterreichiſchen Beamtentums, das in weitem Maße ſelbſt⸗ 
herrlich ſchaffen konnte. Dagegen kann das, was die polniſche 
Landes⸗ und Selbſtverwaltung für die wirtſchaftliche und kulturelle 
Hebung Galiziens geleiſtet hat, nicht imponieren, nicht einmal auf 
den Gebieten reiner Beamtentätigkeit wie dem Sanitäts⸗ und 
Veterinärweſen, geſchweige auf dem Gebiet des Volksunterrichts. 
Es hat dort vielfach an Zielbewußtſein, an nachhaltiger Kraft, an 
der Mückſichtsloſigkeit gegenüber einflußreichen Privatintereſſen 
gefehlt, an jener energiſchen Sachlichkeit, die den Erfolg verbürgt 
und erzwingt. 

And es hat an der einen wie an der anderen Stelle an der groß⸗ 
zügigen wirtſchaftlichen Privatinitiative gefehlt, ohne die es keinen 
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wirklichen wirtſchaftlichen Aufſtieg gibt. An der erſten Stelle 
wurde ſie vielleicht gehemmt durch ein Zuviel von Beamtentätigkeit, 
in Galizien fehlte es an den geeigneten privaten Organiſatoren und 
vielleicht auch an der erforderlichen Ordnung in allen öffentlichen 
Angelegenheiten, die bis zu einem gewiſſen Grad die Vorausſetzung 
für die erfolgreiche private Betätigung bilden. 

Es wäre durchaus verfehlt, den Polen die wirtſchaftliche 
Initiative und das organiſatoriſche Talent abſprechen zu wollen. 
In Preußen haben ſie — und zwar in der Gegnerſchaft zur Negie⸗ 
rung — durch zielbewußtes Zuſammenfaſſen der Kräfte auf dem 
Gebiet der Kreditorganiſation wie dem der inneren Koloniſation 
ganz Hervorragendes geleiſtet. Auch in ihrer Privatwirtſchaft 
haben ſie ſich je länger je mehr als durchaus tüchtig erwieſen. Der 
Sinn für Ordnung, Organiſation und Wirtſchaftlichkeit iſt weiteſten 
Kreiſen der deutſchen Polen durch das Beiſpiel der Deutſchen und 
im Wettbewerb und Kampf mit dieſen in Fleiſch und Blut über⸗ 
gegangen. Das Wort von der „polniſchen Wirtſchaft“ als einer 
unordentlichen trifft bei ihnen nur noch ganz ausnahmsweiſe zu. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß es auch in Kongreßpolen eine 
Reihe wirtſchaftlich tüchtiger Elemente gibt; aber die große Mehr⸗ 
zahl der Bevölkerung ſteht infolge der beiſpielloſen Verwahrloſung 
durch die ruſſiſche Regierung, infolge der ſyſtematiſch gezüchteten 
Anbildung auf einem kulturell und wirtſchaftlich außerordentlich 
niedrigen Standpunkt. Die Zahl der Analphabeten betrug ſelbſt 
in Warſchau 41,7%, in Lodz 55%, in Pabianice 62%, in Bendzin 
69%, im Durchſchnitt bei der polniſchen Bevölkerung 62% ; die 
jährlichen Staatsausgaben für den Volksſchulunterricht betrugen 
4,5 Kopeken = zirka 9¼ H auf den Kopf der Bevölkerung! Es 
iſt nun keineswegs ſicher, daß die wirtſchaftlich tüchtigen Elemente 
die politiſche Führung bekommen würden, wenn die Vereinigung 
mit Galizien zuſtande käme. Während in Kongreßpolen bisher 
aus Mangel an Selbſtverwaltungskörperſchaften und bei der ihm 
für die Duma zugebilligten minimalen Vertretung großer Mangel 
an erfahrenen, eingearbeiteten und ſachkundigen Politikern iſt, 
beſteht in Galizien, das ſeine Hebung gerade auf dem Wege politi- 
ſchen Einfluſſes erſtrebt, ein Aberfluß an ſolchen. Es iſt anzunehmen, 
daß ſie die politiſche Führung in die Hände bekommen würden. 
Das aber wäre für die Entwicklung Polens kein Glück; ſtünde doch 
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zu befürchten, daß dann auch in Kongreßpolen galiziſche Zuſtände ent⸗ 
ſtehen könnten. Das unglückliche Land, das erſt unter der ruſſiſchen 
Herrſchaft, dann unter dem Krieg ſo ſchwer gelitten hat, bedarf 
einer ganz anders tatkräftigen, zielbewußten Hebung, als ſie nach 
ihren bisherigen Leiſtungen von den galiziſchen Polen zu erwarten 
iſt, wobei übrigens deren militäriſche Leiſtungen voll anerkannt 
werden ſollen. 

Die Zuſammenfaſſung ſämtlicher Polen des Zartums mit 
denen Galiziens und der Bukowina würde aber auch leicht ein 
Zentrum für polniſche Agitation abgeben, das für Deutſchland recht 
unbequem ſein könnte; das um ſo mehr, wenn nach galiziſchem 
Vorbild die Polen auch dort die herrſchende und nicht bloß die 
führende Nationalität ſein würden. 


b) Angliederung Polens an Deutſchland 


Mußte demnach der Gedanke, Kongreßpolen an Oſterreich zu 
geben, abgelehnt werden, ſo nicht minder der, es Deutſchland ein⸗ 
zuverleiben. Es iſt allerdings nicht zu verkennen, daß die militäriſche 
Kraft Deutſchlands einen erheblichen Zuwachs erfahren würde, 
wenn Kongreßpolen, Litauen und Kurland zu Deutſchland ge- 
ſchlagen würden. Das würde aber auch der einzige Vorteil 
ſein, und der läßt ſich beſſer auf anderem Wege erreichen; in 
allem anderen würden ſich für uns aus einer ſolchen Löſung nur 
Nachteile ergeben. 

Deutſchlands Stärke beruht in ſeiner nationalen 
Geſchloſſenheit, darin, daß die fremdſprachigen Volksſplitter 
in der großen Maſſe der deutſchen Bevölkerung verſchwinden. Das 
hat uns in dieſer ſchwerſten Gefahr, der je ein großes Volk aus⸗ 
geſetzt war, den Halt und die Stoßkraft gegeben. Wenn ſich dabei 
unſere polniſchen Mitbürger mit gleicher Begeiſterung in unſere 
Reihen geſtellt haben, jo deshalb, weil der Kampf zugleich um die 
Befreiung ihrer Stammesgenoſſen vom ruſſiſchen Joch ging. Aber 
es iſt mehr als fraglich, ob dieſe Stimmung vorhalten würde, 
wenn lediglich die ruſſiſche durch die preußiſche Herrſchaft abgelöſt 
oder gar zu einer neuen Teilung Polens geſchritten würde. And 
wir dürfen uns auch nicht verhehlen, daß uns die Geſchicklichkeit 
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In den Gebietsteilen, welche dem Deutſchen Reich einverleibt 
würden, müßten die Bewohner die vollen politiſchen Rechte erhalten, 
wie ſie die alten Landesteile beſitzen, alſo Selbſtverwaltung und 
Wahlrecht. Es wäre in hohem Grade unerwünſcht, daß 
in den Reichstag 60 bis 120 Vertreter von Zwangs- 
deutſchen einzögen. Schon die bloße Einbeziehung in 
das Zollgebiet würde dieſe Vertretung notwendig 
machen, denn man kann 12 bis 20 Millionen Men⸗ 
ſchen nicht zumuten, in den wichtigſten Wirtſchafts— 
und Steuerfragen lediglich Objekte der Geſetzgebung 
zu ſein. 

Im Fall der Annexion würde in Frage kommen: 


1. Die Einverleibung in Preußen. Damit würde das 
ohnehin nicht durchweg erwünſchte Abergewicht Preußens im 
Deutſchen Reich bedenklich verſtärkt werden. Die Verpreußung 
Deutſchlands würde dann eine ernſte Tatſache ſein. Die Gegner 
einer preußiſchen Wahlrechtsreform würden dieſe unter Hinweis 
auf die polniſche und lettiſche Gefahr erſt recht zu hintertreiben 
wiſſen. And gerade Preußen iſt ſtets der Herd der Verſchärfung 
der nationalen Gegenſätze, der verfehlten Oft: und Nordmarken⸗ 
politik geweſen. Dieſe Annexion würde der größte Hemmſchuh 
einer Geſundung der inneren Politik ſein. Sie würde aber auch 
eine außerpolitiſche Gefahr werden, indem Rußland ſtets darauf 
hinweiſen würde: „Ich war bereit, euch Polen volle Autonomie zu 
gewähren.“ Je weniger unſere Politik verſtehen würde, die Sym⸗ 
pathien der neuerworbenen Völker zu gewinnen — und preußiſche 
Bureaukratie wie preußiſche Junker haben nun einmal ein hervor- 
ragendes Talent, Antipathien zu erwecken —, um fo eindrucksvoller 
würden dieſe Lockungen ſein, um ſo unzufriedener und aufſäſſiger 
würde die annektierte Bevölkerung werden. 

Nichts wäre daher geeigneter, den Panſlawismus neu zu be⸗ 
leben als eine ſolche Annexion weſtſlawiſcher Gebiete. 


2. Die Schaffung eines ſelbſtändigen polniſch— 
litauiſch-kuriſchen Staatsweſens mit Eingliederung in 
das Deutſche Reich als Bundesſtaat. 

Auch dabei müßte die Vertretung im Reichstag wie im 
Bundesrat gewährt werden. Die Anzulänglichkeiten der ſtaatsrecht⸗ 
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lichen Stellung Elſaß⸗Lothringens hätten nach den damit gemachten 
Erfahrungen jedenfalls vermieden werden müſſen. Es würde dabei 
übrigens möglich geweſen fein, ſtatt eines einheitlichen polnifch- 

litauiſch⸗kuriſchen Staatsweſens mehrere neue, voneinander un⸗ 

abhängige Gliedſtaaten zu ſchaffen, alſo vielleicht drei: Polen, 

Litauen, Kurland. Sprachenfrage und Wahlrecht müßten aber 

auch dann zweckmäßig in der ſpäter dargelegten Weiſe geregelt 

werden, wenn dieſe Staaten ſich einigermaßen mit einer ſolchen 

Ordnung der Dinge abfinden und die ſchwerſten nationalen Kon⸗ 

flikte vermieden werden ſollten. Zufrieden mit einer ſolchen Löſung 

würden vorausſichtlich Deutſche und Juden ſein, ſie machen aber 

nur einen Bruchteil der Bevölkerung aus. 

Schwere Bedenken würde es haben, alle Reichsgefege auf 
die an Bildung und wirtſchaftlicher Leiſtungsfähigkeit durchſchnitt⸗ 
lich ſo weit hinter den Deutſchen zurückſtehenden Bewohner dieſer 
Länder anzuwenden. Anmöglich wäre es aber, ſie unter Ausnahme⸗ 
recht zu ſtellen. Das unerwünſchte Moment eines Maſſeneinzugs 
nichtdeutſcher Abgeordneter in den Reichstag würde beſtehen 
bleiben, und mindeſtens die Polen würden es als ein Anrecht emp⸗ 
finden, daß ſie gezwungen wären, dort deutſch zu verhandeln. 

Das Deutſche Reich könnte ſich auch bei dieſer Löſung nicht 
der Verpflichtung entziehen, auf Neichskoſten ungeheure Mittel 
zum Wiederaufbau des Zerſtörten aufzubringen. Die enormen 
Ausgaben des Krieges, die weiteren gewaltigen, welche die Ver⸗ 
ſorgung der Hinterbliebenen und Kriegsbeſchädigten erfordern 
wird, werden ohnehin unſere Steuerlaſten unſagbar ſteigern, ſo 
daß es höchſt unerwünſcht ſein würde, noch für die Wie derherſtellung 
Polens von Reichs wegen viele Milliarden zu verwenden. Der 
deutſche Steuerzahler würde das nicht verſtehen. 

Die eine wie die andere Löſung würde geeignet geweſen ſein, 
in Oſterreich-Angarn ſchwere Verſtimmung hervorzu— 
rufen. Man würde dort der Meinung ſein, daß man 
trotz aller rieſigen Opfer leer ausgehe und Deutſchland 
allein den Siegespreis einheimſe. Solche Verſtimmung 
würde aber die gemeinſame Machtſtellung der Zentral- 
mächte beeinträchtigen. Daß dieſer „Siegespreis“ ein mehr als 
zweifelhafter — für Jahrzehnte ein freſſendes Kapital — wäre, würde 
der öffentlichen Meinung Oſterreichs kaum verſtändlich zu machen ſein. 


24 


mm nn —1jä. 


Schließlich würde die Annexion dieſer Länder durch eine der 
Zentralmächte die Erlangung wertvoller Friedensbedingungen auf 
anderen Gebieten erſchweren und im neutralen Ausland dauernd 
die irrige Meinung aufkommen laſſen, Deutſchland habe den Krieg 
zu Eroberungszwecken provoziert, man müſſe daher auf weitere 
Eroberungskriege von ſeiner Seite gefaßt ſein. Das würde unſere 
auswärtige Politik auch in Zukunft ſehr erſchweren. 

Dagegen iſt eine Militärkonvention Polens mit 
Deutſchland nach Art der von 1866 bis 1871 mit Bayern 
beſtandenen eine Notwendigkeit; ſie ermöglicht eine 
kraftvolle Organiſation der militäriſchen Kräfte des 
neuen Reiches, macht das Bollwerk gegen die ruſſiſche 
Gefahr kräftiger, das Verhältnis zu den Zentral— 
mächten feſter und ſichert damit den Frieden. Eine 
ſolche Maßnahme liegt im eigenſten Sicherheits- 
intereſſe des zu ſchaffenden Staatsweſens. 


e) Neue Siedlungsgebiete für Deutſchland 


Die Forderung: Deutſchland möge wenigſtens Litauen 
und die Oſtſeeprovinzen annektieren, wird vor allem damit 
begründet, es ſei notwendig, für unſeren Bevölkerungsüber— 
ſchuß geeignetes Land zur inneren Koloniſation zu be— 
ſchaffen. Das eigentliche Polen ſcheidet dabei aus, da es durch— 
ſchnittlich mehr als doppelt fo dicht bevölkert iſt als beide Mecklen— 
burg und mit 110 Einwohnern auf den Quadratkilometer nicht nur 
alle preußiſchen Provinzen öſtlich der Elbe, mit Ausnahme Schleſiens, 
ſondern ſelbſt Hannover (76,4) und Oldenburg (75,1) wie das rechts 
rheiniſche Bayern (85,1) erheblich übertrifft. 

In dem Gouvernement Suwalki kamen 1897 allerdings nur 
48, 1912 aber bereits 57, in Kowno und Wilna gar nur 38 (1912 
bereits 45 bzw. 48), in Kurland 25 (1912 bereits 29) Einwohner 
auf den Quadratkilometer (gegen 36,3 in Mecklenburg⸗Strelitz 
1910). Inwieweit der Krieg eine Entvölkerung zur Folge gehabt 
haben wird, läßt ſich noch nicht überſehen. In Kowno und Kurland 
wird ſie jedenfalls nicht erheblich geweſen ſein. 

Ob der durchſchnittlich nicht gerade fruchtbare Boden Suwal— 
kis eine ſtarke innere Koloniſation ermöglicht, iſt zweifelhaft. Die 
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Bevölkerungsdichte dürfte hier die Oſtpreußens (55,8) und Dom- 
merns (57) überſteigen. Allerdings find die letzteren auch Gebiete, 
in denen bei günſtigerer Beſitzverteilung die Scholle weſentlich mehr 
Menſchen zu ernähren vermöchte. 

In Kowno und Wilna ift der Boden überwiegend günſtig, 
die Bevölkerungsdichte auf dem platten Lande, da das Land ſehr 
ftädte- und induſtriearm iſt, übrigens nicht geringer als durch⸗ 
ſchnittlich in den Großgrundbeſitzergegenden Oſtelbiens. Angemein 
gering iſt ſie trotz guten Bodens in Kurland. Hier könnten durch 
innere Koloniſation ſicher noch /, Millionen Menſchen angeſiedelt 
werden. 

Aus den Zahlen über die Bevölkerungsdichte in den einzelnen 
Gegenden Deutſchlands geht klar hervor, daß wir auch in Deutſch⸗ 
land noch ſehr viel koloniſationsfähiges Land beſitzen. Wo man 
ſich dazu entſchließt, ernſthaft an der Verbeſſerung der Beſitz⸗ 
verhältniſſe zu arbeiten, hebt ſich denn auch die Bevölkerungsdichte 
ſehr ſtark, fo von 1871 auf 1910 in Poſen von 54,7 auf 72,4, 
Weſtpreußen von 51,5 auf 66,7, aber in Pommern nur von 
47,5 auf 57, in Oſtpreußen nur von 49,3 auf 55,8, in Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz von 33,1 auf 36,3 in Mecklenburg-Schwerin 
von 42,5 auf 48,8. And dazu iſt die Bevölkerungszunahme dieſer 
Gegenden faſt ausſchließlich auf die Städte und Badeorte beſchränkt. 
Das platte Land hat ſich im Gegenteil entvölkert. 

Zum Teil dürfte die Forderung, neues Land für Siedlungs- 
zwecke an Deutſchland anzugliedern, diktiert ſein von dem Wunſch, 
den Landhunger vom heimiſchen Großgrund- und Domänenbeſitz 
auf Neuland abzulenken und den politiſchen Einfluß der Großgrund⸗ 
beſitzer ungeſchmälert zu erhalten. 

Es iſt auch ſehr fraglich, ob wir nach dem Kriege noch 
über das Menſchenmaterial zur Beſiedlung von Neuland verfügen. 
Bereits vor dem Krieg benötigte unſer landwirtſchaftlicher Groß⸗ 
betrieb über 400 000 ausländiſche Wanderarbeiter — meiſt Ruffen, 
Galizier und Italiener. Ob dieſe in Zukunft noch zu haben ſein 
werden, iſt zweifelhaft. And die Induſtrie wird um ſo weniger in 
der Lage ſein, an die Landwirtſchaft Arbeiter abzugeben, als ſie 
mit einer außerordentlich lebhaften Beſchäftigung zu rechnen haben 
wird und viele Hunderttauſende ihrer Arbeitskräfte gefallen oder 
arbeitsunfähig geworden ſind. Erfolgreich landwirtſchaftlich koloni⸗ 
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fieren kann man aber ſchließlich auch nur mit Landwirten — feien 
es Bauern, ſeien es landwirtſchaftliche Arbeiter. 

Gerade in der Landwirtſchaft wird aber der Arbeitermangel 
nach dem Kriege beſonders groß fein; jedenfalls wird Deutſchland 
dann keine nennenswerte Menge von Menſchen zur Beſiedlung von 
Neuland abgeben können. Es kommt dazu, daß bei der gewaltigen 
Zahl von Gefallenen, die doch größtenteils im zeugungsfähigſten 
Alter ſtanden, die Zahl der Eheſchließungen wie die Geburtenziffer 
ſtark zurückgegangen ſind und letztere noch lange Jahre hinter 
der früheren zurückbleiben dürfte. Es wird Jahrzehnte dauern, 
ehe die Bevölkerungszunahme den Amfang wie vor dem Krieg 
erreicht. 

Immerhin kann die Zeit wieder kommen, wo ſich in gewiſſen 
Schichten unſerer Bevölkerung das Bedürfnis nach weiterem 
Land geltend macht und es im Amfang des heutigen Deutſchland 
auch durch beſſere Beſitzverteilung nicht voll befriedigt werden kann. 
Nur iſt es in ſolchem Fall, wenn auch an ſich erwünſcht, keine un⸗ 
bedingte Notwendigkeit, daß dieſe Beſiedlung im eigenen Staats- 
weſen erfolgt, das zu dieſem Zweck erweitert werden müßte. Es 
würde ein befriedigender Zuſtand ſchon dann geſchaffen werden, 
wenn den deutſchen Koloniſten die Erhaltung ihres Deutſchtums, 
d. h. der Sprache und der nationalen Kulturgüter, gewährleiſtet 
würde. Die weiterhin vorgeſchlagenen unabänderlichen Ver⸗— 
faſſungsrechte würden dieſe Sicherung allen Stammes deutſchen 
gewähren. 

In Rußland, wo es außer in den Oſtſeeprovinzen, Polen 
und Litauen, in allen ukrainiſchen Gebieten bis zur Krim und dem 
Kaukaſus und an der Wolga zahlreiche deutſche Kolonien — ing- 
beſondere Ackerbaukolonien — gibt, hat ſich die Lage der Deutſchen 
mit dem wachſenden Panſlawismus und der großruſſiſch nationalen 
Anduldſamkeit immer unerträglicher geſtaltet; und während des 
Krieges haben ihre Entrechtung, Beraubung und ſonſtige Drangſa⸗ 
lierung eine vorher ungeahnte Ausdehnung angenommen. Es iſt 
ein gewiß berechtigter Wunſch, dieſen unſeren unglücklichen Lands⸗ 
leuten zu helfen, ihnen die Möglichkeit zu geben, ſich dort anzuſiedeln, 
wo ſie ihre deutſche Art ungehindert pflegen können. Aber auch dazu 
iſt es keineswegs nötig, daß die erforderlichen Siedlungsgebiete — 
Litauen und Kurland — zum Deutſchen Reich gehören. Auch hier 
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würde es völlig genügen, wenn ſie daſelbſt in geſchloſſenen Kolonien 
angeſiedelt würden, vorausgeſetzt, daß dieſe Gebiete von Rußland 
abgetrennt und der weiterhin vorgeſchlagenen ſtaatsrechtlichen 
Ordnung unterworfen würden. 

Eine ſolche Anſiedlung von deutſchen Koloniſten aus den anderen 
Teilen des ruſſiſchen Reiches würde im ausgeſprochenen Intereſſe 
Deutſchlands wie Oſterreich⸗Angarns liegen. Denn je ſtärker, boden⸗ 
ſtändiger und einflußreicher das deutſche Element in dem neuen 
Reich wird, um ſo mehr wird es auch ſeine politiſche Anlehnung 
an Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn nehmen. Ganz beſonders 
wird das hinſichtlich der landwirtſchaftlichen Bevölkerung der Fall 
fein, die in Rußland nur den Konkurrenten, in Deutſchland dagegen 
den Abnehmer ihrer Produkte haben würde. 

Am dieſe Ziele zu fördern, müßte im Friedens- 
vertrag mit Rußland zunächſt feſtgelegt werden, daß 
alle Stammesdeutſchen, Polen, Letten, Litauer in 
Rußland binnen einer beſtimmten Friſt — vielleicht drei 
oder fünf Jahre nach Friedensſchluß — das Recht haben 
ſollten, für das neu zu bildende Reich zu optieren, und 
binnen einer weiteren fünfjährigen Friſt den vor dem 
Krieg von ihnen innegehabten Beſitz zu veräußern. 
Man könnte dafür beſondere Liquidationsbanken ſchaffen. Sache 
der Nationsgemeinſchaften würde es dann ſein, die geſchloſſene 
Anſiedlung dieſer Optantenfamilien in die Wege zu leiten. Schon 
vor dem Krieg iſt das in Kurland mit gutem Erfolg geſchehen; 
und ſicher wird es auch in Deutſchland nicht an der Bereitwillig⸗ 
keit fehlen, die Anſiedlung deutſcher Koloniſten mit Rat und Tat, 
d. h. mit erheblichen Mitteln zu fördern. 

Zwiſchen Deutſchland und dem neuen Staatsweſen würde 
des ferneren zu verabreden ſein, daß der Nie derlaſſung 
deutſcher, polniſcher oder litauiſcher Reichbsange: 
höriger im neuen Stagtsweſen nichts im Wege ſtehen 
würde. 

Mit dieſer Löſung werden nicht alle Wünſche der deutſchen 
Kurländer erfüllt. Dieſe gehen begreiflicherweiſe dahin, Deutſch⸗ 
land möge die Länder, in denen ſie wohnen, ſich angliedern und 
deutſch koloniſieren. Nun machen ſie in den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen 
bisher keine 8 (in Kurland 6 ) der Bevölkerung aus; ſie 
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bilden dort allerdings eine geiftig wie wirtſchaftlich hochſtehende 
Oberſchicht von Großgrundbeſitzern, gelehrten Berufen, Kaufleuten, 
Induſtriellen und größeren Handwerkern, die zweifellos das Kultur⸗ 
element jener Gegenden darſtellen. Es fehlt aber — bis auf wenige 
neuere Ausnahmen — eine breite deutſche Anterſchicht. Als Herren⸗ 
volk haben die dortigen Deutſchen ſich mit den lettiſchen Arein- 
wohnern nicht verſchmolzen. Es fehlte dazu die deutſche Bauern- 
ſchicht. Ob dieſe Verſchmelzung ſich erreichen läßt, wenn es gelingen 
ſollte, die deutſchen Koloniſten aus den anderen Teilen Nußlands 
nach Kurland und Litauen zu verpflanzen, iſt recht fraglich; denn 
auch dieſe deutſchen Koloniſten haben ſich durch Jahrhunderte hin- 
durch völlig unvermiſcht, abgeſondert von der fie umgebenden Grund- 
bevölkerung, erhalten; wenigſtens für ſehr, ſehr lange Zeit, wenn 
nicht dauernd, würden dieſe Gebiete daher von zwei durch Stammes⸗ 
art und Sprache getrennten Nationalitäten bewohnt bleiben. And 
die Germaniſierung mit Machtmitteln von oben herab dürfte 
ebenſo erfolglos ſein wie in unſeren Oſtmarken, wie in Böhmen 
und Mähren; ſie löſt nationale Widerſtände aus und führt das 
Gegenteil deſſen herbei, was ſie bezweckt. 

So willig man eine gewiſſe moraliſche Verpflichtung anerkennen 
kann, den baltiſchen Deutſchen, die ihre deutſche Eigenart unter 
fremder Herrſchaft und unter ſchwerem Druck treu bewahrt haben, 
deren Pflege in Zukunft zu erleichtern und zu ſichern, ſo findet dieſe 
Verpflichtung doch ihre Grenze an den eigenen Lebensintereſſen 
Deutſchlands. Das um ſo mehr, als jene Schichten — ſolange ſie nicht 
aufs ſchwerſte von der ruſſiſchen Regierung bedrückt wurden — ſich 
vorbehaltlos in den Dienſt des ruſſiſchen Reiches geſtellt haben. 
Dev baltiſche Adel wie die baltiſchen „Literaten“ haben Nußland 
zahlloſe Offiziere und Beamte geſtellt, und nicht zuletzt der Am⸗ 
ſtand, daß fie den Ruſſen vielfach an der Staatskrippe im Wege 
ſtanden, hat den Antigermanismus bei dieſen ſo üppig ins Kraut 
ſchießen laſſen. Noch in dieſem Kriege ſtellen die deutſchen Rur- 
und Livländer dem ruſſiſchen Heer einen großen Teil ihrer Offiziere 
bis in die höchſten Stellen hinauf. 

Politik iſt ſchließlich die Kunſt des Erreichbaren, nicht des Er⸗ 
wünſchten. Wir können ohne ſchwere Schädigung unſerer eigenen 
Volkskraft den Krieg nicht ins Angemeſſene fortſetzen, um alles 
Erwünſchte zu erreichen. 
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d) Ein ſelbſtändiges polniſch⸗litauiſch-kuriſches Staats- 
weſen 

Da weder eine Teilung Polens noch ſeine Angliederung an 

Oſterreich noch an Deutſchland erwünſcht und geeignet ſein würde, 

geſunde Entwicklungs möglichkeiten in den von Nußland abzutrennen⸗ 

den Gebieten zu ſchaffen, bleibt nur übrig, ſie zu einem oder mehreren 

ſelbſtändigen Staatsweſen zu machen. 

Da ſowohl Kurland wie auch Litauen, ja ſelbſt Polen allein 
zu wenig umfangreich ſind, um jedes für ſich vorteilhaft ein eigenes 
Zollgebiet zu bilden, da es weiter unerläßlich erſcheint, die Kräfte 
all dieſer Länder zur gemeinſamen Verteidigung organiſch zu⸗ 
ſammenzufaſſen und ihnen eine einheitliche Grenze gegen Nußland 
zu geben, iſt der Gedanke, mehrere voneinander völlig unabhängige 
Staatsweſen aus ihnen zu bilden, entſchieden abzuweiſen. 


Die verſchiedenen Nationalitäten 

Man wird freilich nicht verkennen dürfen, daß es ſich dabei 
um außerordentlich verſchiedene Völkerſchaften handelt, die hier 
zuſammengefaßt werden ſollen, und daß die Konſtruktion des fie 
vereinigenden Staatsweſens weiteſtgehende Rückſicht darauf nehmen 
müßte. 

Selbſt Kongreßpolen iſt keineswegs ein rein national 
polniſches Gebiet. Nach der Vollszählung von 1897 machten 
darin (einſchließlich Suwalki) die Polen nur 71,86 %, die Juden 
13,16, Deutſche 4,52, Litauer nahezu 4, Kleinruſſen 3,6 und Groß⸗ 
und Weißruſſen 3,14 % aus. Inzwiſchen iſt der Anteil der jüdi⸗ 
ſchen Bevölkerung infolge ihrer Vertreibung nach den ruſſiſchen 
Weſtprovinzen weſentlich ſtärker geworden. Daß ſie nicht als Polen, 
ſondern als beſondere jüdiſche Nationalität anzuſprechen ſind, wird 
in einem eigenen Kapitel begründet werden. 

Im Gouvernement Kowno machten 1897 die Polen nur 9 %, 
dagegen Litauer und Schmuden über 66 %, Juden 13,72, Weiß⸗ 
ruſſen 2,4, Letten 2,2 % und Deutſche 1,4 % aus; in den Kreiſen 
Troki, Wilna, Lida, Oſzmjany und Swenciany des Gouverne⸗ 
ments Wilna die Polen gar nur 10,14% bei 14,64% Juden, 
23,7 % Litauern, 54,5 % Weißruſſen und 0,3% Deutſchen aus. 
Schließlich in den Kreiſen Grodno, Sokolka, Wolkowyſk, Bjeloſtok 
und Bjelſt Polen 17,2%, Juden 18,7 %, Weißruſſen 50 9, 
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Großruſſen 5%, Deutſche zirka 1%. In Kurland waren die 
Polen nur mit 2,6 % neben 6,66 % Deutſchen, 5% Juden und 
69,3 Letten vertreten. 

Insgeſamt würden ſie in dem vorgenannten, abzutrennenden 
Gebiet nur 50,55 %, alſo genau die Hälfte, ausmachen, wahr⸗ 
ſcheinlich ſogar weniger, da — wie erwähnt — ſeit 1897 der Anteil 
der Juden in den weſtlichen Gouvernements erheblich zugenommen 
dat. In dem Maß, wie etwa aus ſtrategiſchen Gründen noch wolhy- 
niſche Gebiete dem neu zu bildenden Reich angegliedert würden, 
würde der prozentuale Anteil der Polen noch weiter zurückgehen, 
da fie in Wolhynien nur 4 bis 5% der Bevölkerung ausmachen. 

Auch wenn Kongreßpolen mit Galizien und der Bukowina zu 
einem Staatsweſen vereinigt würden, ſo würde das keineswegs einen 
polniſchen Nationalſtaat geben, da in Oſtgalizien ebenſo wie in 
der Bukowina das polniſche Element weit hinter dem kleinruſſiſchen 
(rutheniſchen, ukrainiſchen), vielerorts ſogar hinter dem jüdiſchen 
zurücktritt. 

Wie man demnach auch das neu zu bildende Staats— 
weſen abgrenzen möge, es wird kein polniſcher Natio— 
nalſtaat, ſondern nur ein Nationalitätenſtaat (Terri⸗ 
torialſtaat), in dem die Polen den ſtärkſten Volks— 
ſtamm — unter Amſtänden die abſolute Mehrheit — 
bilden, in dem ihnen wohl die politiſche Führung, in- 
deſſen, wenn ſich geſunde Zuſtände entwickeln ſollen, 
nicht die Herrſchaft über die anderen Volksſtämme 
zukommt. 


Die Behandlung der Nationalitäten 


Rußland hat in dieſen Gebieten ſeine Herrſchaft durch die 
Politik des divide et impera! aufrechterhalten; es ſpielte die ein- 
zelnen fremdſtämmigen Nationalitäten gegeneinander aus: in den 
Oſtſeeprovinzen die Letten gegen die Deutſchen, in Polen und 
Litauen die Kleinruſſen — Nuthenen, Litauer, Juden und Deutſche — 
gegen die Polen und umgekehrt. Heute wurde dieſe, morgen jene 
Nationalität gegen die andere bevorzugt und mobil gemacht. Hier 
wurde der Bauer gegen den Grundherrn und Städter, anderswo 
dieſer gegen den Bauern ausgeſpielt. Das mochte für den Volts⸗ 
ſtamm, der in ſolchen Gegenden im weſentlichen nur Beamter und 
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Offizier, alſo herrſchende Kaſte war, eine kluge Politik ſein. Für 
ein Staatsweſen, das in ſich ſelbſt den Halt finden muß, würde eine 
ſolche Nationalitätenpolitik eine ſelbſtmörderiſche ſein. Muß es 
zudem doch auch damit rechnen, daß die ruſſiſche Agitation, wie 
überall in ſlawiſchen Ländern, die Unzufriedenheit der in der Minder- 
heit befindlichen Volksſtämme ſchüren wird. 

Das neue Staatsweſen überkommt alſo die ſchwie- 
rige Aufgabe, alle in ſeinen Grenzen wohnenden Natio- 
nalitäten in der Pflege ihrer nationalen Kulturgüter 
zu fördern, jeder die Möglichkeit zur freien Entfaltung 
ihrer Eigenart und zur Mitarbeit an allen öffentlichen 
Angelegenheiten zu gewähren. Es überkommt die 
weitere ſchwere Aufgabe, den Frieden unter den ver: 
ſchiedenen Nationalitäten zu wahren, jeder Ver- 
gewaltigung der einen durch die andere zu wehren. 

Man wird im allgemeinen den Polen das Zeugnis ausftellen 
können, in früheren Jahrhunderten weitgehende Toleranz gegen 
andere Volksſtämme und andere Religionen bewieſen zu haben. 

Indeſſen wäre es verkehrt, blind darauf zu vertrauen, daß es 
für alle Zukunft ſo bleiben werde. Die Erfahrungen in nahezu allen 
Ländern, wo verſchiedene Nationalitäten untereinander wohnen, 
haben gezeigt, daß die numeriſch, wirtſchaftlich oder ſozial höchſt⸗ 
ſtehende nur allzu geneigt iſt, ihren Einfluß zur politiſchen Herr⸗ 
ſchaft über die anderen auszunutzen; daß ſie es auch vielfach für ihre 
falſch verſtandene patriotiſche Pflicht hält, die anderen Nationali- 
täten zu ihrer eigenen überzuführen. Wo ſich ein ſolcher Vorgang 
von ſelbſt vollzieht, wie ſeinerzeit die Germaniſierung des heute 

deutſchen, früher ſlawiſchen Oſtens, wird man ihn freudig begrüßen 
können; beſonders dann, wenn der Volksteil, welcher ſeine Sprache 
und fein Recht aufgibt, dadurch in den Beſitz einer höheren Kultur 
gelangt. Aber jedes Indienſtſtellen von ſtaatlichen Macht: und 
Zwangsmitteln für ſolche Zwecke wird heutzutage von dem Volks- 
ſtamm, gegen den ſie angewandt worden, als Vergewaltigung, als 
Raub an ihren nationalen Gütern empfunden. Es ſchafft nur Er- 
bitterung und bewirkt das Gegenteil des Bezweckten. Die preußiſche 
Polenpolitik hat trotz aller materiellen Vorteile, welche die feſte 
Rechtsordnung und eine gute Verwaltung den preußiſchen Polen 
gebracht haben, dieſe nur feſter zum Widerſtand gegen die Ger⸗ 
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maniſierungspolitik zuſammengeſchloſſen; fie hat gleichzeitig die 
nationalen Gegenſätze aufs bedauerlichſte verſchärft; ſie hat letzten 
Endes den Polen genutzt, den Deutſchen geſchadet. Als ebenſo 
verfehlt haben ſich die früheren Germaniſierungstendenzen in Oſter⸗ 
reich, die Madjariſierungsbeſtrebungen in Angarn wie die Nuſſi⸗ 
fizierungsmaßnahmen in Rußland erwieſen. 

Es iſt aber nicht anzunehmen, daß die Polen aus den 
Mißerfolgen ihrer Nachbarvölker gelernt haben werden. Ge— 
rade in Zeiten ſtarker nationaler Erregung, wie ſie während und 
nach einem ſo gewaltigen Kriege, wie ſie ganz beſonders bei der 
Wie derherſtellung eines faſt / Jahrhunderte unterdrückten Staats: 
weſens ſich in dieſem mit Naturgewalt geltend machen, muß mit 
einer Aberſpannung des Nationalgefühls gerechnet werden. Es 
wird daher notwendig fein, von vornherein die Rechte der 
Nationalitäten in der Verfaſſung fo feſtzulegen, daß 
daran nicht gerüttelt werden kannz daß auch die geſetz— 
gebenden Faktoren gehindert ſind, an dieſen Grundrechten der 
Nationalitäten Anderungen vorzunehmen. Die amerikaniſche 
Verfaſſung hat gewiſſe Grundrechte den Anderungsverſuchen der 
Geſetzgebung entzogen und ſie unter den Schutz des höchſten Ge— 
richtshofs geſtellt. Bei einem Staatsweſen, das ſeine Entſtehung 
nicht der eigenen Befreiungstätigkeit ſeines Volkes, ſondern kriege⸗ 
riſchen Ereigniſſen und zuletzt dem internationalen Akt eines Frie- 
densſchluſſes verdankt, würde es vielleicht am richtigſten fein, die 
fraglichen Verfaſſungsbeſtimmungen unter den Schutz des inter— 
nationalen Haager Gerichtshofs zu ſtellen und ſie damit 
allen nationalen Leidenſchaften und Parteiſtreitigkeiten zu ent⸗ 
ziehen. 

Die Notwendigkeit, der flämiſchen Bevölkerung Belgiens 
ebenfalls ihre Kulturgüter — vor allen Dingen die Gleichberechtigung 
ihrer Sprache — zu ſichern, läßt es in gleicher Weiſe empfehlens⸗ 
wert erſcheinen, auch dieſe unter den Schutz des Haager Schieds- 
gerichtshofes zu ſtellen. 

Deutſchland und Oſterreich-Angarn würden damit einen 
Beweis ihrer Neigung zu internationalen Rechtsgarantien geben, 
der im Ausland angenehm berühren dürfte. Gleichzeitig würden 
fie ſich auf dieſe Weiſe von dem Odium entlaſten, das Garantie 
mächte in dem Schutz nationaler Minderheiten ſtets auf ſich nehmen. 
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Die Nationsgemeinſchaften 


Es genügt nicht, gewiſſe Rechte in der Verfaſſung nieder⸗ 
zulegen und ſie unter internationalen Schutz zu ſtellen; es gilt vor 
allem, die Organifation der einzelnen Nationalitäten 
zu ſchaffen, die ihre Rechte wahrnimmt und die die 
Fähigkeiten beſitzt, die nationalen Kulturgüter zu 
pflegen und zu fördern. Die einzelnen Nationalitäten müſſen 
zu dieſem Zweck zu Nationsgemeinſchaften oder, wie es im 
Mutterland ſolcher, in Siebenbürgen, heißt, zur Nationsuniverſität 
zuſammengeſchloſſen werden. 

Jeder Erwachſene — gleichviel, ob männlich oder weiblich — 
hätte ſich dazu in das Kataſter der betreffenden Nations⸗ 
gemeinſchaft eintragen zu laſſen. Für bevormundete Perſonen 
würde während der Dauer der Vormundſchaft der Vormund dieſe 
Eintragung zu bewirken haben. Es würde nicht genügen, nur die 
erwachſenen und männlichen Perſonen einzutragen, da die Nations: 
gemeinſchaft das Recht haben muß, für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben Steuern zu erheben, die auch von vermögenden 
Minderjährigen oder weiblichen Selbſtändigen zu leiſten ſein würden. 
In beſtimmten Zeiträumen — vielleicht alle drei oder fünf Jahre — 
müßle es freiſtehen, ſich in das Kataſter einer anderen Nations⸗ 
gemeinſchaft eintragen zu laſſen. 

Welche Aufgaben würden letzterer nun obliegen? 

Zu den verfaſſungsmäßig und unabänderlich feſtzuſetzenden 
Grundrechten der Nationalitäten gehört das Recht auf un⸗ 
eingeſchränkten Gebrauch der Mutterſprache in Wort, 
Schrift und Preſſe; ebenſo das auf den Schulunterricht in 
ihr. Das erfordert die Veranſtaltung des öffentlichen 
Unterrichts durch die Nationsgemeinſchaft; ihr würde 
nicht nur die Schulunterhaltungspflicht obliegen, ſondern auch 
das geſamte nationale Vildungsweſen — einſchließlich Theater 
und bildender Kunſt, ſoweit dieſe eine ſpezifiſche der betreffenden 
Nationalität iſt. 

Bei der außerordentlichen Bildungsrückſtändigkeit der breiten 
Schichten in den beſetzten Gebieten — einen geordneten Schul⸗ 
unterricht hat es eigentlich nur in Kurland gegeben, und auch der 
war während der Nuſſifizierungsperiode zum großen Teil vernichtet 
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worden — wird man freilich nicht mit Sicherheit hoffen dürfen, 
daß der edle Wettſtreit der Nationalitäten untereinander die Ziele 
des Schulunterrichts hoch ſtecken und dafür ſorgen wird, daß ſie auch 
wirklich erreicht werden. Es kommt hinzu, daß die wirtſchaftliche 
Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Nationalitäten eine außerordentlich 
ungleiche iſt. Am geringſten iſt fie bei den Weißruſſen und Klein⸗ 
ruſſen, am größten bei den Deutſchen und Letten, welch letztere 
überwiegend aus wohlhabenden, kinderarmen Bauernfamilien be— 
ſtehen. Die Mehrzahl der Juden bildet ein verarmtes Proletariat, 
und gerade die wohlhabenden und intellektuellen Schichten derſelben 
wollen als Nationalpolen gelten und würden ſich in das polniſche 
Kataſter eintragen laſſen. 

Da dürfte es ſich als notwendig erweiſen, daß einmal die Zentral: 
ſtaatsgewalt gewiſſe Mindeſtforderungen für die Leiſtungen des 
Schulunterrichts geſetzlich feſtlegt und über ihre Durchführung 
wacht. Zu dieſen Mindeſtforderungen gehört auch die Erteilung 
von Unterricht in der Reichs ſprache, die einen obligatoriſchen 
Lehrgegenſtand bilden müßte, während die Anterrichtsſprache 
der Schule die Sprache der Nationsgemeinſchaftſein müßte. 

Der Staat muß die Forderung einer gewiſſen Kenntnis der 
Reichsſprache fordern, auch wo dieſe nicht die Sprache der Nations— 
gemeinſchaft iſt. Das iſt ſchon im militäriſchen Intereſſe der ein- 
heitlichen Kommandoſprache wegen notwendig. Auch muß für den 
inneren Verkehr aller Reichsbehörden untereinander 
eine einheitliche Sprache beſtehen. Es würde praktiſch eine 
dauernde Fernhaltung der anderen Nationalitäten von allen Reichs- 
ämtern einſchließlich der Offizier- und Anteroffizierſtellen bedeuten, 
wenn man ihnen nicht die Möglichkeit ſicherte, in der Schule die 
Reichsfprache zu erlernen; damit aber würde deren Anteilnahme 
an den öffentlichen Angelegenheiten und ihr Einfluß darauf weſent⸗ 
lich gemindert werden. Die Kenntnis der Neichsſprache liegt alfo 
im eigenſten Intereſſe der Nationalitäten. Bei dem ſtarken Aber⸗ 
wiegen des polniſchen Elements könnte als ſolche nur das Polniſche 
in Betracht kommen. 

Als Gegenleiſtung für die vom Staat geſtellten Mindeſt— 
forderungen an die Schule und für fein Necht der Aber— 
wachung, daß dieſe auch erreicht werden, würde der Staat ſchon 
aus Rückſicht auf die weit auseinander gehende finanzielle Leiſtungs⸗ 
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fähigkeit der verſchiedenen Nationsgemeinſchaften einen Zuſchuß 
zu den Schulkoſten zu leiſten haben, der am beſten auf den Kopf 
der Schüler zu berechnen wäre. Da es nicht überall möglich ſein 
wird, für alle in einem Ort vorhandenen Nationalitäten geſonderte 
Schulen zu ſchaffen, fo müßte es zuläffig fein, da, wo die Schülerzahl 
einer Nationalität zu einer eigenen Schule nicht ausreicht, die 
Schüler in die vorhandene einer anderen zu ſchicken. Die Nations⸗ 
gemeinſchaft müßte dieſer dann die entſprechenden Koſten vergüten. 
Auch müßte es jedem Schüler freiſtehen, die Schule einer anderen 
Nationsgemeinſchaft gegen Entrichtung eines angemeſſenen Schul⸗ 
geldes zu beſuchen. Da z. B. die deutſche Schule der lettiſchen, 
litauiſchen, polniſchen, kleinruſſiſchen oder jüdiſchen meiſt überlegen 
ſein dürfte, müßte ſtrebſamen Schülern die Möglichkeit geboten 
werden, ſich die beſte Ausbildung anzueignen. 

Wie für die Volksſchulen, müßte die Nationsgemeinſchaft 
auch für die Errichtung höherer Schulen zuſtändig ſein. Auch 
hier werden ſich Mindeſtforderungen des Staates nicht umgehen 
laſſen, wenn dieſe Schulen ihren Schülern die Berechtigung für 
die Weiterausbildung zum Beamten, Arzt oder Lehrer geben ſollen. 
Man wird aber Sicherheitsmaßnahmen gegen die mißbräuchliche 
Ausnutzung des Aufſichtsrechts vorſehen müſſen. 

Hochſchulen werden vorausſichtlich nur für die polniſche 
Bevölkerung geſchaffen werden. Letten, Litauer, Kleinruſſen, Weiß⸗ 
ruſſen find zu wenig zahlreich vertreten, um ſich die ſehr erheblichen 
Koſten eigener Aniverſitäten oder techniſcher Hochſchulen zu leiſten; 
ſie werden ſich beſtenfalls mit mittleren Fachſchulen begnügen. 
Den Deutſchen würde die Möglichkeit des Beſuchs der deutſchen 
Hochſchulen offenſtehen, ebenſo den Juden, ſofern dieſe nicht den 
Beſuch der polniſchen Hochſchulen vorziehen. Da der Staat an der 
Ausbildung von Ärzten und Beamten ein lebhaftes Intereſſe hat, 
würde kein erhebliches Bedenken vorliegen, die Hochſchulen trotz 
ihres polniſchen Charakters auf den Staat zu übernehmen. Zu den 
Lehrerſeminaren wie zu den fachlichen Mittelſchulen würde — trotz⸗ 
dem ſie Veranſtaltungen der Nationsgemeinſchaft wären — es 
erwünſcht ſein, daß der Staat Zuſchüſſe gewährte, was auch durch 
ſein Aufſichtsrecht begründet erſcheint. 

Man wird ſich nicht der Illuſion hingeben dürfen, daß es ge⸗ 
lingen werde, das Schulweſen in Polen und Litauen raſch auf eine 
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hohe Stufe zu bringen. Nach der fürchterlichen Verwahrloſung 
unter der ruſſiſchen Herrſchaft fehlt es an Schulräumen und vor 
allem an geeignetem Lehrperſonal wie auch an Lehrerbildungs⸗ 
anſtalten. Jahrzehnte werden vergehen, ehe eine einigermaßen 
ausreichende Schulverſorgung durchgeführt iſt. Beſſer liegen die 
Verhältniſſe in Kurland, obgleich die Ruſſen im letzten Jahrzehnt 
vor dem Kriege es auch dort fertiggebracht haben, das ausgezeichnete 
Schulweſen zu zerſtören. 

Auf das jüdiſche Schulweſen wird im Abſchnitt: „Die 
Juden in Polen“ näher eingegangen werden. 


Die Sprache der Behörden 

Wenn auch die Reichsſprache obligatoriſcher Lehrgegenſtand 
ſein muß und eine gewiſſe Kenntnis derſelben nach einer freilich 
recht langen Übergangszeit durchweg vorhanden ſein wird, kann 
in einem Nationalitätenſtaat der Staatsbürger doch verlangen, 
daß die Behörden mit ihm in ſeiner Mutterſprache verkehren. 
Dieſes Verlangen findet allerdings ſeine praktiſche Grenze darin, 
daß den Beamten nicht zugemutet werden kann, alle die Sprachen 
zu verſtehen und zu ſprechen, die in der betreffenden Gegend nur 
von einer verſchwindenden Anzahl von Perſonen geſprochen werden. 
So kann man beiſpielsweiſe vom Beamten in Kaliſch oder Czen⸗ 
ſtochau nicht verlangen, daß er Weiß, Groß: und Kleinruſſiſch, 
Lettiſch und Litauiſch verſteht, weil vielleicht von jeder dieſer 
Nationalitäten ein halbes Dutzend Perſonen im ganzen Kreiſe 
leben. Man wird auch verlangen können, daß dieſe wenigen Per— 
ſonen die Sprache der ſie umgebenden Bevölkerung verſtehen. 
Anders da, wo verſchiedene Nationalitäten ſtark gemiſcht unter- 
einander wohnen. Hier wird man den Begriff der landesüblichen 
Sprachen einführen müſſen, der zur Vorausſetzung hat, daß ſie 
in der betreffenden Gegend oder Ortſchaft von einem größeren 
Prozentſatz der Bevölkerung geſprochen werden. Das würde in 
Kaliſch, Petrikau uſw. neben Polniſch noch Deutſch und Jiddiſch, 
in Kurland Lettiſch und Deutſch, im Gouvernement Lublin neben 
der Reichsſprache Polniſch noch Kleinruſſiſch, Deutſch und Jiddiſch 
ſein müſſen uſw. Wie hoch der Prozentſatz der Nationalität ge⸗ 
griffen werden muß, um eine Sprache zur landesüblichen zu machen, 
iſt eine praftifche Frage; man wird die Grenze wohl ſchon bei 6 bis 
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8% ziehen müſſen. And zwar werden die Behörden mit den 
ſämtlichen Einwohnern ihres Bezirks in deren landesüblichen 
Sprachen den Verkehr führen müſſen; alſo z. B. in einem Gouverne⸗ 
ment, in dem ein Kreis liegt, in dem Kleinruſſiſch zu den landes- 
üblichen Sprachen gehört, müßte die Gouvernementsbehörde und 
ebenſo auch das Gericht auf Verlangen mit der Partei in dieſer 
Sprache verhandeln und das Arteil in ihr ausfertigen. 


Provinzbildung nach den Sprachverhältniſſen 

Das wird notwendig machen, die Verwaltungs- und Gerichts 
bezirke ſoweit als irgend möglich den Nationalitätsverhältniſſen 
anzupaſſen. Machen dieſe doch ohnehin eine weitgehende Selbſt⸗ 
verwaltung notwendig. Man wird nicht ſo weit zu gehen brauchen 
wie Deutſchland mit ſeinen Gliedſtaaten, nicht einmal wie Oſterreich 
in ſeiner „Länderbildung“, ſondern wird ſich auf ein Mittelding 
zwiſchen dieſer und der preußiſchen Provinzialverfaſſung beſchränken 
können. Man wird mit der Zentraliſierung des Staatsweſens ſchon 
deswegen weitergehen können wie in Deutſchland, Oſterreich⸗Angarn 
und der Schweiz, als man bei dieſer Neuſchöpfung nicht notwendig 
hat, auf dynaſtiſche und berechtigte partikulariſtiſche Intereſſen 
Nückſicht zu nehmen. Wird doch das neue Staatsweſen aus einem 
ſtraff zentraliſierten herausgeſchnitten. Allerdings wird eine kluge 
Politik auch an das hiſtoriſch Gewordene anzuknüpfen ſuchen. 
So iſt Kurland auch ein ſtaatsrechtlicher Begriff, und 
es wäre verkehrt, alle ſeine hiſtoriſch gewordenen, 
zum großen Teil bewährten Einrichtungen über den 
Haufen zu werfen, lediglich damit auch in der Selbſtverwaltung 
durchweg dasſelbe Syſtem herrſche; freilich kann auch dort die 
Entrechtung weiter Volksteile, die Bevorrechtung anderer nicht 
aufrecht erhalten werden. 

Man wird im übrigen zweckmäßig die Provinzen oder Länder 
ethnographiſch abzuteilen verſuchen müſſen. So neben dem letti⸗ 
ſchen Kurland mit deutſchem Einſchlag ein litauiſches 
Land ſchaffen, beſtehend aus Kowno, dem heutigen Gouverne⸗ 
ment Suwalki — vielleicht ohne die beiden ganz überwiegend 
polniſchen Kreiſe Suwalki und Auguſtowo, die mit zum polniſchen 
Land zu ſchlagen wären — ferner aus den Kreiſen Troki und 
Wilna und den nördlichen Teilen des Kreiſes Sweneiany. 
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Die zum Gouvernement Grodno gehörigen Kreiſe Bjeloſtok 
(Bialyſtok) und Bjelſk mit ihrer vorwiegend polniſchen Bevölke— 
rung würden zweckmäßig zum polniſchen Land zu ſchlagen ſein; 
Grodno, Sokolka und etwa einzuverleibende Teile des Kreiſes 
Wolkowyſk mit den Kreiſen Lida und Oſzmjany zu einem 
weißruſſiſchen Bezirk. 

Schließlich käme noch die Möglichkeit eines kleinruſſiſchen 
(ruthenifchen) Verwaltungsbezirkes, beſtehend aus den Kreiſen 
Grubſchejow und Tomaſchow ſowie benachbarten Teilen des 
Kreiſes Cholm, in Betracht, die freilich nur eine Geſamtbevölke— 
rung von 350 000 bis 375 000 Seelen — worunter zirka 200 000 
bis 250 000 Ruthenen, 80 000 Polen, 45 000 Juden und 10 000 
Deutſche. Bei der Angliederung wolhyniſchen Gebiets würde das 
rutheniſche Element eine weſentliche Vermehrung erfahren. Dem 
rutheniſchen Verwaltungsgebiet würde aus ethnographiſchen Rück⸗ 
ſichten noch der Kreis Wlodawa nördlich von Cholm und Teile 
des Kreiſes Biala zuzuſchlagen fein; in erſterem bilden die Ruthenen 
die abſolute Mehrheit, in letzterem die ſtärkſte Bevölkerungsgruppe. 
Das rutheniſche Land würde damit um rund 180 000 Seelen ver- 
größert werden, darunter zirka 120 000 Ruthenen. Verwaltungs 
ſitz müßte dafür freilich die im übrigen beim polniſchen Land ver- 
bleibende Stadt Cholm ſein, da dieſe von den verſchiedenen Teilen 
des rutheniſchen Gebietes am beſten zu erreichen iſt. Das wäre 
an ſich ſehr wohl zu machen; liegt doch z. B. der Verwaltungsſitz 
des großen Kreiſes Teltow in Berlin. 

Es würden demnach umfaſſen das polniſche Verwaltungsgebiet 
zirka 11,93 Millionen Einwohner, das litauiſche 3,06 Millionen, 
das weißruſſiſche 1,05 Millionen, Kurland 0,675 Millionen und das 
rutheniſche Gebiet 0,55 Millionen Einwohner. Das polniſche müßte 
natürlich in verſchiedene Verwaltungsgebiete geteilt werden. 


Die Verteilung der ſtaatlichen Aufgaben 

Die ſtaatlichen Aufgaben würden ſo zu verteilen ſein, daß der 
Geſamtſtaat — den wir das Reich nennen wollen — all die Auf- 
gaben von Geſetzgebung und Verwaltung zugewieſen erhielte, die 
in Deutſchland dem Reich zuſtehen, alſo Landesverteidigung, Aug: 
wärtiges und Konſulatweſen, Zivil- und Strafgeſetzgebung, Gewerbe— 
und ſoziale Geſetzgebung, Poſt und Telegraphie, Seehäfen, Veterinär⸗ 
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und Sanitätsgeſetzgebung, Zölle, indirekte und Verkehrsſteuern; 
daneben aber müßte es noch das geſamte Eiſenbahnweſen, die ſchiff— 
baren Waſſerſtraßen, das Bergweſen und das Gebiet der direkten 
Steuern zugewieſen erhalten; ebenſo würden ihm gewiſſe Aufgaben 
auf dem Gebiet des Schulweſens (Aufſichtsrechte, Mindeſtanforde⸗ 
rungen) zufallen. Daneben müßte es noch allgemeine Grundſätze 
für die Gemeindegeſetzgebung aufſtellen können. Für die Landes- 
verwaltung würden demnach übrigbleiben: das Wegweſen, die nicht 
ſchiffbaren Waſſerläufe einſchließlich der allgemeinen Landes⸗ 
melioration, das Armen⸗, Krankenpflege- und Irrenweſen, das 
Polizeiweſen, die ſpezielle Gemeindegeſetzgebung und die Aufſicht 
über die Gemeindeverwaltung, die Ausführung der Neichsgeſetze, 
ſoweit dieſe nicht durch direkte Reichsbehörden bzw. Beamte er- 
folgt. Ihr würde das Recht zuſtehen, Zuſchläge zu den direkten 
Neichsſteuern zu erheben, ebenſo zu den Grund-, Gebäude- und 
Gewerbeſteuern, die freilich in erſter Linie für die Gemeinden 
herangezogen werden müßten. 

Die innere Verkehrsſprache der Behörden und die Ver— 
handlungsſprache der Volksvertretungen würde die über- 
wiegende Landesſprache ſein, ſofern nicht eine andere landesübliche 
Sprache ausdrücklich — ſei es durch Beſchluß, ſei es durch die Ver⸗ 
faſſung — vorgeſehen iſt. Das würde ſich wahrſcheinlich für Kurland 
empfehlen, wo die Sprache der ſtädtiſchen wie der intellektuellen 
Bevölkerung deutſch ift, auch alle älteren Urkunden deutſch abgefaßt 
ſind; deutſch iſt dort auch die Sprache des Handels. Im Verkehr 
mit dem Publikum müßte natürlich jede landesübliche Sprache 
angewendet werden, und zwar auch von den Reichs behörden; 
alſo z. B. im Gouvernement Petrikau oder Kaliſch auch das 
Deutſche, in allen polniſchen, litauiſchen und rutheniſchen Gebieten 
auf Verlangen auch das Jiddiſche. 


Gemeinde verwaltung 
Die Gemeinden ſchließlich müßten befugt ſein, ihre innere 
Verkehrsſprache ſowie die Verhandlungsſprache der Gemeinde: 
körperſchaften abweichend von der Landesſprache feſtzuſetzen oder 
zu beſtimmen, daß in den letzteren zwei landesübliche Sprachen 
zugelaſſen werden. Das iſt notwendig, da in vielen Gemeinden die 
große Mehrheit der Bewohner nicht die Landesſprache als Mutter⸗ 
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ſprache ſpricht. So haben mit wenigen Ausnahmen die polnifchen 
und litauiſchen Städte jüdiſche Mehrheiten, deren Mutterſprache 
das Jiddiſche iſt. 

Den Gemeinden die nötige Bewegungsfreiheit zu verſchaffen, 
ein reges Gemeindeleben mit weitgehender Selbſtverwaltung zu 
ſchaffen, iſt eine der wichtigſten Aufgaben für die politiſche Er- 
ziehung der Bevölkerung, deren Intereſſe an den öffentlichen Auf- 
gaben am leichteſten gerade bei denen der Gemeinden zu erregen 
iſt, da ihr dieſe am nächſten liegen. And die letzteren ſind gerade 
in Polen und Litauen ungeheure. Wenn im Zartum Polen von 
121 Städten nur 9 eine Waſſerleitung, nur 5 eine Kanaliſation, 
nur 4 elektriſche und nur 8 Gasbeleuchtung haben, während ſich 
110 mit Petroleumbeleuchtung behelfen müſſen, wenn ſelbſt eine 
Stadt von über 550000 Einwohnern wie Lodz weder Kanaliſation 
noch Waſſerleitung beſitzt, wenn die Straßen ſich in einer unſagbar 
traurigen Verfaſſung befinden, wenn es eine Gemeindefürſorge 
für Arme und Kranke überhaupt nicht gibt, ſo iſt das ein fürchter⸗ 
liches Schuldkonto der ruſſiſchen Verwaltung, die ein Gemeinde: 
leben ſich nicht entwickeln ließ. Es zeigt dies aber auch die ganze 
gewaltige Größe der den Gemeinden obliegenden Aufgaben. An 
dieſen aber erzieht ſich ein Volk. 

Ein ſo großer Staatsmann und Volkserzieher wie der Frei— 
herr vom Stein legte von jeher den größten Wert darauf, durch 
die Selbſtverwaltung in Gemeinde, Kreis, Provinz das Volk mit 
dem Intereſſe an der Ordnung ſeiner gemeinſamen Angelegenheiten 
zu erfüllen und es in der Tätigkeit dafür zur Arbeit an den größeren 
Staatsaufgaben zu erziehen. Er erklärte es für den größten Fehler, 
daß man 1815 das mit Rußland durch Perſonalunion vereinigte 
Kongreßpolen mit einer Konſtitution beglückte, ohne vorher oder 
wenigſtens gleichzeitig den ſoliden Unterbau einer ſtädtiſchen und 
ländlichen Selbſtverwaltung zu ſchaffen. 


Das Wahlrecht 
Damit, daß jeder Nationalität die Pflege ihrer Kulturgüter 
ſelbſtändig überlaſſen würde, wäre der Friede derſelben untereinander 
noch nicht gewährleiſtet. Es gibt trotzdem Wettbewerb, Kampf 
um politiſchen Einfluß, um Macht und Stellenbeſetzung; er kann 
verſchärft werden durch ſoziale wie durch Intereſſengegenſätze. 
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Es iſt notwendig, jeder Nationalität den gebührenden Einfluß 
auf die Geſchicke des Landes, des Reiches einzuräumen und inner⸗ 
halb jeder Nationalität wieder jeder politiſchen Richtung. Dieſer 
Einfluß wird nicht gefichert durch das Wahlrecht nach Wahlkreiſen 
mit dem Syſtem der abſoluten Mehrheit. And dieſes Wahlſyſtem 
iſt gerade in gemiſchtſprachigen Gegenden der Anlaß zur Ver⸗ 
ſchärfung der nationalen Gegenſätze, zu den erbittertſten Kämpfen. 
Gerade durch das Mehrheitsprinzip gewinnen dieſe Wahlkämpfe 
ihren gefährlichen Charakter. Gilt es doch dabei als nationale 
Ehrenpflicht, den Wahlkreis für die eigene Nationalität zu erobern, 
und gelten doch oft die ehrenrührigſten Wahltricks bei der Partei, 
in deren Intereſſe ſie gemacht werden, als durchaus ehrenvoll. 
Dieſe Quelle nationaliſtiſcher Streitigkeiten von vornherein zu ver- 
ſtopfen, iſt eine der wichtigſten Aufgaben. Sie läßt ſich durch das 
Syſtem der nationalen Wahlmatrikeln in Verbindung mit 
dem der Verhältniswahl löſen. Damit würden auch die in aus⸗ 
geſprochener Minderheit oder vereinzelt wohnenden Wähler jeder 
Nationalität zu ihrem Necht kommen, würden ihre Stimmen nicht 
verloren gehen. 

Bei der Aufſtellung der nationalen Kataſter würde gleichzeitig 
die Eintragung der Wähler in die nationalen Wahlmatrikeln er⸗ 
folgen. Jedem Wähler würde es freiſtehen, in welche Matrikel er 
ſich eintragen laſſen will, ebenſo würde ihm das Recht zuzubilligen 
ſein, zu gegebenen Zeitpunkten ſeine Amſchreibung in eine andere 
Matrikel zu beantragen. Es müßte z. B. möglich fein, daß ein Jude 
ſich aus der jüdiſchen in die polniſche Matrikel übertragen läßt, 
auch wenn er die Religion nicht wechſelt, uſw. 

Würde innerhalb der Nationsmatrikeln nach Liſtenſyſtem und 
Verhältniswahl gewählt, ſo würden ſich im übrigen die Wahlen 
nach politiſchen Geſichtspunkten vollziehen und würde jede einiger⸗ 
maßen nennenswerte politiſche Gruppe durch die Männer ihres Ver⸗ 
trauens vertreten werden. Beides iſt durchaus erwünſcht, denn 
das Wahlergebnis ſoll die Zuſammenſetzung der Wählerſchaft 
wiedergeben. 

Man wird zugeben müſſen, daß in Oſterreich die Einführung 
der Wahlen nach nationalen Matrikeln nicht den erhofften Erfolg 
einer Verſöhnung der ſtreitenden Nationalitäten gebracht hat. 
Dort war aber der Hader unter ihnen ſo alt, ſo erbittert, ſo tief ge⸗ 
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freſſen, daß dieſe einzige Maßregel ihn nicht aus der Welt ſchaffen 
konnte. Dazu kommt, daß dort die ſchwerſten Streitfragen — die 
der Schule und der Sprache — nach wie vor zur Zuſtändigkeit der 
politiſchen Körperſchaften gehören und die Mittel dazu von ihnen 
bewilligt werden müſſen. Gerade deshalb ſchlage ich vor, dieſe 
Aufgaben den Nationsgemeinſchaften zu überweiſen, ſie den 
politiſchen Körperſchaften zu entziehen und gleichzeitig die 
Sprachenrechte verfaſſungsmäßig feſtzulegen. Damit fallen die 
wichtigſten Streitpunkte fort. And die Verhinderung von Wahl- 
kämpfen zwiſchen den einzelnen Nationalitäten kann hier der 
Verſöhnung um ſo eher dienen, als dieſe — abgeſehen von 
Warſchau — bisher kaum zu heftigen Wahlkämpfen zwiſchen den 
einzelnen Nationalitäten geführt hatten. Sie waren eben alle von 
den Ruffen unterdrückt worden, hatten alle zu leiden, wenn auch 
die einen etwas mehr als die anderen. 

Es wäre daher auch zu hoffen, daß ſich dann in den Parla- 
menten nicht rein nationaliſtiſche Parteien, ſondern ſolche nach 
politiſchen Geſichtspunkten bilden würden, und daß, wenn in allen 
die verſchiedenen Nationalitäten vertreten ſind, dies zum friedlichen 
Nebeneinanderleben und arbeiten führen würde. 

Wie gefährlich dagegen jedes die Nationalitäten nicht berück— 
ſichtigende Wahlſyſtem iſt, haben bereits die Gemeindewahlen in 
den Städten gezeigt; die ſo gewählten Gemeindekörperſchaften 
haben die Rechte und Intereſſen der nationalen Minderheiten — 
fo in Warſchau der Juden — nicht entfernt ausreichend berück— 
ſichtigt. Insbeſondere find dieſe bei der Verteilung der Volks⸗ 
ſchulen aufs Schwerſte benachteiligt worden. 

Ob bei der außerordentlich großen Verſchiedenheit der Kultur— 
ſtufen wie der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit der einzelnen 
Nationalitäten — man vergleiche nur Deutſche und Weißruſſen! — 
den kulturell Höherſtehenden für eine längere Reihe von Jahren 
eine größere Zahl von Mandaten einzuräumen wäre, als ihrer Volks⸗ 
zahl entſpricht, würde zu erwägen ſein. Es würde das im weſentlichen 
den Deutſchen, in den litauiſchen, weißruſſiſchen und kleinruſſiſchen 
Gebieten auch den Polen zugute kommen. Das öſterreichiſche 
Wahlrecht zum Reichsrat enthält eine ſolche Beſtimmung, die 
übrigens unter Mitwirkung der dortigen deutſchen Sozialdemokraten 
zuſtande gekommen iſt. 
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Jedes Wahlrecht, das nicht allen nennenswerten 
Schichten eine ihrer Bedeutung entſprechende Ver— 
tretung ſichert, das nicht auf die wohlhabenden und 
intellektuellen Kreiſe einen Zwang ausübt, ſich der 
Hebung der ärmeren und zurückgebliebenen Klaſſen 
anzunehmen, iſt ſchlecht und verfehlt ſeinen Zweck, eine 
Volksvertretung zu bilden. Das iſt eben am preußiſchen 
Dreiklaſſenwahlrecht das unſagbar Schlechte, daß — von wenigen 
großſtädtiſchen Wahlkreiſen abgeſehen — die breiten Maſſen einen 
Mann ihres Vertrauens nicht wählen können. Das kommunale 
ODreiklaſſenwahlrecht iſt noch golden dagegen, weil dort jede Klaſſe 
für ſich ihre Vertreter wählt, keine ganz ausgeſchaltet werden kann. 

Die nationalen Wahlmatrikeln und die Verhältniswahl ſchlie ßen 
übrigens ein Pluralſtimmenrecht ebenſowenig wie ein Klaſſen⸗ 
wahlrecht aus. Vielleicht iſt es bei der kulturellen Mückſtändigkeit 
der Bevölkerung — über zwei Drittel derſelben ſind Analphabeten — 
angezeigt, für eine längere Abergangsperiode ein Pluralſtimmen⸗ 
wahlrecht einzuführen. Das gleiche Wahlrecht iſt für ein ſo hoch⸗ 
kultiviertes Volk wie das deutſche angezeigt, ob für ein — wenn 
auch nicht durch eigene Schuld — in ſeiner Bildung ſo rückſtändiges, 
kann bezweifelt werden. Jedenfalls aber muß ein Wahlzenſus, muß 
ein Stände⸗ oder Klaſſenwahlrecht nach preußiſchem Muſter ver⸗ 
mieden werden. 

Ob ſich ein Oberhaus empfiehlt, kann billig bezweifelt werden. 
Sollte es beliebt werden, ſo würde jedenfalls für eine angemeſſene 
Vertretung aller Nationalitäten Vorſorge getroffen werden. 

Die Wahlen nach nationalen Wahlmatrikeln würden auch für 
die Landes vertretungen vorzuſehen fein, da es hier doppelt not⸗ 
wendig iſt, den nationalen Minderheiten eine angemeſſene Ver⸗ 
tretung zu ſichern. 

Der Einfachheit halber würde ſich empfehlen, den nationalen 
Kurien des Reichsparlaments die Beſchlußfaſſung über die von den 
Nationsgemeinſchaften für Schul- und ſonſtige Kulturzwecke auf⸗ 
gebrachten Mittel zu übertragen, ſie könnten gleichzeitig die Ver⸗ 
waltung dafür einſetzen; es wäre der einfachſte konſtitutionelle Weg 
dafür. 

Für die Gemeindewahlen würde ſich vielleicht das 
nationale Kataſter erübrigen, ſofern man durchweg die 
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Verhältnis wahl dafür einführtez mit dieſer vermöchte im 
begrenzten Bezirk der Gemeinde jede Nationalität zu ihrem Recht 
zu kommen. Warſchau hat man für die Stadtverordnetenwahlen 
ein ſehr gekünſteltes Ständewahlrecht oktroyiert, das freilich beſſer 
iſt als das Fehlen jeder Selbſtverwaltung unter der ruſſiſchen 
Herrſchaft, aber doch den breiten Schichten der Bevölkerung nur 
einen minimalen Einfluß auf die Verwaltung der ſtädtiſchen An⸗ 
gelegenheiten gibt. Damit beraubt man ſich des beſten politiſchen 
Erziehungsmittels der Maſſen, man ertötet geradezu deren Intereſſe 
an der praktiſchen Mitarbeit, auf das der Freiherr vom Stein ſo 
entſcheidenden Wert legte. And man hat damit die über 300 000 
Seelen ſtarke jüdiſche Bevölkerung Warſchaus von der Mitarbeit 
an den ſtädtiſchen Aufgaben in weitgehendſter Weiſe ausgeſchloſſen, 
während ſie doch das allerlebhafteſte Intereſſe an einer ſolchen hat. 

Bei aller Anerkennung der vortrefflichen Verwaltungs⸗ 
leiſtungen der in die beſetzten Gebiete entſandten Beamten können 
dieſe, da ſie mit wenigen Ausnahmen aus den konſervativen Kreiſen 
entnommen find, ſich von ihren mitgebrachten einſeitigen An⸗ 
ſchauungen nicht freimachen und glauben die ſchwierigſten Probleme 
gelöſt zu haben, wenn ſie eine Ordnung ſchaffen, der man zwar 
nachrühmen kann, daß ſie beſſer wie keine iſt, die aber auf die Dauer 
berechtigte Anzufriedenheit und unhaltbare Verhältniſſe ſchaffen muß. 
Das Nationalitätenproblem darf man in Polen nicht ignorieren, 
man muß es ernſthaft anfaſſen, und ebenſowenig geht es an, dort die 
großen Maſſen lediglich als Objekte der Geſetzgebung zu behandeln. 

Es hat auch ſeine ſchweren Bedenken, die Ausarbeitung der 
Verfaſſung einem aus Notabeln gebildeten Staatsrat zu über: 
tragen, zumal, wenn man in ihn nahezu ausſchließlich Würden⸗ 
träger polniſcher Nationalität beruft. Von denen kann man nicht 
erwarten, daß ſie die Rechte der nationalen Minderheiten ſichern. 
Es wäre mehr als eine Ironie des Schickſals, wenn die durch 
Deutſchland bewirkte Befreiung und Wiederherſtellung Polens 
ſchließlich dazu führen ſollte, die Deutſchen in Polen ſchlechter zu 
ſtellen, als es unter ruſſiſcher Herrſchaft der Fall war. 


Miniſterium, Staatsrat, Lands mannminiſter? 


Auch wenn man den einzelnen Ländern oder Provinzen noch 
ſo weite Selbſtverwaltungsbefugniſſe gewähren ſollte, würde es 
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eines fo komplizierten Apparates wie des deutſchen Bundesrates 
nicht bedürfen. Eher käme die Schaffung eines Staatsrates oder 
ſogenannter Landsmannminiſter in Frage, die die Intereſſen der 
verſchiedenen Nationalitäten in der Regierung wahrzunehmen 
und an der Spitze der Verwaltung der Angelegenheiten der 
Nationsgemeinſchaften zu ſtehen hätten. Freilich könnte das unter 
Amſtänden zu ſtarken Meinungsverſchiedenheiten im Kabinett führen, 
denn dieſe Miniſter müßten doch die Vertrauensleute ihrer Nations⸗ 
gemeinſchaften bzw. der auf Grund ihrer nationalen Matrikel ge⸗ 
wählten Abgeordneten ſein. Dieſe könnten aber leicht einmal in 
ihrer Mehrheit in Oppoſition zum gerade am Ruder befindlichen 
Miniſterium ſtehen. Man wird ſich deshalb wohl beſſer damit be⸗ 
gnügen, dieſe Vertreter in den Staatsrat zu berufen, der über alle 
die die beſonderen Intereſſen der Nationalitäten angehenden An⸗ 
gelegenheiten gehört werden müßte. 


Staatsform 


Als Staatsform dürfte ſich die erbliche Monarchie emp— 
fehlen. Polen hat mit dem Wahlkönigtum fo wenig günſtige Er- 
fahrungen gemacht, daß dieſer Verſuch beſſer nicht wiederholt wird. 
Aber auch die rein republikaniſche Verfaſſung mit einem auf Zeit 
gewählten Präſidenten eignet ſich gerade für ein ſo verſchiedene 
Nationalitäten umfaſſendes Staatsweſen ſehr wenig. Aus welcher der 
verſchiedenen Nationalitäten der Präſident auch genommen werden 
ſollte, er würde nicht das rechte Vertrauen der anderen haben. 
Aus dieſem Grunde empfiehlt es ſich auch nicht, den erblichen König 
aus einem eingeborenen Geſchlecht zu nehmen; es könnte dies nur 
ein polniſches ſein. Das aber würde einem gewiſſen Mißtrauen bei 
den nichtpolniſchen Nationalitäten und der Eiferſucht der gleiche 
Anſprüche erhebenden anderen großen polniſchen Adelsfamilien 
ausgeſetzt ſein. Alſo nehme man ihn aus einer der zahlreichen deutſchen 
Fürſtenfamilien, die ja ſchließlich die vakanten Throne Europas 
zu beſetzen pflegen! An einer geeigneten Perſönlichkeit, die auch 
der öſterreichiſchen Krone genehm wäre, dürfte es ſicher nicht fehlen. 
Seine Aufgabe wird es ſein, über den Parteien und über 
den Nationalitäten zu ſtehen und alles zu fördern, was 
dem militäriſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Aufſchwung des 
neugegründeten Staatsweſens dient. 


46 


Polniſch-litauiſch-kuriſcher Staatenbund 


Es ließe ſich freilich auch eine ſtaatsrechtliche Konſtruktion 
ſchaffen, wonach Polen, Litauen letzteres einſchließlich Suwalki, 
aber ausſchließlich der Kreiſe Sumalfi und Auguſtowo) und Kurland 
drei ſelbſtändige Staatsweſen bildeten, die, ähnlich wie die Glied- 
ſtaaten Deutſchlands, militäriſch, zollpolitiſch und hinſichtlich der 
Verbrauchsabgaben zu einem gemeinſamen Staatenverband zu⸗ 
ſammengeſchloſſen würden, der durch Perſonalunion eine weitere 
Feſtigung erhalten könnte und wobei auch das Bahnweſen im Beſitz 
des Staatenverbandes bliebe. Zwiſchen Einheitsſtaat mit Provinzial⸗ 
vertretungen, Bundesſtaat und Staatenbund gibt es eine Fülle von 
Möglichkeiten, für die ſchließlich das praktiſche Bedürfnis aus- 
ſchlaggebend ſein muß. Jedenfalls würde ein einheitliches Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet unerläßlich ſein, und ein ſolches erfordert eine einheitliche 
Rechtsgeſtaltung und damit einen gemeinſamen Geſetzgebungs⸗ 
apparat, der, wie die Entwicklung vom Zollverein zum Deutſchen 
Reich von heute bewieſen hat, immer weitere Aufgaben in den 
Bereich ſeiner Tätigkeit hat ziehen müſſen. And er leidet heute trotz⸗ 
dem an dem Mangel einheitlicher Ausführungs organe. Es dürfte 
daher doch wohl vorzuziehen ſein, von vornherein einen einheitlichen 
Staat mit ausgiebiger provinzieller Selbſtverwaltung wie ſolcher 
der einzelnen Nationalitäten zu ſchaffen. 


47 


2: 


Die Zuden in Polen 


Eb der ſchwierigſten Fragen, die in Polen zu löſen ſind, iſt die 
der nationalen Zugehörigkeit der Juden. In Kongreßpolen 
leben allein rund 2 Millionen Juden. In den von uns ſonſt noch be⸗ 
ſetzten Teilen Weſtrußlands rund eine weitere Million. In allen 
mittel- und weſteuropäiſchen Ländern iſt es eine Selbſtverſtändlichkeit, 
die Juden nur als Neligionsgemeinſchaft, nicht als eine beſondere 
Nationalität anzuſehen. Für Polen liegt die Sache nicht ſo einfach. 
Denn dort ſprechen ſie als Mutterſprache nicht die Sprache der ſie 
umgebenden Bevölkerung, ſondern den „Jargon“, das „Jiddiſch“, 
einen oberdeutſchen Dialekt mit ſtark gutturaler Ausſprache, der 
mit noch nicht 5 % hebräiſchen und ſehr wenigen polniſchen Brocken 
gemiſcht iſt. Nach den Judenverfolgungen in Deutſchland ſind ſie 
vom elften Jahrhundert ab vornehmlich aus Südweſtdeutſchland 
nach Polen und Rußland ausgewandert und haben dorthin den ober⸗ 
deutſchen Dialekt jener Gegenden mitgenommen und — von den er⸗ 
wähnten wenigen hebräiſchen und ſlawiſchen Brocken abgeſehen — 
faſt unverändert beibehalten. Die Ausſprache iſt nichts ſpezifiſch 
Jüdiſches, ſondern die jener oberdeutſchen und deutſch-ſchweizeriſchen 
Gegenden. Anſere aus erſteren ſtammenden Soldaten verſtehen daher 
das Jiddiſch auch beſſer als die Oft: und Norddeutſchen. 

Nur 3,1% der polniſchen Juden ſprechen Polniſch als Mutter- 
ſprache. Inſofern die Sprache das Kriterium der Nationalität iſt, 
ſind die Juden keine Polen. Ebenſowenig ſind ſie Slawen, wenn 
auch ſtellenweiſe eine Miſchung mit ſlawiſchem Blut ſtattgefunden 
haben mag. Wenn ihre Mutterſprache nun auch ein deutſcher Dialekt 
iſt, ſo fühlen ſie ſich doch nicht als Deutſche, ſo wenig wie beifpiels- 
weiſe die Holländer. Ihr Dialekt weicht eben erheblich von dem 
heutigen Hoch deutſchen ab, das die dort lebenden Stammes deutſchen 
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ſprechen. Ihre große Mehrheit fühlt fich als beſonderes Volk, 
als Stamm, als Nationalität. Auch ſchreiben ſie das Jiddiſch 
nicht mit deutſchen, ſondern mit hebräifchen Buchſtaben; ihre Zei⸗ 
tungen und Bücher ſind in hebräiſchen Lettern gedruckt. Die religiöſe 
Abſonderung, die Sabbatheiligung, die Speiſegeſetze, das Getto- 
weſen, die geſetzliche Entrechtung haben das übrige getan, um ſie 
von der anderen Bevölkerung ſtreng abzuſondern. 

Lediglich ein kleiner Teil wohlhabender und intellektuell fort⸗ 
geſchrittener Juden fühlen ſich als Polen, ſtehen mit dieſen in 
geſellſchaftlichem Verkehr; für ſie beſteht gegenüber dieſen nur der 
Anterſchied der Religion. Sie wollen ſich mit den Polen aſſimilieren, 
nennen ſich Aſſimilatoren. Aber hinter ihnen dürften keine 5%, 
wahrſcheinlich nicht 2¼% der dortigen Juden ſtehen.“) 

Der Gegenſatz zwiſchen Juden und Polen iſt noch verſchärft 
worden durch das Abſchieben der ruſſiſchen Juden nach den weſt⸗ 
lichen Gouvernements. Dieſe ſprechen zwar auch Jiddiſch als Mutter- 
ſprache, verſtehen aber oft nicht Polniſch, ſondern Nuſſiſch, Lettiſch, 
Litauiſch uſw. Da fie aus ihrem Beſitz und ihrer gewohnten Tätigkeit 
herausgeriſſen ſind, vermehren ſie das jüdiſche Proletariat in 
Polen, machen dem Altangeſeſſenen Wettbewerb. Obgleich nur ein 
kleiner Teil aus Litauen ſtammt, werden fie allgemein Litwaki 
genannt. Abrigens dürfte die Zahl der aus anderen Teilen Nuß⸗ 
lands in den letzten Jahren nach den Weſtprovinzen abgeſchobenen 
Juden ſtark überſchätzt werden. Wahrſcheinlich handelt es ſich um 
kaum ¼ Million. Die Behauptung, die Litwaki ſtänden kulturell 
tiefer als der Durchſchnitt der polniſchen Juden, trifft nicht zu; im 
Gegenteil dürften ſpeziell die litauiſchen Juden wie die der Oſtſee⸗ 
provinzen im allgemeinen dem jüdiſchen Proletariat Polens körper. 
lich wie geiſtig überlegen ſein. 

Die Bildung der großen Maſſe der polniſchen Juden ſteht auf 
recht niedriger Stufe; ſie lernen Leſen und Schreiben in hebräiſchen 
Schriftzeichen, ebenſo wie Religion nach Bibel und Talmud in 
den ſog. Chederſchulen (Chaiderſchulen), wo vielfach die Kinder 
ſchon mit 4 Jahren hingebracht werden und der Anterricht acht, 
ja zehn Stunden am Tage dauert, was für ihre körperliche Ent⸗ 
wicklung um ſo nachteiliger iſt, als Klaſſenräume und Sitzgelegenheit 


) Bei einer kürzlichen Zählung in Lodz erklärten ſich nur 2300 als 
Aſſimilatoren, 153 000 als Nationaljuden. 
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in hygieniſcher Beziehung meiſt alles zu wünſchen übrig laſſen und 
erſtere zudem faſt regelmäßig überfüllt ſind. Lehrſtoff, Lehrplan, 
Lehrmethode und Lehrer genügen auch den beſcheidenſten Anforde⸗ 
rungen nicht. Zum Teil liegt das daran, daß die ruſſiſche Regierung 
dieſen Schulen nur die Erteilung von Neligionsunterricht ein. 
ſchließlich des dazu erforderlichen Leſens und Schreibens erlaubte. 
Zum größeren an der Anzulänglichkeit der Lehrkräfte, die bei der 
unglaublich niedrigen Beſoldung von 2 bis 3 Rubel in der Woche 
natürlich meiſt völlig ungenügend vorgebildet ſind. Schließlich 
erfolgt aber auch die Wahl des Lehrſtoffs ohne alle pädagogiſchen 
Mückſichten. — In einigen beſſeren Chederſchulen wird übrigens 
auch deutſche oder lateiniſche Schrift gelehrt.“ 

Bei aller nur allzu berechtigten Kritik an dieſen Schulen wird 
man doch anerkennen müſſen, daß ſie ihren Schülern eine gewiſſe — 
wenn auch recht minderwertige — Bildung vermitteln, während 
die große Maſſe (75 9) der polniſchen Bevölkerung eine ſolche über⸗ 
haupt nicht erhält, Analphabeten ſind. Es wird in Polen nur 
langſam möglich ſein, einen geordneten Volksſchulunterricht durch⸗ 
zuführen, weil die Lehrkräfte erſt herangezogen und ausgebildet 
werden müſſen. Aus dieſem Grund kann man auch unmöglich die 
Chederſchulen ſofort durch allgemeine oder jüdiſche Volksſchulen 
erſetzen; man wird an ſie anknüpfen, ſie entwickeln müſſen, die daran 
wirkenden Lehrer durch Fortbildungsunterricht heben, Lehrſtoff und 
Methode ſchrittweis verbeſſern, neue Lehrgegenſtände bei ihnen ein 
führen, den Schulen Zuſchüſſe von der Nationsgemeinſchaft ge⸗ 
währen und ſie ſchließlich ganz in deren Verwaltung überführen 
müſſen. Als letztes Ziel — einer freilich weit ſpäteren Zeit — 
käme die völlige Loslöſung von der Religionsgemeinſchaft und 
Anterſtellung unter die politiſche Nationsgemeinſchaft in Betracht, 
wobei der Religionsunterricht als ſolcher Sache der erſteren zu 
bleiben hätte. | 

Auch die Juden Polens, welche das Judentum als national⸗ 
bildendes Element nicht anerkennen, welche an die Möglichkeit der 
kulturellen Entwicklung des jüdiſchen Jargons Giddiſch) nicht 


*) In Warſchau waren von 32 000 jüdiſchen Kindern in ſchulfähigem 
Alter zirka 2000 Analphabeten, zirka 26 000 wurden in jüdiſchen Schulen, 
davon zirka 90 % in Chederſchulen, einige Tauſend in Talmudſchulen unter⸗ 
richtet, nur 4,5 % erhielten ihren Unterricht in polniſcher Sprache. 
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glauben, ſondern die Aſſimilation als einzig wirkſames Mittel der 
Regelung der jüdiſchen Frage auf der Grundlage des kulturellen 
Fortſchritts anſehen, wollen keine irgendwie geartete zwangsmäßige 
politiſche Aſſimilation. Auch ſie verlangen, daß die jüdiſchen Maſſen 
Erziehungsmethoden genießen, die ihrem inneren Weſen angepaßt 
ſind. Sie ſtimmen daher der Forderung eines verfaſſungsmäßig 
und geſetzlich garantierten oberſten jüdiſchen Kulturrates)) grund- 
ſätzlich zu, als eines Organs, welches die Erziehung und kulturelle Ent- 
wicklung der jüdiſchen Jugend auf der ſprachlichen Selbſtbeſtimmung 
und auf entſprechender Matrikulierung der jüdiſchen Bevölkerung 
gründen ſoll. Sie lehnen aber den Gedanken einer politiſchen Ver⸗ 
tretung der Juden ab. 

Einen ähnlichen Standpunkt nehmen die Führer der jüdiſchen 
polniſchen Sozialdemokratie ein. Bei ihnen iſt wohl die Befürchtung 
maßgebend, daß eine politiſche Organiſation der Juden der Organi⸗ 
ſation der geſamten Arbeiterſchaft zum Zwecke des Klaſſenkampfs 
hindernd im Wege ſtehen könnte. Die öſterreichiſchen Sozialdemo— 
kraten haben ſeinerzeit allerdings den entgegengeſetzten Standpunkt 
vertreten und auch für die politiſchen Wahlen die Matrikulierung 
nach Nationalitäten gefordert; freilich ſind ſelbſt in Galizien und der 
Bukowina die Juden nicht als Nationalität anerkannt worden. 
Der Entwurf des Landtags ſah das für die Bukowina vor, doch 
ſind die entſprechenden Beſtimmungen von der öſterreichiſchen Re⸗ 
gierung geſtrichen worden. 

Die große Maſſe der polniſchen Juden will dagegen auch 
politiſch als eigene Nationalität angeſehen werden und in getrennter 
Kurie wählen. 

Wäre der Gedanke des vollſtändigen Aufgehens der jüdiſchen 
in der polniſchen Bevölkerung, die Aſſimilation, ausſichtsreich, ſo 
würde dieſer Weg im Kulturintereſſe vorzuziehen ſein. Die Aſſimila⸗ 
toren meinen, daß dies lediglich durch den ruſſiſchen Abſolutismus 
verhindert worden ſei, daß unter einer de mokratiſchen Verfaſſung 
und allgemeiner Gleichberechtigung die Gegenſätze raſch verſchwinden 
würden. — Man wird freilich nach den Erfahrungen in anderen 


*) Durch die deutſche Verwaltung haben die Juden Polens inzwiſchen 
eine Rel gionsverfaſſung erhalten, für de als Vorbild im weſentlichen die 
im Großherzogtum Baden beſtehende ged ent hat. Sie hat bei allen religiöſen 
Richtungen der polniſchen Juden ungeteilten Beifall gefunden. 
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Ländern und beſonders auch nach denen der erſten Dumawahlen 
ſolchen Hoffnungen ſehr ſkeptiſch gegenüberſtehen. Wenn darauf ver- 
wieſen wird, daß in den früher polniſchen Landesteilen Preußens, 
in Poſen und Weſtpreußen, die Juden noch in der erſten Hälfte des 
neunzehnten Jahrhunderts auf demſelben kulturellen Standpunkt 
und in gleicher nationaler Abſonderung geſtanden und ſich bei 
politiſcher Gleichberechtigung und unter freiheitlichen Verhältniſſen 
den Deutſchen durchaus aſſimiliert hätten, ſo überſieht man dabei, 
daß das auch von dieſen früher geſprochene Jiddiſch ein deutſcher 
Dialekt iſt und der Abergang zur hochdeutſchen Sprache im deutſch 
gewordenen Land bei deutſcher Amgebung und Schule ſich leicht 
vollziehen konnte und mußte. Aber Jiddiſch und Polniſch ſind zwei 
grundverſchiedene Sprachen. In Deutſchland machen die Juden 
zudem eine verſchwindende Minderheit (noch nicht 1%) aus, in 
Polen dagegen einen ſehr beachtlichen und gerade in den Städten 
ſtark konzentrierten Bevölkerungsteil. Deshalb iſt an ein Aufgehen 
der Juden in die polniſche Bevölkerung, an ihre Poloniſation in 
irgendwie abſehbarer Zeit nicht zu denken. 

Wird zudem — was auch dem Wunſch der Aſſimilatoren ent⸗ 
ſpricht — die Pflege ihrer Kulturgüter den Juden durch den ver⸗ 
faſſungsmäßig zu ſichernden Oberſten Kulturrat gewährleiſtet, ſo 
würde damit die nationale und ſprachliche Abſonderung der Juden 
von der polniſchen oder ſonſtigen ſie umgebenden flawifchen Be⸗ 
völkerung ohnehin aufrecht erhalten werden. And im Ernſt kann 
niemand daran denken, den polniſchen Juden eine andere Sprache 
oder Bildung aufzudrängen. Der Verſuch würde ein Verſuch mit 
untauglichen Mitteln am untauglichen Objekt bleiben. 

Nur für den Fall, daß Polen Deutſchland einverleibt würde, 
würden im Lauf der Jahrzehnte die dortigen Juden dieſelbe Ent⸗ 
wicklung durchmachen wie ihre Glaubensgenoſſen in Poſen und 
Weſtpreußen; in einem ſelbſtändigen Polen iſt das wegen der 
Sprachverſchiedenheit ausgeſchloſſen; ſie ſind dort tatſächlich eine 
beſondere Nationalität. 

Freilich beſteht gegenüber den anderen Nationalitäten der 
weſtruſſiſchen Provinzen der Anterſchied, daß ſie in keinem Gouverne⸗ 
ment die Mehrheit der Bevölkerung ausmachen, wie die Litauer in 
Suwalki, die Akrainer in Cholm und Wolhynien, die Letten in Kur⸗ 
land uſw. Schon die Tatſache, daß ihnen verboten war, ländlichen 
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Grundbeſitz zu erwerben, hat fie im weſentlichen in die Städte zu- 
ſammengedrängt. Von einer etwaigen Länderbildung würden ſie 
daher einen Vorteil nicht haben. Eine unbedingte Notwendig⸗ 
keit, ſie in politiſcher Hinſicht als Nationalität anzuſprechen mit 
eigenem nationalem Wahlkataſter oder Matrikel, würde deshalb 
auch nicht vorliegen, ſofern man für alle Wahlen das Syſtem der 
Verhältniswahl — ſei es für das ganze zu ſchaffende Staatsweſen, 
ſei es für weitumfaſſende Wahlbezirke — einführte. Aber praktiſch 
läuft die Sache auf dasſelbe hinaus. Die große Maſſe der dor- 
tigen Juden würde ſich als jüdiſche Nationalität fühlen und 
ihre eigenen Wahlliſten aufſtellen. Im übrigen müßte auch 
bei nationalen Wahlkataſtern das Syſtem der Verhältniswahl 
Platz greifen. 

Sieht man ſich aber ſchon der anderen Nationalitäten wegen 
doch zur nationalen Wahlmatrikel genötigt, ſo iſt nicht recht einzu⸗ 
ſehen, warum fie den Juden vorenthalten werden ſoll. Den Aſſi⸗ 
milatoren würde es ſowieſo freiſtehen, ſich in die nationalpolniſche 
Matrikel einzutragen. Gerade die Erfahrungen in der Bukowina 
wie in Oſtgalizien laſſen es als nötig erſcheinen, auch für die Juden 
eine Wahlkurie zu ſchaffen. 

Mit der Regelung allein der politiſchen und kulturellen Nechte 
der Juden in Polen iſt es freilich nicht getan. Auch wirt⸗ 
ſchaftliche und ſoziale Probleme ſchwerſter Art gibt 
es hier zu löſen. 

Die polniſchen Juden wurden geſetzlich von der Landwirtſchaft 
ausgeſchloſſen. Von der eigentlichen Induſtriearbeit hielt ſie die 
Sabbatheiligung fern. Die Arbeitsmaſchine muß im kapitalintenſiven, 
induſtriellen Großbetrieb voll ausgenutzt werden. Der Arbeiter, 
der ſie ſtatt an 6 nur an 4½ Tagen bedient, iſt nicht zu brauchen; 
nicht einmal durch niedrigeren Lohn würde das auszugleichen ſein. 
Infolgedeſſen iſt der polniſche Jude im weſentlichen auf Handel, 
Heimarbeit und Handwerk beſchränkt. Der Handel, beſonders der 
Kleinhandel, iſt faſt völlig in feiner Hand; aber es findet eine un⸗ 
geſunde Aberfüllung darin ſtatt, die tog vielleicht hoher Ver⸗ 
mittlungsgebühr im Einzelfall das A Einkommen der 
Handeltreibenden tief herabdrückt. 

Der Jude iſt ein geſchickter und fleißiger Handwerker, ins⸗ 
beſondere auch pünktlich in der verſprochenen Lieferfriſt. Aber der 
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Bedarf an Handwerkserzeugniſſen und Leiſtungen iſt ein beſchränkter; 
auch das Handwerk iſt überſetzt. 

Bleibt die Heimarbeit — in allen Ländern das ſchmalſte Brot. 
Aberall wird es als wirtſchaftlicher und ſozialer Fortſchritt emp⸗ 
funden, wenn eine Bevölkerung von ihr zur Fabriktätigkeit über⸗ 
geführt werden kann. Das iſt für den geſetzestreuen proletariſchen 
Juden jetzt ausgeſchloſſen. And geſetzes treu find faſt alle; auch wer 
es im Herzen nicht iſt, muß es unter dem Zwang ſeiner Glaubens: 
und Stammesgenoſſen fein, die Duldſamkeit in diefer Hinſicht nicht 
kennen. Je mehr die Maſchinenarbeit ſich in Polen ausdehnt, ein 
um fo geringeres Arbeits quantum bleibt für die Heimarbeit. Ge⸗ 
wiß hat mancherorts die elektriſche Kraftübertragung eine Mittel: 
ſtufe zwiſchen Kleininduſtrie und Heimarbeit geſchaffen, wo zahl⸗ 
reiche Juden Beſchäftigung finden, namentlich in der Weberei. 
Doch wäre es ein Irrtum, anzunehmen, daß damit die Heimarbeits⸗ 
frage gelöſt werden könne. Tatſächlich hat — auch ſchon vor dem 
Kriege — die Verarmung und Proletariſierung der polniſchen 
Juden in erſchreckendem Maße zugenommen. Es erweiſt ſich als 
unerläßlich, anderweit Arbeitsgelegenheit für ſie zu beſchaffen. 

Die jüdiſchen Heimarbeiter zu Fabrikarbeitern zu machen 
würde dann möglich ſein, wenn den jüdiſchen Fabriken die Sonntags⸗ 
arbeit geſtattet würde, ſofern ſie am Sabbat feiern. In Deutſchland 
kann eine ſolche Forderung bei den wenigen dafür in Betracht 
kommenden Perſonen nicht erhoben werden. In Polen iſt ihre 
Gewährung nicht zu entbehren. Es ſoll nicht verkannt werden, daß 
für die ſo arbeitenden Fabriken noch genug Schwierigkeiten übrig⸗ 
bleiben, ſo namentlich bezüglich der ankommenden und abgehenden 
Ladungen. Aber die ſind bei gutem Willen ſchließlich zu überwinden. 
Eine geringe Minderung ſeines Arbeitsverdienſtes kann der jüdiſche 
Arbeiter auch in Kauf nehmen, braucht er doch viel weniger für 
geiſtige Getränke als der ſlawiſche Arbeiter. 

Des weiteren erweiſt ſich eine umfaſſende landwirtſchaf tliche 
innere Koloniſation der Juden als notwendig. Eine Sache, 
die freilich nur ſehr vorſichtig und nicht von heut auf morgen zu 
machen iſt. Die ſeit Jahrhunderten von der landwirtſchaftlichen Arbeit 
ferngehaltene jüdiſche Bevölkerung kann nicht im Handumdrehen in 
eine ackerbautreibende umgewandelt werden. Es war deshalb auch 
ein unglücklicher Gedanke, den polniſchen Bauern vertriebene jüdiſche 
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Händler, Handwerker und Heimarbeiter als Arbeiter zu über⸗ 
weiſen mit der Verpflichtung, für ihre Wohnung und Anterhalt zu 
ſorgen. Die erſteren konnten den letzteren nichts leiſten, dieſe be⸗ 
handelten jene ſchlecht und ließen ſie hungern. Soll hier erſprießliche 
Arbeit geleiſtet werden, ſo muß eine ſyſtematiſche Erziehung der 
Anzuſiedelnden — und zwar auch der weiblichen Familienmitglieder 
— vorangehen. 

Man wird gut tun, die jo Ausgebildeten in geſchloſſenen jüdi- 
ſchen Kolonien anzuſiedeln, nicht aber hier und da einen jüdiſchen 
Anſiedler unter polniſche, litauiſche, lettiſche oder weißruſſiſche 
Bauern zu ſetzen. Tüchtige jüdiſche Anſiedler vermöchten dann 
wieder Anſiedlungsluſtige praktiſch auszubilden. Daneben her 
müßte die Anterweiſung in landwirtſchaftlichen Schulen gehen. Bei 
ordentlicher Vorbildung haben ſich die Juden überall als tüchtige 
Landwirte erwieſen. 

Beſonders in der Umgebung der größeren Städte und Induſtrie⸗ 
zentren Polens iſt die Schaffung von Gemüſe- und Obſtgärtnereien 
ſowie von Milchwirtſchaften ein dringendes Bedürfnis. Auch hierfür 
dürften zahlreiche Juden bei geeigneter Ausbildung ſehr wohl zu 
brauchen ſein. Das um ſo eher, als dieſe Tätigkeit mit der des 
Handels in den gewonnenen Erzeugniſſen verknüpft iſt. 

Auch der Zionismus zählt unter den Juden Polens begreiflicher⸗ 
weiſe zahlreiche Vertreter; fie fordern ebenfalls die jüdiſche Wahl- 
kurie. Die von ihnen erſtrebte Auswanderung nach Paläftina iſt 
ſchon mit Rückſicht auf die dort nur ſehr beſchränkt vorhandene Fläche 
fruchtbaren Bodens und da lebensfähige Anſiedlungen bloß von 
ſorgfältig dafür vorgebildeten, ausgeſuchten Perſonen geſchaffen 
werden können, nur für eine geringe Zahl zu ermöglichen. Weit 
eher kommt die Auswanderung nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika in Betracht. Freilich iſt nicht zu verkennen, daß in Neuyork 
bereits ein ſehr zahlreiches jüdiſches Proletariat“) vorhanden iſt, 
das ganz vorwiegend aus ausgewanderten ruſſiſchen Juden beſteht, 
die das Jiddiſch als Mutterſprache beibehalten haben. Dort er- 
ſcheinen die verbreitetſten jiddifchen Zeitungen. Wenn auch ihre 


) In Neuyork leben 1200000 Juden, von denen zirka 90 9% aus 
Rußland ſtammen; auch dort haben fie das Jiddiſch als Mutterſprache 
beibehalten, haben jiddiſche Zeitungen, von denen einzelne über 100 000 
Abonnenten haben; es beſtehen dort mehrere jiddiſche Theater uſw. 
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Sozialen Verhältniſſe dort beffer find als in Polen, ſo laſſen ſie 
doch ebenfalls viel zu wünſchen übrig und würden durch eine Maſſen⸗ 
zuwanderung ſicher ſehr herabgedrückt werden. Schließlich iſt es 
auch dort nur ein verhältnismäßig kleiner Teil beſonders intelligenter 
Juden, der ſich in beſſere Lebensſtellungen aufſchwingt. 

Im übrigen muß das Oſt⸗Judenproblem ſoweit irgend möglich 
im Lande ſelbſt und nicht durch Auswanderung gelöſt werden. 


— 


IN. 
Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe“ 


F. die Entſcheidung der Frage, welche ſtaatsrechtliche Geftal- 
tung das bisher ruſſiſche Polen, Litauen und Kurland in Zukunft 
erfahren ſoll, iſt die Beurteilung ihrer wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe von größter Wichtigkeit, denn um ein politiſch lebensfähiges 
Gebilde zu ſchaffen, erweiſt es ſich als unumgänglich, für eine ge⸗ 
ſunde wirtſchaftliche Entwicklung des Landes Sorge zu tragen. 
Dafür iſt aber die Kenntnis ſeines Wirtſchaftslebens vor dem Kriege 
und die feiner Entwicklungs möglichkeiten nach demſelben die un⸗ 
bedingt nötige Vorausſetzung. 


Bevölkerungsdichte 


Das bisherige Generalgouvernement Warſchau iſt ein dicht 
bevölkertes Land. Vor dem Krieg blieb es mit 110 Einwohnern **) 
auf den Quadratkilometer hinter dem benachbarten induſtriereichen 
Schleſien mit 129,6 zwar zurück, übertraf aber weitaus Oſtpreußen 
(55,8), Weſtpreußen (66,7), Poſen (72,4), ja ſelbſt DBranden- 
burg ohne Berlin (102,7) und erreichte nahezu den Durchſchnitt 
des Königreichs Preußen (115). Am dünnſten bevölkert war das 
Gouvernement Suwalki (57), demnächſt Lomeza (74) und Sjedlee 
(82); letzteres erreichte faſt die Bevölkerungsdichte Schleswig⸗ 
Holſteins und des rechtsrheiniſchen Bayern. Am dichteſten be- 
völkert iſt das Gouvernement Petrikau (187), das in Deutſchland 
nur vom Königreich Sachſen und den Provinzen Rheinland und 


) Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vermerkt iſt, beziehen ſich 
die in dieſem Abſchnitt gemachten ſtatiſtiſchen Angaben ausſchließlich auf 
das Zartum Polen (Generalgouvernement Warſchau). 

** Nach der Zählung von 1912. Die von 1897 ergab nur 95 Einwohner 
auf den Quadratkilometer. x 
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Weſtfalen übertroffen wurde. 1909 lebten bereits 34,5 % der Ge- 
ſamtbevölkerung Polens in den 121 Städten; unmittelbar vor dem 
Kriege dürften es nahezu 37 % geweſen fein, 


Wert der Geſamtproduktion 


Polen iſt als überwiegendes Induſtrieland anzuſehen. Einmal 
wegen feiner Bevölkerungs dichte, ſodann weil bereits 1907 der 
Wert feiner induſtriellen Erzeugung mit 710 Millionen Rubel 
den der landwirtſchaftlichen von 411 Millionen beträchtlich überſtieg. 
Für 1910 wird erſterer von Dr. Golinska bereits auf 860 Millionen 
Rubel angeſehen. 

Landwirtſchaft 


Nach der Berufszählung von 1897 waren im Generalgouverne- 
ment Warſchau 44 % der ſelbſtändigen erwerbstätigen Bevölkerung 
in der Landwirtſchaft tätig. Bei der ſtark fortſchreitenden Induſtriali⸗ 
fierung dürfte dieſe Zahl auf 38% vor Kriegsausbruch zurüd- 
gegangen ſein. 

Von der Geſamtfläche ſeines Bodens von 12,3 Millionen 
Hektar entfielen nach Cleinow 54,6 % auf die bäuerlichen Klein- 
betriebe, 35,1 auf den Großgrundbeſitz. Nach anderen Angaben 
waren nur 45,8% der landwirtſchaftlichen Fläche Bauernland, *) 
34,45 % Großgrundbeſitz, 6,13 % im Beſitz des Kleinadels. 
7407 Güter hatten einen Flächeninhalt von über 400 Desjätinen 
(437 ha). Die Kleinbetriebe dürften in den letzten beiden Jahr⸗ 
zehnten nach Zahl und Flächeninhalt ſtark zugenommen haben. 

Nach dem Aufſtand von 1864 führte die ruſſiſche Regierung die 
Bauernbefreiung durch. Den Bauern wurde das Land, an dem ſie 
ein Nutzungsrecht hatten, ohne Entſchädigung zu freiem Eigentum 
überlaſſen. Man beabſichtigte damit die bäuerliche Bevölkerung 
in Gegenſatz zum grundbeſitzenden Adel zu bringen, der national⸗ 
polniſche Selbſtändigkeit erſtrebte. Gleichzeitig wurden aus Do⸗ 
mänen⸗ und Kloſterland 267 000 neue bäuerliche Anweſen gebildet, 
fo daß damals insgeſamt 917000 ſelbſtändige Bauernſtellen geſchaffen 
wurden. Mit infolge des Verbotes, den bäuerlichen Beſitz bei Erb⸗ 


) Nach M. Sering im „Panther“, Oktober 1916, gehören von der Geſamt⸗ 
fläche den Bauern 58 , unter Einrechnung des verbauerten Kleinadels 68%, 
faſt durchweg Acker⸗ und Grasland. 
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teilungen in Teile unter 3 ha zu teilen, iſt ein beträchtliches landloſes 
Proletariat entſtanden, das, ebenſo wie die kleinſten Beſitzer, auf 
Lohnerwerb angewieſen iſt. 

Lohnhöhe. Darüber ſteht der Lohn für landwirtſchaftliche 
Arbeiter unglaublich niedrig. Im Gouvernement Suwalki, wo er 
noch verhältnismäßig hoch iſt, betrug er ſelbſt während der Ernte- 
arbeiten für den männlichen Arbeiter noch nicht 90 und im 
Jahres durchſchnitt 759%. Für weibliche Arbeiter betrug er 45%. 
Im Winter ſank der Tagelohn bis auf 30 . Für 1900 wurde 
der durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienſt einer ländlichen Tage: 
löhnerfamilie von zwei erwachſenen Perſonen auf 159 Rubel = 
340 % angegeben. Vorher ſoll er noch 12 % niedriger geweſen 
fein. Im eigentlichen Rußland ſtehen die Landarbeiterlöhne um 
zirka 60 % höher. 

Aus wanderung, Sachſengänger. Die ungünſtigen Lohn— 
verhältniſſe zeitigten eine ſtarke Auswanderung nach Amerika, in 
manchen Jahren bis zu 3 der Bevölkerung. Daneben eine lebhafte 
Sachſengängerei, bis 370 000 Köpfe und mehr, nach Norddeutfch- 
land.“) Die dort gemachten Erſparniſſe wurden zum Ankauf von 
Land in der Heimat verwendet. Das Hauptkontingent der Sachſen⸗ 
gänger ſtellte das Gouvernement Kaliſch. Aus den landwirtſchaft⸗ 
lichen Bezirken fand des weiteren ein ſtarker ſtändiger Abfluß 
nach den polniſchen Induſtriebezirken ſtatt. 


Bode nb enutzung. Von der Geſamtfläche entfielen 1909 auf 
in Polen im Königreich Preußen 


ay Acketland 56,34 % 50,4% 
b) Wiefen und Weiden . . 14,77% 14,9% 
Wr 185 % 242% 
d) Gärten und Hofräume . . 3,88% | 104% 
e) Anland und unbeftimmt . 6,96% = 


Danach nimmt in Polen das Ackerland einen ſehr erheblichen, 
der Wald einen vergleichsweiſe geringen Umfang ein. 

Betriebsintenſität. Bei den Großbetrieben ſteht die 
Intenſität der Landwirtſchaft der der öſtlichen Provinzen Preußens 


) Nach dem letzten Bericht der deutſchen Arbeiterzentrale wurden 
1913 nicht weniger als 377 000 Wanderarbeiter aus Nuſſiſch⸗Polen mit 
Legitimationen ausgeſtattet. 
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nur wenig nach. Die der Kleinbetriebe dagegen überwiegend auf 
niedriger Stufe, was auf fehlende Bildung, ungenügendes Acker⸗ 
gerät, Kapitalmangel, ſchlechte Wege und ungünſtige Abſatz⸗ 
verhältniſſe zurückzuführen iſt. Die Bewirtſchaftung der ver⸗ 
pachteten, meiſt ruſſiſchen Generalsfamilien gehörenden Donations⸗ 
güter nähert ſich der der Kleinbetriebe. 


Viehhaltung. Angemein niedrig iſt — von Pferden ab⸗ 
geſehen — die Viehhaltung. 1910 wurden gezählt: 1 114 000 Pferde, 
1918 000 Rinder, 862 000 Schafe und Ziegen, 501 000 Schweine. 
Das ergab auf den Quadratkilometer 9 Pferde, 15,5 Rinder, 
7 Schafe und Ziegen, noch nicht 5 Schweine, gegen in Deutſchland 
8,5 Pferde, 37,3 Rinder, 17 Schafe und Ziegen und 40,7 Schweine. 
Nur die Pferdezucht befand ſich in ſtarkem Aufſchwung. 1900 
wurden 335 Geſtüte mit 5990 Zuchtſtuten und 593 edlen Deckhengſten 
gezählt. Trotzdem die landwirtſchaftlichen wie die induſtriellen 
Arbeiter ungemein wenig tieriſche Nahrungsmittel verzehren, deckte 
die polniſche Viehzucht nicht entfernt den Bedarf. Ihre Hebung 
iſt die Vorausſetzung des Aufſchwungs des landwirtſchaftlichen 
Kleinbetriebs. Bei letzterem war nur die Geflügelzucht verhältnis⸗ 
mäßig umfangreich. 


Ernteertrag und Bedarfsdeckung. 1904 wurde die 
Ernte geſchätzt in Millionen Doppelzentner: in Roggen auf nahezu 
20, Hafer 6,4, Weizen 5,75, Gerſte 3,8, Kartoffeln 50— 70. Das 
iſt auf den Kopf der Bevölkerung in Kilogramm: Noggen 166,6, 
Weizen 48, Gerſte 31,66, Hafer 53,33, Kartoffeln zirka 500. Vom 
Ernteertrag ſind zur Verbrauchsermittlung ungefähr 10 % als 
Saatgut in Abzug zu bringen. In Deutſchland berechnete ſich im 
Erntejahr 1913/14 der Verbrauch für menſchliche und tieriſche 
Ernährung pro Kopf bei Roggen auf 153,1, bei Weizen auf 95,8, 
bei Gerſte auf 108, bei Hafer auf 128,3, bei Kartoffeln auf 700,2 kg. 
Aus dem Vergleich geht zweifellos hervor, daß Polen feinen Ge- 
treidebedarf durch Eigenbau nicht decken kann. Mit Hilfe der in 
den deutſchen Einfuhrſcheinen liegenden Ausfuhrprämien bezog 
Polen 1913 aus Deutſchland 2 300 000 dz Roggen, 220 000 dz 
Weizen und 378 000 dz Hafer. Weſentlich größer war die Zufuhr 
aus Rußland. Abrigens deckten weder Litauen noch Kurland 
ihren Bedarf an Brotgetreide, Gerſte und Kartoffeln. Man 
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ſchätzt, daß fie mit Polen jährlich noch mindeſtens 12 Millionen 
Doppelzentner Getreide aus Innerrußland bezogen. 

Kurland erntete im Jahresdurchſchnitt 1905/09: 137 000 t 
Roggen, 31 000 t Weizen, 72 000 t Gerſte, 136 000 t Hafer und 
265 000 t Kartoffeln oder pro Kopf in Kilogramm Roggen 185, 
Weizen 72, Gerſte 97, Hafer 193, Kartoffeln 358, alſo mit Aus- 
nahme von Noggen und Hafer erheblich weniger als der deutſche 
Durchſchnitt. 

Im Gouvernement Kowno wurden gleichzeitig auf den Kopf 
der Bevölkerung geerntet: Roggen 180 kg, Weizen 28,5 kg, 
Gerſte 60,5 kg, Hafer 98 kg, Kartoffeln 262 kg; im Gouvernement 
Wilna: Roggen 145 kg, Weizen 4,6 kg, Gerſte 32 kg, Hafer 
68,4 kg, Kartoffeln 362 kg.“) 

Wenn es auch in Polen nicht an armen Böden fehlt, ſo den 
Kalkböden des Gouvernements Petrikau, den Sandböden des 
rechten Weichſelufers nördlich von Warſchau uſw., ſo iſt doch die 
durchſchnittliche Bodenbeſchaffenheit im allgemeinen befriedigend. 
Durch Intenſivierung des Betriebes, beſonders der Kleinwirt⸗ 
ſchaften, laſſen ſich zweifellos erheblich ſteigende Erträge heraus— 
wirtſchaften. Immerhin erſcheint eine Deckung des Bedarfs durch 
Eigenbau mit Rückſicht auf die ſtarke Bevölkerungszunahme auch 
in Zukunft als ausgeſchloſſen. Dringend notwendig iſt eine ver⸗ 
nünftige Flurbereinigung; entfallen doch jetzt von der Geſamtfläche 
über 10 % auf Wege und Raine. In Litauen und Kurland laſſen 
ſich noch weſentlich erhöhte Ernteerträge herauswirtſchaften, in. 
deſſen kaum ſo viel, um den Eigenbedarf und den polniſchen Fehl— 
betrag zu decken. Nach Sering laſſen ſich in Kurland rund 1 Million 
Hektar für innere Koloniſation freimachen. Für Litauen ſchätzt 
er dieſe Fläche — meines Erachtens zu hoch — auf 1300 000 ha. 


Landwirtſchaftliche Nebengewerbe 


Der Zuckerrübenbau iſt ziemlich umfangreich, beſonders im 
Gouvernement Lublin. Die Zuckerfabriken ſind durchſchnittlich 
klein, eine Folge der Kontingentierung auf Grund des ruſſiſchen 
Zuckerſteuergeſetzes; zum Teil aber auch bedingt durch die Weit— 


N ) Verhältnismäßig groß iſt in Litauen der Anbau von Erbſen; die 
Ernte betrug in den drei Gouvernements Kowno, Wilna und Grodno 66 000 t. 
In Kurland ſpielt auch der Anbau von Flachs eine nicht unbedeutende Role. 
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maſchigkeit des Eiſenbahnnetzes und die Mangelhaftigkeit der Wege. 
Die 53 polniſchen Zuckerfabriken gewannen 1913/14 aus rund 
10 Millionen Zentnern Rüben 1,35 Millionen Zentner Zucker; 
ſie beſchäftigten rund 22 000 Arbeiter. Eine Steigerung der Pro⸗ 
duktion iſt ſehr wohl möglich. 

Die Spiritusbrennerei iſt vorwiegend landwirtſchaftliche 
Kartoffelbrennerei. 499 Fabriken erzeugten in Polen mit 3400 Ar⸗ 
beitern 15 Millionen Wedro — 1,84 Millionen Hektoliter Spiritus. 

Brauereien wurden 1910 in Polen gezählt 195 mit 26 450 
Arbeitskräften. Es gibt mehrere umfangreiche Großbetriebe, die 
techniſch durchaus auf der Höhe ſtehen. 

Die Müllerei wird überwiegend in Klein- und Zwergbetrieben 
geführt. 1908 zählte man in Polen 5893 Betriebe mit nur 9053 Ar- 
beitern. Die Mehrzahl dürften landwirtſchaftliche Nebenbetriebe 
ſein. In der Nähe der preußiſchen Grenze ſind inzwiſchen eine An⸗ 
zahl von Großbetrieben und großen Mittelbetrieben entſtanden, 
die mittels Einfuhrſchein deutſches Getreide billig beziehen; die 
Kleie geht zollfrei nach Deutſchland zurück. Mit Aufhören der 
deutſchen Einfuhrſcheine dürfte ihre Exiſtenzmöglichkeit gefährdet, 
zum mindeſten ſtark beeinträchtigt ſein. 

Eine Einbeziehung Polens in das deutſche oder in das öſter⸗ 
reichiſch⸗-ungariſche Zollgebiet dürfte zu einer weſentlichen Preis- 
ſteigerung der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe in Polen führen; die 
erſtere auch durch den billigeren Bezug von landwirtſchaftlichen Ma⸗ 
ſchinen, Geräten und künſtlichen Düngemitteln zu einer Hebung der 
Betriebsintenſität und damit zu einer Steigerung der Erträge wie 
der Rentabilität, was ſich nach kurzer Zeit in einer gefteigerten Grund- 
rente, d. h. höheren Boden- und Pachtpreiſen, ausdrücken würde. 

Die Forſtwirtſchaft ſteht nicht entfernt auf der Höhe der 
deutſchen, trotzdem die Oberleitung vielfach in den Händen deutſcher 
Fachleute lag. Hauptgrund der Rückſtändigkeit find die höchſt 
mangelhaften Wegeverhältniſſe und die wenigen Bahnen. Ungefähr 
ein Zehntel des Waldes iſt in bäuerlichem Beſitz, rund ſechs Zehntel 
gehörten dem Großgrundbeſitz, der Reſt der Krone. Die Kronforſten 
ſind am beſten bewirtſchaftet. Die Forſtwirtſchaft des Großgrund⸗ 
beſitzes leidet ſtark unter dem 1864 der bäuerlichen Bevölkerung ge— 
währten Recht, ihren Holzbedarf abgabefrei aus dem „Herren: 
walde“ zu holenz ebenſo unter dem Recht des Bauern, im Herr⸗ 
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ſchaftswald das Vieh zu weiden. Der Wald iſt überwiegend 
Kiefern: und Fichtenwald, doch gibt es auch umfangreiche Eichen⸗ 
wälder; die Buche iſt gering vertreten. Die Holzpreiſe find ver- 
hältnismäßig hoch, da das waldarme Polen ſeinen Holzbedarf nicht 
entfernt ſelbſt deckt. Umgekehrt find die Gouvernements Grodno, 
Wilna, Kowno und namentlich Kurland ſehr waldreich, die Abfuhr 
aber durch die Mangelhafıigkeit der Wege ſehr erſchwert. 


In duſtrie 

Nach einer Denkſchrift des Warſchauer Vereins der Induſtriellen 
betrug die Arbeiterzahl in Polen 

a) in den Fabriken und Bergwerksbetrieben 350 000 Köpfe 

b) im Baugemm A u 60 000 „ 

e) im Kleingewerbe und Handwerk... 590 000 „ 

Man hat es hierbei freilich nur mit einer ganz oberflächlichen 
Schätzung zu tun, die höchſtens für die in der eigentlichen Induſtrie 
(Großinduſtrie und Bergbau) beſchäftigten Arbeiter annähernd 
zuverläſſig ſein dürfte. 

Bergbau. Steinkohlen kommen in Polen nur im ſüd— 
weſtlichen Zipfel, dem Dombrowaer Revier, vor, wo das ober— 
ſchleſiſche Steinkohlenbecken mit einem relativ kleinen Teil auf 
Polen übergreift. Die Flöze erreichen dort ungewöhnliche Mächtig— 
keit (bis 18 m), doch iſt die Kohle eine magere Sandkohle, gasarm 
und nicht backend, weder zur Koksherſtellung noch zur Gasgewin— 
nung geeignet. Die Förderung ſtieg von 8,52 Millionen Tonnen 
in 1908 auf 6,83 Millionen Tonnen in 1913.) An Braunkohlen 


) Die bedeutendſte Kohlenförderung weiſt in Rußland das Donez⸗ 
revier auf (1911: 20,3 Millionen Tonnen, der Aral dagegen nur 0,707 Mil- 
lionen Tonnen, das Moskauer Revier 1,8 Millionen Tonnen, der Kaukaſus 
0,06 Millionen Tonnen und das aſiatiſche Rußland 1,74 Millionen Tonnen. 
Davon waren 3,1 Millionen Tonnen Anthrazit und 0,64 Millionen Tonnen 
Braunkohle. Nach einer vom Statiſtiſchen Bureau des Kongreſſes der Berg⸗ 
induſtriellen Südrußlands veranſtalteten Amfrage betrug in Rußland 1908 
der Kohlenverbrauch für Hausheizung 2,76 Millionen Tonnen, der In- 
duſtrie 12,8 Millionen Tonnen, der Eiſenbahnen 6,34 Millionen Tonnen, 
der Flußſchiffahrt 0,47 Millionen Tonnen, des Bergbaus 2,28 Mil⸗ 
lionen Tonnen, der Seeflotte 0,67 Millionen Tonnen. Die ſüdruſſiſche 
Induſtrie brauchte 5,46, die polniſche 3,23, die der Oſtſeeprovinzen 2,02, 
die des Moskauer Bezirks 0,63 Millionen Tonnen; im letzteren wird ganz 
überwiegend mit Holz und Naphtha gefeuert; auch in den Oſtſeeprovinzen 
ſpielt ſelbſt in der Induſtrie die Holzfeuerung eine große Nolle. 
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wurden im Revier von Zawierce zirka 0,15 Millionen Tonnen ge⸗ 
fördert. 

Angefähr 0,55 Millionen Tonnen Steinkohle führte 1913 
Polen nach den anderen Teilen Rußlands aus, wogegen es über 
1,5 Millionen Tonnen Steinkohlen und ſehr erhebliche Mengen 
Koks (zirka 0,8 Millionen Tonnen) aus Schleſien bezog (außerdem 
bezog das übrige Rußland 0,45 Millionen Tonnen Steinkohlen 
aus Schleſien). 

Polen vermag alſo ſeinen Kohlenbedarf weder der Menge 
noch der Beſchaffenheit nach zu decken; es iſt auf die Einfuhr von 
beſſeren Kohlenſorten und von Koks, namentlich für die Eiſen⸗ und 
Metallinduſtrie wie für die Gasanſtalten, angewieſen. Die eigene 
Kohle iſt eine gute Hausbrand- und Fabrikkohle. Der Zoll von 
9 Kopeken = zirka 20% für 100 kg Steinkohle und zirka 30 
für Koks belaſtet die Eiſen⸗ und Zinkinduſtrie ſowie die Gasanſtalten. 

Der Kohlenbergbau Polens iſt rein großkapitaliſtiſcher Natur 
(9 Anternehmungen mit 30 Förderſchächten) und befindet ſich — 
nachdem das deutſche Kapital ſeinen Beſitz großenteils abzuſtoßen 
genötigt war — überwiegend in belgiſcher und franzöſiſcher Hand, 
was nicht gerade zu einer wirtſchaftlicheren Betriebsführung bei⸗ 
getragen hat. 

Die Entwicklung des Kohlenbergbaues litt ſchwer unter der 
Anzulänglichkeit der polniſchen und ruſſiſchen Bahnen und unter 
dem Mangel an rollendem Material. Namentlich im Herbſt und 
Winter waren mehrtägige bis wochenlange Bahnſperren an der 
Tagesordnung. Anter dieſer unregelmäßigen Verſorgung litt 

natürlich auch die ganze polniſche Induſtrie, die oft wegen Kohlen⸗ 
mangel feiern mußte. 

Die Zahl der im Kohlenbergbau Polens beſchäftigten Arbeiter 
belief ſich 1913 auf ungefähr 31000 gegen 19000 in 1905. Etwa 
21 000 davon waren unter Tage beſchäftigt. 


Zinkinduſtrie 
Die Zinkinduſtrie Polens, welche zirka 88 000 dz Zink pro- 
duziert, gründet ſich im weſentlichen auf die im Land ſelbſt vor⸗ 
kommenden Zinkerze (Blende und Galmei). In den Gruben und 
Aufbereitungsanſtalten wurden 1913 1244 Arbeiter, in den Zink⸗ 
hütten 679 beſchäftigt; ſie iſt mit einem Teil ihrer Erzeugung auf 
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die Ausfuhr nach Rußland angewieſen, das nur fehr wenig Zink 
produziert und davon allein aus Deutſchland über 200 000 dz 
im Jahr bezieht. 

Eiſeninduſtrie 

Schwieriger iſt die Lage der Eiſeninduſtrie, die den größeren 
Teil — zirka 60 % — ihres Erzbedarfs aus Nußland (Kriwoirog), 
1912 510 000 Tonnen, den kleineren aus Kjelee und Dombrowa 
(Brauneiſenſtein und Toneiſenſtein), zuſammen zirka 310 000 
Tonnen p. a., bezog, hinſichtlich von Kohlen und Koks auf preußiſch 
und öſterreichiſch Schleſien und mit dem Abſatz ihrer Erzeugniſſe 
zum Teil auf Rußland angewieſen iſt. Die polniſchen Eiſenerze find 
eiſenarm (30 %) und bedürfen meiſt der Gattierung mit den hoch- 
prozentigen ſüdruſſiſchen Erzen. 

Die RNoheiſenerzeugung Polens, die ſich ebenfalls vor— 
wiegend im Dombrowaer Revier konzentriert, ſtieg von 2,55 Mil- 
lionen Doppelzentner in 1910 auf 4,25 Millionen Doppelzentner 
in 1913; fie machte zirka 10% der geſamten ruſſiſchen Roheiſen⸗ 
produktion aus. Das Roheifen wird zum bei weitem größten Teil 
in nächſter Nähe der Hochöfen zu Walzeiſen verſchiedenſter Art — 
namentlich auch Walzröhren, Blechen, Feineiſen uſw. — verarbeitet. 
Trotzdem Polen der wirtſchaftlich am meiften entwickelte Teil Ruß: 
lands iſt, überſtieg ſein Eiſenverbrauch auf den Kopf den im übrigen 
Rußland nur wenig.“) 

1913 arbeitete die polniſche Eiſeninduſtrie mit 11 Hochöfen, 
27 Siemens⸗Martin⸗Ofen und 25 Puddelöfen. An Halbzeug wurden 
6 Millionen Doppelzentner, an Schienen, Draht, Blechen, Walz⸗ 
röhren, Stab: und Faſſoneiſen 4,5 Millionen Doppelzentner pro- 
duziert. Die Arbeiterzahl betrug rund 18 000. 

Die meiſten polniſchen Eiſenwerke find Filialgründungen ober- 
ſchleſiſcher Werke. So gehören die Blachownia und die Katharinen⸗ 
hütte der Vereinigten Königs⸗ und Laurahütte. Die Hälfte des 
Aktienkapitals der Geſellſchaft der Metallfabriken B. Handtke, die 
ein Hochofen, Stahl: und Walzwerk in Czenſtochau und eine Fabrik⸗ 
anlage in Warſchau betreibt, iſt im Beſitz der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
induſtrie⸗A.⸗G. zu Gleiwitz. Das Milowitzer Eiſenwerk war eine 


) Der Roheifenverbrauh Rußlands wurde zu 18 kg, der Polens 
zu 18,5 kg auf den Kopf geſchätzt gegen 135 kg in Deutſchland. 
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Gründung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahnbedarfs⸗A.⸗G. zu Friedens⸗ 
hütte. Die Sosnowicer Eifen- und Nöhrenwalzwerke mit dem Hoch⸗ 
ofen- und Stahlwerk Zawieree war ein Filialwerk der Huldſchinſky⸗ 
werke in Gleiwitz. Bei deren Fuſion mit der Friedenshütte (Ober⸗ 
Bedarf) ging auch der größte Teil des Aktienbeſitzes in deren Hände 
über, wurde von dieſer aber ſpäter bis auf 625 000 Rubel an ein 
franzöſiſches Konſortium verkauft, wobei indeſſen die Verwaltung 
unter deutſchem Einfluß blieb. 

Techniſch ſteht die polniſche Eiſeninduſtrie durchaus auf der 
Höhe, arbeitet aber — was den Erzbezug anbelangt — unter ebenſo 
ungünſtigen Produktions bedingungen, hinſichtlich des Kohlen⸗ und 
Koksbezugs unter weit ungünſtigeren als die oberſchleſiſche Eiſen⸗ 
induſtrie; ſie wird daher auf weitgehende Verfeinerung ihrer Pro= 
dukte bedacht ſein müſſen. 

Polen deckte den Noheiſenbedarf feiner Eiſeninduſtrie nicht 

durch Eigenerzeugung, ſondern mußte noch ſüdruſſiſches Eiſen 
hinzubeziehen (1912: 86 000 Tonnen). Von der Roheifenpro- 
duktion entfiel ungefähr 2 auf Gießereiroheiſen und Gußwaren 
I. Schmelzung. Unter Zuſatz von Alteiſen wurde der größte Teil 
des Noheiſens in Martinöfen zu Flußeiſenblöcken umgewandelt; der 
Puddelprozeß ſpielte eine völlig untergeordnete Rolle (zirka 1,4 %). 
An Martin- und Puddelblöcken wurden 1913 rund 6 Millionen 
Doppelzentner erzeugt; die Selbſtkoſten ſchwankten je nach der Kon⸗ 
junktur zwiſchen 96 und 114 pro Tonne, waren alſo ſehr hoch. 
Die von Stabeiſen werden mit 136 bis 160 /, von Blechen über 
3 mm ſtark mit 184 bis 196 /, von Dachblechen zu 250 bis 260 , 
von Aniverſaleiſen zu 172 bis 185 , von gezogenen und geſchweißten 
Röhren zu 300 bis 4004 pro 1000 kg angegeben. Das find durch- 
weg Selbſtkoſten, die weit über die des benachbarten oberſchleſiſchen 
Reviers hinausgehen. Zum Teil dürften ſie auf den weſentlich 
höheren, noch dazu durch Zölle verteuerten Koſten von Koks und 
Kohlen beruhen, die, da die eigene Kohle hierfür ungeeignet iſt, 
eingeführt werden mußten. 

Auf den polniſchen Eiſenwerken wurden nur ausnahmsweiſe Voll⸗ 
bahnſchienen und nur ſehr wenig Grubenſchienen — wenig über 1% | 
der polnifchen Walzeiſenproduktion — auch wenig Träger (zivka 2%) 
hergeſtellt. Zirka 54% derſelben entfielen auf Stabeiſen, zirka 10% 
auf Walzdraht, faſt 12% auf Bleche aller Art. Verhältnis mäßig 
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ſehr bedeutend war die Herſtellung gezogener und geſchweißter 
Rohre (faſt 500 000 dz), von Laſchen und Anterlagsplatten (zirka 
450 000 dz), von Feder- und Zementſtahl (über 30 000 dz), von 
Achſen und Bandagen (245 000 dz), Aniverſaleiſen (320 000 dz), 
Drahtſtiften (70 000 dz) uſw. 

Der Wert der Produktion der polniſchen Eiſenhüttenwerke 
wurde für 1913 auf 60 Millionen Rubel = zirka 130 Millionen 
Mark geſchätzt. 

Die ruſſiſchen Eiſenſyndikate, denen auch die polniſchen Werke 
angehörten, waren, um an Frachten zu ſparen, bemüht, den Werken 
die Beſtellungen möglichſt aus ihren natürlichen geographiſchen 
Abſatzgebieten zuzuweiſen. Bei der ausgedehnten Verfeinerungs- 
tätigkeit der polniſchen Hütten lieferten dieſe aber große Mengen 
ſelbſt nach den entlegenſten Bezirken des ruſſiſchen Reichs, z. B. 
nach dem Kaukaſus. 

Ihr Anteil an der geſamten ruſſiſchen Produktion betrug bei 
Roheifen 10%, Schienen 0,86 %, Trägern 4,20 95, Stabeiſen 
19,4 %, Walzdraht 13 X, Blechen 5,74 , Aniverſaleiſen 43 9%, 
Bandagen 22,4%, Achſen 21,2 %, Laſchen und Platten 40 %, 
gewalzten und gezogenen Röhren 50 %. 

Bezüglich des verfeinerteren Walzeiſens wird Ruß— 
land noch lange auf die Zufuhr angewieſen ſein, und 
um ſo ſtärker, falls Polen von ihm abgetrennt werden 
ſollte. Polen ſelbſt aber bietet für dieſe kein genügend 
aufnahmefähiges Abſatzgebiet; ein Abſatz nach Deutſch— 
land oder Oſterreich-Angarn erſcheint bei den viel 
höheren Selbſtkoſten ausgeſchloſſenz ebenſo ſchon mit 
Rüdficht auf die ungünſtige Lage zum Meer eine über— 
ſeeiſche Ausfuhr; allenfalls ließe ſich eine ſolche zu 
Land nach Rumänien ermöglichen, doch würde ſie auch 
dort dem übermächtigen Wettbewerb der weſteuropäi— 

ſchen wie der oberſchleſiſchen Eiſeninduſtrie begegnen. 
Die polniſche Eiſeninduſtrie hat ſich eben auf der 
Grundlage des durch hohe Zölle geſchützten weiten 
ruſſiſchen Abſatzgebietes aufgebaut. 

Sie wird bei Zollſchutz und unter Anpaſſung an das 
in Polen ſelbſt vorhandene Bedürfnis nach Eiſen eine 
beſcheidene Exiſtenz auch in einem ſelbſtändigen Polen 
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führen können, zumal wenn ihr für eine längere Über- 
gangszeit der ruſſiſche Markt einigermaßen offenge- 
halten würde. Die Eingliederung in das öſterreichiſche 
oder in das deutſche Zollgebiet würde ſie in kurzem 
ruinieren. 

Trotz des hohen Zollſchutzes haben auch vor dem Kriege nur 
drei polniſche Eiſenwerke, die Huta VBankowa, die Oſtrowieczer 
Werke und die Sosnowicer Röhren: und Eiſenwerke, regelmäßig 
Dividenden verteilen können, die anderen ſieben haben bei rück⸗ 
gängiger, eines auch bei günſtiger Konjunktur mit Verluſt gearbeitet. 

Die Fabrikation emaillierter Blechgeſchirre iſt in Polen 
ſtark entwickelt. Zwei Werke (Blachownia und Warſchau) be⸗ 
ſchäftigten rund 2500 Arbeiter. Die Bleche werden vorwiegend 
aus Oberſchleſien, zum Teil auch aus England bezogen; der Zoll 
auf das Material belaſtet die Produktion des Fertigfabrikats. Der 
Abſatz erfolgte zu mehr als 90 % nach dem eigentlichen Rußland, 
da Polen ſelbſt verhältnismäßig mehr die qualitativ überlegene 
oberſchleſiſche Ware (Sileſia, Paruſchowitz) bezieht. Die Lage der 
polniſchen Emailgeſt irrfabriken wird als wenig günſtig geſchildert. 
Trotz des hohen Schutzzolls iſt die Rentabilität unbefriedigend. 
Die Anlagekoſten der Fabriken ſind, da nahezu alles unter hohen 
Zöllen aus dem Ausland bezogen werden mußte, weſentlich — min⸗ 
deſtens 40 bis 50 % — höher als in Deutſchland. Das Fabrikat 
iſt minderwertig, der Anteil des Ausſchuſſes ſehr hoch. 
Die Arbeiterleiſtung bleibt hinter der deutſchen ſtark 

zurück. Der polniſche Arbeiter iſt zwar ſehr anſtellig, 
lernt leicht auch mit komplizierten Maſchinen umzu⸗ 
gehen, beſitzt aber nicht die Ausdauer, Stetigkeit, 
Fleiß und Sorgfalt des deutſchen. In Warſchau wird 
lebhaft über den häufigen Wechſel, über Ausbleiben von der Arbeit 
und über die üblen Wirkungen des Schnapsgenuſſes geklagt; auch 
darüber, daß der Arbeiter verhältnismäßig zu viel auf 
ſein Außeres, zu wenig auf ſeine Ernährung verwendet. 
In Czenſtochau und im Sosnowicer Revier werden ſolche Klagen 
weit weniger erhoben. 
Maſchinenbau 

Die Maſchineninduſtrie iſt in Polen ziemlich lebhaft und 

vielſeitig entwickelt. Zum erheblichen Teil iſt ſie eine Hilfsinduſtrie 
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der Textilinduſtrie, für die fie Keſſel, Maſchinen, Webſtühle, Spin- 
deln, Appretur⸗, Färberei- und Druckereimaſchinen liefert. Für die 
landwirtſchaftlichen Nebengewerbe wurden Brennerei⸗, Brauerei⸗, 
Zuckerfabrik und Müllereieinrichtungen und =mafchinen gefertigt. 
Aber auch der Bau von Heizöl- und Gasmotoren und Dampf⸗ 
maſchinen hatte ſich bereits entwickelt. Relativ unbedeutend war 
die Herſtellung landwirtſchaftlicher Maſchinen, die bei verhältnis⸗ 
mäßig niedrigem Zoll überwiegend aus dem Ausland — Deutſchland, 
England, Amerika — eingeführt wurden. Bedeutung hat der 
Warſchauer Bau von Eiſenbahnwagen, der in den polniſchen 
Bahnen regelmäßige Abnehmer hatte. 

Die Produktionskoſten der polniſchen Maſchinen— 
fabriken ſind hoch. Sämtliche Werkzeugmaſchinen müſſen aus 
Deutſchland, England und den Vereinigten Staaten von Amerika 
eingeführt werden; die hohen Eiſenpreiſe verteuern die Fabrikation, 
nicht minder die geringere Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter. Ziemlich 
allgemein wird — nicht nur in der Maſchineninduſtrie — über 
das Fehlen eines tüchtigen induſtriellen Anteroffizier— 
ſtandes, d. h. geeigneter Werkmeiſter, geklagt. Tüchtige 
Kräfte ſind ſelten und teuer. Kann einer etwas, ſo dünkt er ſich leicht 
als Ingenieur. Die beſten Kräfte kamen aus Deutſchland. 

Die Metallinduſtrie Polens — ausſchließlich der eigentlichen 
Hütteninduſtrie — umfaßte 1510 Anlagen mit 62 000 Arbeitern 
und 115 Millionen Rubel (zirka 250 Millionen Mark) Produktions- 
wert. Ihr Hauptſitz iſt Warſchau. 


Chemiſche Induſtrie 
Die chemiſche Induſtrie Polens hat ſich zum Teil im 
Anſchluß an die Gasinduſtrie entwickelt. Die Gasanſtalt Warſchau 
— vielleicht die größte Europas — iſt im Beſitz der Rontinental- 
gasgeſellſchaft zu Deſſau, ſie verarbeitet die Nebenprodukte auf 
ſchwefel⸗ und kohlenſaures Ammoniak, Benzol und Toluol, ſtellt 
daneben auch Salzſäure und Bleichlaugen für die Textilinduſtrie her. 
Die Produktionskoſten find — da Polen weder Gastohlen, noch 
Schwefelerze, noch Salz beſitzt und die Anlagekoſten ſich teuer 
ſtellten — hohe. Ohne Schutzzoll würde die Geſellſchaft ihre 
chemiſche Induſtrie nach Odeſſa verlegen, deſſen Gasanſtalt ihr 
gleichfalls gehört. 
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Ahnlich ungünſtig dürften die Verhältniſſe bei den meiſten 
anderen chemiſchen und Seifenfabriken Polens liegen, die größten⸗ 
teils für die Textilinduſtrie arbeiten. 

Einen Zollſchutz entbehren kann dagegen wohl die elektro⸗ 
lytiſche Gewinnung von chlorſaurem Kali im Sosnowicer Bezirk, 
ebenſo die Herſtellung von Zereſinkerzen in derſelben Fabrik. 1907 
wurde der Produktionswert der chemiſchen Induſtrie auf 38 Mil⸗ 
lionen Mark veranſchlagt, 1913 dürfte er 50 Millionen Mark 
erheblich überſchritten haben. 

Ze mentinduſtrie 

Die Zementinduſtrie Polens befand ſich vor dem Krieg in 
lebhaftem Aufſchwung. Die Produktion hatte ſich im Lauf von 
drei Jahren verdoppelt; für 1914 war ſie auf 3,45 Millionen Faß 
veranſchlagt. Der Grund dafür lag zum Teil in der ſtarken Ent⸗ 
wicklung des Betonbaues, mehr wohl noch in den großen weſt⸗ 
ruſſiſchen Feſtungsbauten. Die zehn Fabriken waren in einem 
Syndikat vereinigt, das zwei davon ſtillgelegt hatte. Trotz des 
örtlichen Vorkommens durchaus geeigneter Nohſtoffe arbeiten die 
Fabriken infolge hoher Anlagekoſten teuer. Soweit ſie modern ſind, 
haben ſie Maſchinen und Einrichtungen mit hohen Zöllen aus 
Deutſchland beziehen müſſen, ſoweit ſie das nicht getan haben, ſind 
ſie techniſch rückſtändig. Auch über die geringe Arbeitsleiſtung wird 
geklagt. Der Zollſchutz beträgt 12 Kopeken pro Pud = zirka 

1,50 % pro 100 kg. 
Keramiſche und Glas induſtrie 
Die Induſtrie feuerfeſter Steine hat ſich — begünſtigt 
durch das Vorkommen geeigneter Rohmaterialien — unter dem 
hohen Schutzzoll von 1,3 bis 6,5. K pro 100 kg — kräftig entwickelt. 

Auch die ſonſtige keramiſche und Glasinduſtrie ſind ziemlich 
erheblich. 1907 wurde ihr Produktionswert bereits auf 35 Millionen 
Mark geſchätzt; im letzten Jahr vor dem Krieg dürfte er ſicher 40 
bis 45 Millionen Mark betragen haben. Es wurde vorwiegend 
ordinäre Gebrauchsware hergeſtellt. 


Papierinduſtrie 
Die Papierindustrie wies ebenfalls eine beträchtliche Ent⸗ 
wicklung (1907 bereits 32 Millionen Mark Produktionswert) auf. 
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Während grobe Pappen und Packpapier viel aus Finnland be- 
zogen wurden, fand umgekehrt in eigentlichem Papier und in 
Papierwaren ein lebhafter Verſand nach Rußland ſtatt. Die 
Herſtellungskoſten ſind weſentlich höher als in Deutſchland, von 
wo alle Maſchinen und die meiſten Hilfsſtoffe bezogen werden 
müſſen, während Holz in Polen kaum billiger iſt als bei uns. 


Textilinduſtrie 

Die weitaus wichtigſte Induſtrie Polens iſt die Textilinduſtrie, 
in ihr nimmt wieder die Baumwollinduſtrie die erſte Stelle ein. 
1910 wurde ihr Produktionswert auf 500 Millionen Mark ge 
ſchätzt; die Zahl der in ihr beſchäftigten Arbeiter betrug 121 500. 
1910 wurden in 54 Spinnereien von 21848 Arbeitern auf 
1275 083 Spindeln aus 670 000 dz Baumwolle 654 000 dz Garn 
erſponnen. Von der verarbeiteten Baumwolle waren 132 450 dz 
ruſſiſcher, 328 500 dz amerikaniſcher, zirka 50 000 dz oſtindiſcher, 
160 000 dz perſiſcher und 7000 dz ägyptiſcher Herkunft. Für die 
über die öſtliche Landgrenze und zur See eingehende Baumwolle 
wird ein Zoll von 4 Rubel pro Pud Girka 52 M pro Doppelzentner), 
an der perſiſchen und afghaniſchen Grenze werden 5% vom Wert 
als Zoll erhoben. 

Ganz überwiegend wurden grobe Garne geſponnen — 
wenn auch allmählich das Geſpinſt ſich verfeinert. Im Gouverne- 
ment Petrikau hob ſich von 1890—1910 die durchſchnittliche Garn⸗ 
nummer von 14,6 auf 19,02, im Gouvernement Warſchau von 
21,9 auf 34,07; in ganz Rußland betrug fie 1910 27,9. Doch 
wurden auch in Polen Garne bis 89, Zwirne bis 80/2 geſponnen. 

Die Arſache der niedrigen Durchſchnittsnummer iſt darin zu 
finden, daß die Baumwollweberei Polens ſich ganz vorwiegend 
mit der Herſtellung billiger dichter Waren befaßt wie Flanelle, 
Barchente, Bjas, Trikots, Buckſkins, daneben werden 
auch Schlaf- und Reiſedecken, Tücher, Plüſche, weißer Brokat, 
Kattun, Batiſt, Tiſchtücher, Handtücher, Servietten, Taſchentücher, 
Futterſtoffe, ſchließlich buntgewebte Waren als Anterrock, 
Hemden⸗, Bluſen- und Kleiderſtoffe für die arbeitenden Klaſſen 
hergeſtellt. 

Die Baumwollweberei Polens fertigte 1910 in 125 Fabriken 
auf 32 188 Webſtühlen mit 27 771 Arbeitern rund 500 000 dz 
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Gewebe an, wozu außer den heimiſchen noch nahezu 12 000 dz 
ausländiſche und zirka ebenſoviel aus Nußland bezogene Garne 
Verwendung fanden. 

Den Wert der rohen (unveredelten) reinen Baumwollwaren, 
einſchließlich der zur Herſtellung von halbwollenen Waren, Wirk⸗ 
waren und Spitzen verwendeten, in Polen hergeſtellten Garne und 
des Nähgarns ſchätzte Schweickert 1910 auf 262 Millionen Mark. 

Eine genaue Trennung der Induſtrie nach Betriebsart und 
Nohſtoffen erweiſt ſich als unmöglich, weil, wie überall in Schutz- 
zolländern, die Betriebe zugleich Spinnerei, Weberei, vielfach 
Wirkerei uſw., vor allem auch Veredlung (Färberei, Druckerei, 
Appretur) umfaſſen. Die Entwicklung zum Groß- und Riejen 
betrieb iſt in der polniſchen Textilinduſtrie überaus ſtark, wenn auch 
nicht ganz ſo groß wie im eigentlichen Rußland. In vierzehn polni⸗ 
ſchen Großbetrieben der Baumwollinduſtrie wurden 1910 nicht 
weniger als 794 241 Spindeln und 22 834 mechaniſche Webſtühle 
von 51 089 Dampfpferdekräften mit 47 158 Arbeitern betrieben, 
denen eine Jahreslohnſumme von 7,15 Millionen Nubel gezahlt 
wurde und die Werte von 97,65 Millionen Rubel produzierten. 
Allerdings befindet ſich unter ihnen die Zyrardower Manufaktur 
mit 8280 Arbeitern, die überwiegend Flachs und Wolle ver⸗ 
arbeitet. 

Der Abergang zum mechaniſchen Webſtuhl iſt in der polniſchen 
Baumwollweberei in weiteſtem Maße vollzogen; nur in der Leinen⸗„ 
ſpeziell der Taſchentuchweberei, ebenſo in der Wollinduſtrie ſpielt 
der Handſtuhl noch eine Rolle. 

Aberhaupt ſteht die polniſche Baumwollinduſtrie 
techniſch auf der Höhe; bei der meiſt guten Rentabilität 
der größeren Anternehmungen, die zudem ganz über— 
wiegend von techniſch und kaufmänniſch gebildeten 
Deutſchen geleitet wurden, war man beſtrebt, ſich die 
neueſten techniſchen Fortſchritte anzueignen und damit 
die Produktionskoſten herabzudrücken. Dampfturbine 
und elektriſche Kraftübertragung haben weitgehende 
Anwendung gefunden. In der Stadt Lodz wurde 1908 eine 
Elektrizitätszentrale gegründet, an die 1910 bereits 700 Anter⸗ 
nehmungen mit einem Kraftbedarf von 12 500 Pferdekräften an⸗ 
geſchloſſen waren; darunter 500 Kleinbetriebe. 
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Die beſſeren Antriebsmafchinen und elektriſche Motoren wurden 
meiſt aus Deutſchland, eigentliche Spinnmaſchinen aus England 
bezogen. Webſtühle und zahlreiche Hilfsmaſchinen wurden in 
Polen auch ſelbſt gefertigt, zum größten Teil aus Deutſchland und 
der Schweiz eingeführt. An eigentlichen Textilmaſchinen führte 
1910 ganz Rußland aus England für 17,5, aus Deutſchland für 
17,8 Millionen Mark ein. Polen bezieht mit Vorliebe deutſches 
Fabrikat. 

Die Induſtrie Polens konzentriert ſich in den Gouvernements 
Petrikau und Warſchau. Die offizielle Enquete von 1901 wies 
nach 


Fabriten Arbeiter Pramet bert 
im Gouvernement Petrikau 832 118 171 224 674 000 
pr Warſchau 657 65 640 118 182 000 

in den übrigen acht Gou— 
vernements Polens 930 38 502 54 333 000 


Geſamtinduſtrie ohne Berg⸗ 
bau und Hüttenwerke. 2419 222 313 397 189 000 


1910 zählte man im Gouvernement Petrikau 1795 Fabriken 
mit 147 751 Arbeitern und einem Produktionswert von 553 800 000 
Rubel, und zwar in der Baumwollinduſtrie (ohne Veredlung) 


5 Produktionswert 
Fabriken Arbeiter in Rubel 


im Gouvernement Petrikau 449 94 346 180 182 000 
N Warſchau 63 18 410 20 976 000 

in den übrigen acht Gou— E 
vernements Polens .. 110 8725 6 505 000 
in ganz Polen 622 121 481 207 663 000 


Innerhalb des Gouvernements Petrikau ift es wieder der 
Bezirk Lodz mit Konſtantinow, Alexandrow, Pabianice, Zgierz, 
Tomaſchow, den Kreiſen Brzezin und Laſk und einem kleinen Teil 
des Kreiſes Kaliſch, der rund 77% der Tertilarbeiter und zirka 
70 9 des Werts der Textilproduktion Polens umfaßt. 

Die Textilinduſtrie dieſes Bezirks iſt deutſchen Arſprungs, 
von eingewanderten Schleſiern, Sachſen und Rheinländern gegründet. 
Wenn auch die meiſten Fabrikanten genötigt waren, die ruſſiſche 
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Staatsangehörigkeit zu erwerben, manche allmählich zu Halbpolen 
geworden ſind, ergab doch eine amtliche Zählung, daß von den 
Produktionsleitern 906 nur die Landesſprachen (Polniſch und 
Nuſſiſch), 41 nur Deutſch, 1763 Nuſſiſch und eine fremde Sprache 
und 182 Polniſch und eine fremde Sprache ſprachen. Dieſe 1986 
eine fremde Sprache Sprechenden ſind mit wenigen Ausnahmen 
Deutſche. Erſt in neuerer Zeit gelangten auch Polen in leitende 
Stellungen; eine größere Nolle ſpielen die Juden, die aber mehr 
im Bankweſen und Handel, weniger in der Leitung von Fabrik⸗ 
betrieben tätig ſind. In der Kleininduſtrie herrſchten die Polen 
und Juden vor. 

1911 hatten nach St. Koſchützky 111 polniſche Fabriken einen 
Produktionswert von 19 Millionen Rubel, 585 jüdiſche einen ſolchen 
von 94,5 Millionen Rubel, 332 deutſche einen von 250 Millionen 
Rubel. In Lodz ſtellte der Magiſtrat 1912 auf Grund der Steuer- 
kataſter feſt, daß das Vermögen der deutſchen Aktiengeſellſchaften, 
wichtigſten Privatfirmen und Haus- und Grundbeſitzer 285,5 Mil⸗ 
lionen Rubel, das der polniſchen nur 40,9 Millionen Rubel, das 
der Israeliten 175 Millionen Rubel betrug. 

Die Fabrikarbeiter find polniſch; die Juden befaſſen ſich mit 
Handwerk, Heimarbeit und Handel. Fabrikmeiſter und Ingenieure 
ſind überwiegend deutſcher Herkunft. 

Im Sosnowicer Bezirk überwiegt die Kammgarnſpinnerei 
mit zirka 220 000 Spindeln, während weitere rund 100 000 in den 
anderen Bezirken Polens vorhanden ſind. Kammgarn wird von 
hier in ſehr erheblichem Maße nach dem übrigen Rußland abgeſetzt, 
das den größeren Teil ſeines Bedarfs aus Polen bezieht. Die 
Baumwollinduſtrie ift hier mit rund 200 000 Spindeln und 6000 
mechaniſchen Webſtühlen vertreten. Die Grundlage der dortigen 
Induſtrie iſt einmal in der günſtigen Verkehrslage, ſodann in dem 
billigen Brennſtoff, ſchließlich in der großen Zahl weiblicher Arbeits⸗ 
kräfte zu ſuchen, die in der Berg- und Hütteninduſtrie dortiger 
Gegend keine Verwendung finden. 

Im Warſchauer Bezirk kam vor allem die von den Ruffen 
beim Nückzug völlig niedergebrannte, jetzt aber ſchon wieder im 
Aufbau begriffene Fabrik der Aktiengeſellſchaft der Zyrardower 
Manufakturen in Betracht, die mit 8500 Arbeitern auf 35 000 
Spindeln und 2000 Webſtühlen eine Produktion im Wert von 
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25 Millionen Mark erzielte. Die Spinnereien lieferten 53 000 Schock 
Flachsgarn, 10 000 dz Baumwollgarn und 1600 dz Wollgarn; 
ein Teil der erzeugten Web- und Wirkwaren wurde konfektioniert. 
Der Produktionswert der Wollinduſtrie Polens 
ſteht der ſeiner Baumwollinduſtrie nur wenig nach. 
Die polniſche Textilinduſtrie machte einige zwanzig Prozent 
der Textilinduſtrie Rußlands aus. Rund / ihrer Produktion 
gelangte in Polen ſelbſt zum Verbrauch, ungefähr 3% 
wurden ausgeführt, 55 bis 57 % gingen nach Rußland. 
Für Lodz gibt man den Anteil des ruſſiſchen Abſatzes zu 72 ) an. 
Von dem Wohlergehen der polniſchen Textilinduſtrie ſind 
eine ganze Reihe anderer Induſtrien abhängig, fo die Beredlungs- 
induſtrie (Appretur, Färberei, Druckerei), die Maſchinen— 
induſtrie, welche Maſchinen, Keſſel, Webſtühle, Spindeln, Appre⸗ 
turmaſchinen, Druckwalzen uſw. fertigt; die che miſche Induſtrie, 
welche Farbſtoffe, Bleichlaugen, Soda, Seife uſw. herſtellt, deren 
Produktionswert bereits 1907 auf 38 Millionen Mark veranſchlagt 
wurde; ſchließlich das Baugewerbe mit ſeinen Nebengewerben. 
Von Bedeutung iſt in Polen noch die Holzverarbeitung, 
deren Produktionswert 1907 auf 22 Millionen Mark geſchätzt 
wurde. Auch die Lederfabrikation ſowie die von Lederwaren, 
namentlich von Schuhen, und die Konfektion haben erheblichen 
Umfang. Feine Warſchauer Schuhe wurden nicht nur in Peters— 
burg und Moskau, ſondern auch in Paris viel getragen. 


Kleininduſtrie und Handwerk 


Warſchau iſt im Gegenſatz zu dem großinduſtriellen Gouverne— 
ment Petrikau mehr der Bezirk der Kleininduſtrie und des 
Handwerks. 1901 zählte es 657 Fabriken mit 65 640 Arbeitern 
und 118,2 Millionen Rubel Produktionswert. 1894 bereits 
10400 Handwerksmeiſter, die mit 26627 Geſellen und 18 479 Lehr⸗ 
lingen Werte von 56,8 Millionen Rubel erzeugten. 


Die wirtſchaftlichen Möglichkeiten nach dem Kriege 


Man nimmt an, daß von der geſamten induſtriellen Pro- 
duktion Polens nur /; im Land ſelbſt verbraucht wurde, 
60% nach dem eigentlichen Rußland abgeſetzt wurden. 
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In diefer Abhängigkeit vom Abſatz nach Rußland 
liegt die Schwierigkeit der wirtſchaftlichen Entwicklung 
Polens im Falle ſeiner Lostrennung. Denn Polen iſt 
ein Induſtrieland und kann nicht zu einem überwiegen— 
den Agrarſtaat zurückgeſchraubt werden. 

Bei einer wirtſchaftlichen Angliederung an Deutſch⸗ 
land würde es zunächſt den Vorteil der billigeren Geldbeſchaffung 
haben; allzu hoch iſt der indeſſen nicht zu veranſchlagen, weil die 
Berliner Banken bereits vorher die Bankiers der polniſchen Groß⸗ 
induſtrie waren. Die Produktionskoſten der wichtigſten polniſchen 
Induſtrie, der Textilinduſtrie, würden allerdings durch den zollfreien 
Bezug von Baumwolle, deutſchen Maſchinen, Farben, Chemi⸗ 
kalien und ſonſtigen Hilfsſtoffen weſentlich verbilligt werden. Dar⸗ 
unter würden aber die polniſchen Hilfsinduſtrien der Textilinduſtrie 
leiden. Gleichzeitig würden die deutſchen Agrarzölle die Lebens⸗ 
haltung der polniſchen Induſtriearbeiter weſentlich verteuern und 
die Arbeitsprodukte in ihrer Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. 
Die polniſche Induſtrie lebte eben bisher nicht nur von 
dem hochgeſchützten, ſtark aufnahmefähigen ruſſiſchen 
Abſatzgebiet, ſondern auch von den infolge niedriger 
Lebens mittelpreiſe billigen Arbeiterlöhnen; es hieße 
ſie ruinieren, wenn man ihr gleichzeitig den bisherigen 
Markt wegnehmen und ihre Produktionskoſten ver— 
teuern wollte. Auf dem deutſchen Markt könnte ſie ihr 
Fabrikat nicht abſetzen. An Garnen deckten wir nur in feinen 
und feinſten Nummern nicht unſeren Bedarf, in groben und mitt⸗ 
leren ſind wir ſelbſt auf die Ausfuhr angewieſen. And für die aus 
groben Garnen gefertigten baumwollenen und wollenen Web- und 
Wirkwaren ſind wir erſt recht nicht aufnahmefähig. Aberſtieg doch 
unſere Ausfuhr darin einſchließlich Kleidern und Wäſche 1913 die 
Einfuhr um 620 Millionen Mark. 

Die polniſche Textilinduſtrie würde alſo mit dem weitaus größten 
Teil ihrer Erzeugung auf die Ausfuhr nach anderen Ländern an⸗ 
gewieſen ſein, für die ſie keineswegs beſonders günſtig liegt und 
wo ſie überlegenem Wettbewerb und Zollſchranken begegnen würde, 
während ihr im eigenen Gebiet Deutſchland Konkurrenz machen 
würde. Aber ſelbſt für die deutſche Tertilinduftrie wäre dieſer große 
Zuwachs wenig erwünſcht, er würde zur Aberfüllung des Marktes 
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wie zu Schwierigkeiten in der Ausfuhr führen. In den großen und 
billigen Stapelartikeln, wie ſie namentlich in den Kolonialländern 
anderer Erdteile gebraucht werden, können wir ſpeziell in Baum⸗ 
wollartikeln gegen England nicht aufkommen, ja wir ſind im Lauf 
der Jahre von ihm immer weiter zurückgedrängt worden, weil wir 
infolge unſerer hohen Lebensmittelzölle zu teuer produzieren. Anſere 
Ausfuhr von Baumwollwaren beſteht hauptſächlich aus bunt⸗ 
gewebten, bedruckten und gefärbten Spezialitäten, aus Sammet, 
Plüſch und Möbelſtoffen, vor allem aber aus Wirkwaren, Sticke⸗ 
reien und Spitzen. Nur unter Verzicht auf unſere Lebensmittelzölle 
vermöchten wir England in Stapelartikeln erfolgreichen Wett⸗ 
bewerb zu machen; dann könnten wir freilich auch der polniſchen 
Textilinduſtrie an Stelle des ruſſiſchen überſeeiſche Märkte er⸗ 
öffnen. 

Ahnlich würde es mit den anderen polniſchen Induſtrien liegen; 
Deutſchland könnte ihnen keinen Erſatz für das ruſſiſche Abſatzgebiet 
gewähren, da es ſelbſt in allem, ſei es Eiſen, Maſchinen, Fahrzeuge, 
fei es in Leder, Schuhen, Rauchwaren, Glas und Porzellan, Papier, 
Chemikalien, Holzwaren uſw. im höchſten Maß auf die Ausfuhr 
angewieſen iſt. 

Der Mangel an Konkurrenzfähigkeit der polniſchen Induſtrie 
gegenüber der deutſchen liegt einmal in den überaus hohen An- 
lagekoſten der Fabriken, deren Maſchinen und Einrich- 
tungen aus dem Ausland bezogen und bei der Einfuhr 
hoch verzollt werden mußten. Eine verſtändige Zollpolitik 
kann dieſen Nachteil für die in Zukunft zu errichtenden Fabriken zum 
guten Teil beſeitigen, eine Entwertung der vorhandenen wäre zwar 
ein großer Schaden für die Beſitzer, aber volkswirtſchaftlich eher zu 
ertragen. Angleich ſchwerer und langſamer iſt dagegen der Nachteil 
zu überwinden, der in der quantitativ wie qualitativ ge- 
ringeren Arbeiterleiſtung liegt. Hier handelt es ſich um all⸗ 
gemeine wie um fachliche Bildungsfragen, die in einem 
Land, wo das Bildungs weſen derart vernachläſſigt iſt, 
wo Generationen vergehen werden, ehe man auch nur 
die genügende Zahl von Lehrkräften heranziehen kann, 
nur ſehr allmählich gelöſt werden kann. Die Rückſtändigkeit 
der Induſtrie beruht weiter in den völlig ungenügenden Ver— 
kehrseinrichtungen, die ſich zwar weſentlich raſcher, 
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aber doch auch erft in Jahrzehnten auf eine den 
modernen Induſtrieſtaaten gleichwertige Höhe bringen 
laſſen. Sie beruht — wenn dies auch nicht ſehr weſentlich iſt — 
in den hohen Feuerverſicherungsprämien, die wiederum. 
durch die hohen Anlagekoſten, die Anzuverläſſigkeit der Arbeiter 
und die mangelhaften Feuerſchutzeinrichtungen bedingt ſind. Sie 
beruht weiter auf dem hohen Zinsfuß für Leihkapitalien, der 
mit größerer politiſcher, rechtlicher und wirtſchaftlicher Entwicklung 
ſich mit der Zeit ermäßigen wird. — Dauernd bleiben aber gewiſſe 
natürliche Nachteile: der Mangel an gasreichen und backen— 
den Kohlen, an reichen Erzen, an Salzen uſw. Die 
Fundamente der Eiſeninduſtrie werden aller Vorausſicht nach in 
Polen dauernd ſchwach bleiben, und ein ſehr hoher Zollſchutz für 
ihre Erzeugniſſe hemmt die Entwicklung der metallverarbeitenden 
Induſtrien. 

Noch weit ſchlimmer würde aber die Angliederung Polens 
an Oſterreich-Angarn wirken. Die öſterreichiſche Textilinduſtrie 
benötigt ſelbſt ſtark die Ausfuhr ihrer Erzeugniſſe; allein die Ver⸗ 
mehrung ihrer Baumwollſpindeln um 27% — ſo viel 
machen die polniſchen Spindeln aus — würde dort eine Aber— 
produktion und damit eine ſchwere Kriſis hervorrufen. 
Dieſe würde um fo ſchlimmer fein, als das öſterreichiſche Spinner⸗ 
kartell ſchon wiederholt zur Entlaſtung des inneren Marktes Schleu- 
derverkäufe nach dem Ausland getätigt hat, und als dort die Vor⸗ 
bedingungen für eine großzügige Organiſation der Ausfuhr 

fehlen, wie ſie Deutſchland in ſeinen alle Weltteile umfaſſenden großen 
Ausfuhrfirmen beſitzt. Nicht minder ſchlimm würde es mit den 
anderen Zweigen der Textilindſtrie beſtellt ſein, zumal auch in 
Wollwaren Oſterreich⸗Angarn mehr aus- wie einführt. Gleich 
ungünſtig würden ſich die Abſatzverhältniſſe der Leder- und Leder- 
waren⸗, der keramiſchen, der Papier- und anderer Induſtrien 
geſtalten. Allerdings würden manche öſterreichiſche Induſtrien — 
insbeſondere die Hilfsinduſtrien der Textilinduſtrie — von dem 
erweiterten Abſatzgebiet profitieren, aber auf Koſten der polniſchen 
Fabriken und zum Teil auch der deutſchen, deren Abſatz natürlich 
ſtark beeinträchtigt würde, wenn Oſterreich-Angarn feine Waren 
zollfrei nach Polen einführen könnte. Anſere Abſatzmöglich— 
keiten nach Polen würden dadurch erheblich verringert 
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werden, um fo mehr, als die Zollunion Polens mit 
Oſterreich-Angarn auf die polniſchen Hauptinduſtrien 
ruinierend einwirken und die Kaufkraft für deutſche 
Erzeugniſſe dort weiter ſchädigen würde. 

Es kommt hinzu, daß Oſterreich-Angarn, das an ſich ſehr viel 
weniger kapitalkräftig iſt als Deutſchland, durch den Krieg finanziell 
ſo geſchwächt ſein wird, daß ſchon der Wiederaufbau Galiziens ſeine 
Kräfte mehr als voll in Anſpruch nehmen dürfte. Gleichzeitig 
Polen wirtſchaftlich wieder herzuſtellen, geſchweige es zu ent⸗ 
wickeln, wird ihm völlig unmöglich ſein. Das deutſche Kapital 
wird aber begreiflicherweiſe wenig geneigt fein, ſich zur Verfügung 
zu ſtellen, wenn Polen in das öſterreichiſch-ungariſche Zollgebiet 
einbezogen wird. 

Es mag zugegeben werden, daß die ſchweren wirtſchaftlichen 
Schäden, die Polen im Falle der wirtſchaftlichen Angliederung an 
Deutſchland oder an Oſterreich-Angarn erleiden würde, nicht ewig 
dauern würden; mit der Zeit würde es ſich wirtſchaftlich eingliedern, 
aber die Abergangszeit würde recht lange dauern und 
ſehr tief einſchneiden. Sie würde infolge Arbeitsloſigkeit zu 
einer Aus wanderung führen, gegen die die ſchon vorher un— 
gemein ſtarke (3% p. a.) verſchwindend fein würde. And je un— 
günſtiger die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, um ſo 
ſchwieriger und langwieriger die Wiederherſtellung, die 
Entwicklung ſeiner Kräfte. Zweifellos gibt es darin gewaltige 
und wirtſchaftlich lohnende Aufgaben. Man bedenke, daß von den 
121 polniſchen Städten nur 9 eine Waſſerleitung und nur 5 eine 
Kanaliſation haben, daß ſelbſt eine Stadt wie Lodz von bald 600 000 
Einwohnern weder das eine noch das andere beſitzt; daß nur 4 Städte 
elektriſches und nur 8 Gaslicht haben und 110 ſich mit Petroleum: 
beleuchtung behelfen! Man bedenke, welche Aufgaben auf dem 
Gebiet des Bahn- und Straßenbaues und der Sanie— 
rung der Wohnungen gelöſt werden müſſen, wenn das Land 
gehoben werden ſoll! All das iſt aber nur möglich bei einem 
einigermaßen befriedigenden Geſchäftsgang, nicht aber 
während einer viele Jahre dauernden Kriſis. Oſterreich— 
Angarn iſt gar nicht in der Lage, die Kredite zur Verfügung zu 
ſtellen; weit eher vermöchte das Deutſchland, deſſen Kapital ohnehin 
in fo ſtarkem Maß in Polen inveftiert iſt. 
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Man muß auch erwägen, daß eine lang andauernde wirtſchaft⸗ 
liche Kriſe mit weitverbreiteter Arbeitsloſigkeit Anzufriedenheit mit 
den politiſchen Zuſtänden großziehen und verſchärfen müßte; daß 
das Volk ſich dann nach den Fleiſchtöpfen Agyptens zurück- 
ſehnen würde. Denn ſo ſchwer die Polizeifauſt Rußlands 
auf allen nationalen und kulturellen Beſtrebungen in 
Polen gelaſtet hat, wirtſchaftlich hat es im Zoll⸗ 
verband mit ihm zweifellos einen gewaltigen Auf— 
ſchwung genommen. 

Dieſe Tatſache darf trotzdem nicht dazu führen, 
Polen bei Rußland zu belaſſen. Bei der Frage der 
Staats zugehörigkeit können wirtſchaftliche Erwägungen 
allein nicht ausſchlaggebend ſein. Sie müſſen ſich viel- 
mehr den politiſchen und nationalen Geſichtspunkten 
unterordnen, und dieſe erfordern die Abtrennung von 
Rußland. 

Aber auch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Polens 
würden keine günſtige Entwicklung nehmen, wenn es 
bei Rußland verbliebe. Denn bei letzterem iſt nach dieſem Krieg 
der Staatsbankrott und damit die Zerrüttung der Verhältniſſe 
unvermeidlich. Weder Frankreich noch England ſind hinterher in der 
Lage, ihn aufzuhalten, Rußlands Anſprüche an den Geldmarkt zu 
befriedigen. And die Vereinigten Staaten von Amerika werden 
ſich hüten, ihr Geld in den ruſſiſchen Sumpf zu werfen, zumal bei 
der Anſicherheit der innerpolitiſchen ruſſiſchen Verhältniſſe nach 
dem Kriege. 

Am allerwenigſten würde Rußland für den Wiederaufbau 
Polens etwas tun, ſelbſt wenn es dazu in der Lage wäre; es kann 
es aber auch nicht. And bei dem zurückbleibenden politiſchen Gegen⸗ 
ſatz könnte das deutſche Kapital ſich in abſehbarer Zeit nicht wieder 
in einem ruſſiſch gebliebenen Polen betätigen. 

Es bleibt alſo nur die dritte Löſung übrig, die zugleich die 
natürlichſte iſt: ein ſelbſtändiges Staatsweſen zu ſchaffen, 
das ſeine wirtſchaftliche wie politiſche Anlehnung an 
Deutſchland bzw. an die Zentralmächte nimmt. Das 
iſt keine ideale Löſung; auch ſie bringt erhebliche Schwierigkeiten 
mit ſich. Aber einerſeits geſtattet ſie, dem neuen Staatsweſen die 
ſeinen Bedürfniſſen entſprechende Wirtſchaftspolitik zu führen, 
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d. h. keine Verteuerung feiner induſtriellen Produktion durch 
Schutzzölle auf Rohſtoffe, Hilfsmaterialien und Lebensmittel. 
Damit würde die wichtigſte polniſche Induſtrie, die Textilinduſtrie, 
in die Lage kommen, ihre großen Stapelartikel zu exportieren. Frei⸗ 
lich iſt es dabei notwendig, ihr den Übergang dadurch zu er⸗ 
leichtern, daß ihr im Friedensvertrag mit Rußland die 
Ausfuhr dorthin während eines Zeitraums von 10 bis 
20 Jahren zu weſentlich ermäßigten Zollſätzen offen— 
gehalten würde. Allenfalls könnte in dieſer Zeit eine gewiſſe 
periodiſche Steigerung dieſer Zollſätze vorgeſehen werden 
etwa ſo, daß die polniſchen Erzeugniſſe bei der Einfuhr in Ruß: 
land während der erſten 5 Jahre nach Friedens ſchluß nur , 
während der nächſten 5 Jahre die Hälfte, während weiterer 
5 Jahre 2/; und während weiterer 5 Jahre 3/, der ruſſiſchen Zölle 
zu entrichten hätten. Rußland kann in den erſten Friedensjahren 
ſowieſo ſeinen Bedarf ohne die polniſche Induſtrie nicht decken. Am 
ſo weniger, als einmal die Nachfrage nach Friedensartikeln während 
der langen Kriegsdauer nicht befriedigt werden konnte, ſodann 
weil es ſehr an den gelernten Arbeitern fehlen und ſchon dadurch 
die Fabrikation eine beträchtliche Einſchränkung erfahren wird — 
ganz abgeſehen von den umfangreichen Zerſtörungen von Fabriken 
bei Pogroms wie in Moskau. Bei der überaus ungünſtigen 
Finanzlage Rußlands wird es aber auch recht lange dauern, ehe ſich 
dort Kapital zu Neugründungen findet. Rußland würde alſo mit 
einer ſolchen Konzeſſion kein Opfer bringen — zumal dann nicht, 
wenn das Export quantum begrenzt würde. 

Man kann einwenden, daß Nußland ſich zu dem gleichen 
Zugeſtändnis bequemen müſſe, wenn Polen an Deutſchland oder 
an Oſterreich⸗Angarn angegliedert würde. Auch Frankreich habe 
ſich 1871 zu einer ſolchen, freilich ſehr kurzfriſtigen, Konzeſſion im 
Intereſſe der elſäſſiſchen Textilinduſtrie verſtehen müſſen. Nur wird 
es ſehr viel leichter ſein, eine ſolche Forderung für ein ſelbſtändiges 
Polen als für ein an eine der Zentralmächte angegliedertes durch⸗ 
zuſetzen. And mit der Exportkonzeſſion für eine Induſtrie iſt es 
nicht getan, wenn gleichzeitig die Produktionskoſten aller durch hohe 
Lebensmittelzölle verteuert und die anderen ſchwächeren Induſtrien 
unvermittelt ſchutzlos dem überlegenen Wettbewerb der deutſchen 


bzw. öſterreichiſchen Induſtrie ausgeſetzt würden. 
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Wirtſchaftlich iſt es in hohem Maß erwünſcht, das neue Staats- 
weſen nicht auf das heutige Zartum Polen zu beſchränken, ſondern 
es durch Litauen und Kurland zu erweitern. Dieſe in: 
duſtriearmen Gegenden, die nach erfolgter innerer Koloniſation 
weſentlich aufnahmefähiger für gewerbliche Erzeugniſſe werden 
können, würden Polen einen teilweiſen Erſatz für die in Rußland 
verloren gehenden Abſatzgebiete gewähren. Mit einer Hebung der 
Bildung wie der ſozialen Lage der Arbeiterſchaft wie der bäuerlichen 
Bevölkerung, mit dem Ausbau der Verkehrswege, mit einer ge⸗ 
ordneten Verwaltung würde ſich auch der bisher ungemein niedrige 
Verbrauch von Induſtrieerzeugniſſen gewaltig ſteigern und einen 
beträchtlichen Teil der heut in ſo hohem Maße notwendigen Ausfuhr 
aufſaugen. Es iſt aber auch notwendig, den gerade in 
Polen noch ſo enormen Geburtenüberſchuß!) nicht ein— 
ſeitig immer wieder in der Induſtrie und als Wander: 
arbeiter unterzubringen, ſondern ihn ſeßhaft zu machen 
und durch eine geſunde Beſitzverteilung eine weſentliche 
Steigerung der landwirtſchaftlichen Produktion zu er— 
zielen. Schließlich würde es aber auch für dieſe Gegenden ein 
Vorteil ſein, in den polniſchen Induſtrierevieren dann einen 
ſicheren Abnehmer ihrer landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe zu haben. 
Nicht unerwähnt möge bleiben, daß der direkte Zugang zur See 
und ein größeres Wirtſchaftsgebiet ebenfalls nicht zu unter- 
ſchätzende Vorteile ſind. 

Sichert man den deutſchen Sprachgenoſſen Rußlands, Oſter⸗ 
reich-Angarns und Deutſchlands zudem das Recht der Nieder⸗ 
laſſung und die Pflege ihrer nationalen Kulturgüter im polniſchen 
Staatsweſen, ſo kann man ſicher ſein, daß es ihm auch nicht an dem 
zu ſeiner wirtſchaftlichen Entwicklung dringend notwendigen Deut 
ſchen Kapital fehlen wird. 

*) 1908 betrug der Geburtenüberſchuß auf 1000 Einwohner berechnet 
im Durchſchnitt Polens 16, im Gouvernement Petrikau 25,7, in der Stadt 
Lodz 40,5! In Deutſchland trotz der zurückgegangenen Sterbeziffer 1910 
nur 13,6 und 1913 nur 12,4. Die Geburtenziffer betrug in Lodz 78,7, im 
Deutſchen Reich 1913: 28,3. Mit zunehmender Bildung, beſſeren Wohnungs- 
verhältniſſen und Hebung der Lebenshaltung dürfte fie auch in Polen zurück⸗ 
gehen. Die Zahl der Analphabeten betrug in Warſchau 41,7 %, in Lodz 55 %, 
in Pabianice 62%, in Bendzin 69%. Die jährlichen Staats ausgaben 
in Polen für den Elementarunterricht betrugen 4,5 Kopeken = 9,72 Y. 
auf den Kopf der Bevölkerung! 
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Auch in wirtſchaftlicher Beziehung würde damit ein 
polniſch-litauiſch-kurländiſches Reich einer glücklichen 
Zukunft entgegengehen und eine Friedensgewähr bieten. 

Es muß aber auch erwogen werden, daß Polen nur dann für 
die deutſchen Induſtrieerzeugniſſe ſeine frühere Bedeutung als 
Abſatzgebiet wiedergewinnen kann, wenn es ihm wirtſchaftlich gut 
geht. Anſer Abſatz dorthin war bedingt durch den Aufſchwung 
der polniſchen Induſtrie. 
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Vs 
Schlußbetrachtungen 


Wen man mit Männern, von denen man ein Arteil erwarten 
zu dürfen glaubt, über Polen ſpricht, ſo hört man meiſt 
die peſſimiſtiſche Antwort: „Wie es auch gemacht werden möge, 
es wird falſch ſein.“ 

An dieſer Antwort iſt das eine richtig, daß es nicht möglich iſt, 
für die dort vorliegenden, ungemein verwickelten und ſchwierigen 
Probleme eine ideale Löſung zu finden. Das enthebt aber nicht von 
der Verpflichtung, die denkbar beſte Löſung zu ſuchen und ſich darüber 
klar zu werden, was geſchehen ſoll. 

Man bezweifelt, daß ein ſolcher Nationalitätenſtaat Beſtand 
haben, daß er auch wirtſchaftlich lebensfähig ſein werde. 

Zweifellos ift die Struktur eines rein nationalen Staats weſens 
feſter als die hier vorgeſchlagene. Aber in dieſen Gebieten leben 
nun einmal die verſchiedenen Nationalitäten gemiſcht. Der Zu⸗ 
ſammenhalt, den gemeinſame wirtſchaftliche Intereſſen gewähren, 
muß ſich erſt im Laufe der Jahrzehnte entwickeln. Anleugbar werden 
für große Induſtriezweige die Verhältniſſe zunächſt weſentlich 
ſchwieriger werden, für die Landwirtſchaft freilich beſſer. Indeſſen 
darf auch nicht unterſchätzt werden, daß ſelbſt die am härteſten von 
der Abtrennung Polens von Nußland getroffene polniſche Baum. 
wollinduſtrie durch den Fortfall des Zolles auf Baumwolle, durch 
Erleichterung der Maſchineneinfuhr, durch die Hebung des Arbeiter- 
ſtandes nicht zu unterſchätzende Vorteile erlangt; daß die Hebung 

der Volksbildung — heute ſind in Polen noch 62 9 der Geſamt⸗ 
bevölkerung Analphabeten —, der landwirtſchaftlichen wie der 
induſtriellen Technik, nicht zuletzt die der unglaublich vernachläſſigten 
Verkehrswege — eine ſtarke Steigerung der Kaufkraft der Geſamt⸗ 
bevölkerung nach ſich ziehen wird. Dieſe wird um ſo ſtärker ſein, 
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wenn in den Gebieten, wo Latifundien und Domänenbeſitz vor⸗ 
herrſchen — das iſt im weſentlichen aber nicht in Polen, wohl 
aber in Kurland und Litauen der Fall —, durch eine großzügige 
innere Koloniſation ein lebensfähiger Bauernſtand geſchaffen wird. 
All das dürfte mit den Jahren einigermaßen Erſatz für den in 
Rußland verloren gehenden Abſatz gewähren, ſofern man dafür 
ſorgt, daß das Gebiet des zu ſchaffenden Staates nicht zu klein iſt. 

Hiſtoriſche Erinnerungen würden dieſem Staatsweſen zunächſt 
freilich nue einen recht beſcheidenen Halt geben; ebenſo fiele der der 
ererbten Anhänglichkeit an eine alteingeſeſſene Dynaſtie fort. Da⸗ 
gegen dürfte in der Befriedigung über die Befreiung von dem 
brutalen ruſſiſchen Joch ein weſentlicher Erſatz dafür gegeben ſein. 
Dieſes Band in jeder Richtung zu ſtärken, müßte die wichtigſte 
Aufgabe ſein. Freiheit der Perſon, unbehinderte, vielmehr ge⸗ 
förderte Pflege aller Kulturgüter, Erweckung des Intereſſes am 
Staatsweſen durch weitgehende Selbſtverwaltung — das ſind die 
Momente, die das ſtarke Einigungsband für das neu zu gründende 
Staatsweſen ſchaffen müſſen. 

Würde denn dieſes Weſtſlawenreich aber auch feine 
Anlehnung dauernd an die Zentralmächte nehmen und 
nicht an Rußland? Steht nicht vielmehr zu befürchten, 
daß es ſich ähnlich wie Serbien zu einem Agitationsherd 
nationalpolniſcher Beſtrebungen für die in Preußen 
und Oſterreich-Angarn lebenden Polen und Litauer 
entwickeln würde? 

Die polniſche Kultur war von jeher eine weſteuropäiſche, ebenſo 
die Litauens und der Oſtſeeprovinzen. Schon die Schriftzeichen ſind 
dieſelben, während Rußland durch die zyrilliſchen Lettern ſich von 
dem übrigen Europa abſchließt. Die Polen ſind überwiegend 
römiſch⸗katholiſch, ebenſo die Litauer; Letten und Deutſche ſind 
Proteſtanten. Die Ruthenen find zwar griechiſch⸗katholiſch, aber 
fie ſtehen in ſcharfem Gegenſatz zu der ruſſiſchen orthodoxen Staats⸗ 
kirche und haben unter deren Bedrückung ſchwer gelitten. Die 
religiöſen Beziehungen aller dieſer Nationalitäten bringen ſie alſo 
in ausgeſprochenen Gegenſatz zu Rußland. Nicht minder iſt das 
bezüglich der Juden, des am grauſamſten verfolgten ruſſiſchen 
Fremdvolkes, der Fall. Der religiöſe Gegenſatz zu Rußland wird 
alſo ein dauernder bleiben. 
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Die Erinnerung an die Anterdrückung ihrer nationalen Kultur 
beſtrebungen, an die Leiden, welche die Willkür, Brutalität und 
Beſtechlichkeit der ruſſiſchen Beamten über ſie gebracht haben, wird 
lange Jahrzehnte fortdauern. Sie wird den fremdſtämmigen Völker⸗ 
ſchaften, denen ihr gemeinſames Staatsweſen Rechtsſchutz und 
Freiheit gewährt, dauernd im Gedächtnis bleiben. Das Beiſpiel 
Oſterreichs, noch mehr das der Schweiz zeigen, daß Vaterlands⸗ 
liebe nicht notwendig an eine einheitliche Nationalität gebunden iſt, 
ſondern daß ſie ſich bei bürgerlicher Freiheit, bei Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht in nationalen Kulturfragen und bei gegenſeitiger Achtung von 
Sprache und Weſensart der Andersſtämmigen in ſtärkſtem Maß 
entwickeln kann. 

Seine ſtaatliche Selbſtändigkeit kann ein ſolches Staatsweſen nur 
gegen Rußland, alſo im Anſchluß an die Zentralmächte, behaupten. 
And in abſehbarer Zeit werden ſich die Zuſtände in Rußland nicht 
ſo entwickeln, daß bei den von ihm Abgetrennten die Sehnſucht 
lebhaft werden könnte, wieder unter die Knute zu kommen. Allenfalls 
würde eine ſolche in der erſten Zeit bei einigen Induſtriellen beſtehen. 

Ein Agitationsherd für polniſche Losreißungsbeſtrebungen 
würde das neue Reich um fo weniger werden, je weniger die polniſche 
Bevölkerung in Preußen wie in Oſterreich-Angarn Arſache haben 
würde, über Beeinträchtigung ihrer nationalen Kultur zu klagen. 
Sollte Preußen die verfehlte Politik gegen ſeine polniſch ſprechende 
Bevölkerung fortſetzen, ſo würde dieſe Gefahr allerdings vorliegen. 
Den Erfolg aber dürfte doch wenigſtens dieſer Krieg haben, daß 
mit dieſer Politik dauernd gebrochen wird, daß man das Germani⸗ 
ſieren von Staats wegen aufgibt. 

Die Polen werden ſich freilich darüber klar werden müſſen, 
daß es nicht möglich iſt, die Staaten rein national abzugrenzen. 
Sowenig wir Deutſchen den Wunſch haben, uns die deutſch ſprechen⸗ 
den Kantone der Schweiz, die deutſchen Länder Oſterreichs anzu⸗ 
gliedern, ſondern uns damit genügen laſſen, daß unſere Stammes⸗ 
brüder dort nicht drangſaliert werden, ſo ſehr werden ſich auch die 
Polen damit abfinden, daß einige Gegenden, in denen die Polen 
gemiſcht mit Deutſchen und anderen Stämmen leben, außerhalb 
Polens bleiben. Sie werden das um ſo mehr, als in ihrem eigenen 
Reich zahlreiche Angehörige anderer Nationalitäten wohnen 
werden. 
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Die Gefahr, das neue Reich könne ein polniſches Agitations— 
zentrum werden, wird aber auch um ſo geringer, je weniger es einen 
ſpezifiſch nationalpolniſchen Charakter hat, d. h. je mehr verſchiedene 
Völkerſtämme mit gleichen politiſchen Rechten in ihm vereint find, je 
mehr es ein Territorial- und Nationalitätenſtaat iſt. Die Litauer, 
Letten, Ruthenen, Deutſchen, Juden ſind auch keine Nationalpolen 
und würden doch zu dem neuen Staat gehören, und die Polen 
werden weder auf Kowno, noch auf Suwalki, noch auf Cholm, noch 
auf Teile von Wilna verzichten wollen. Wie können ſie dann von 
Deutſchland Poſen und Thorn uſw. verlangen! Gibt die preußiſche 
Politik großpolniſchen Wünſchen keine Nahrung durch fehlerhafte 
Maßnahmen, ſo werden ſie bedeutungslos bleiben. Am ſo mehr, 
wenn die Polen im neuen Reich nicht einmal die Mehrheit bilden. 

Man braucht gar nicht einmal auf die Dankbarkeit der befreiten 
Völker zu rechnen — ſie pflegt im Völkerleben nicht auf die Dauer 
vorzuhalten —, das eigenſte Lebensintereſſe muß und wird das 
neue Reich an die Seite der Zentralmächte führen und dort halten. 

Jedenfalls würde die Gefahr eines polniſchen Agitationsherdes 
weſentlich größer, wenn man lediglich das Generalgouvernement 
Warſchau als polniſchen Nationalſtaat konſtituierte oder wenn es an 
die habsburgiſche Krone gekommen wäre, um dort mit Galizien ver— 
eint ein ſelbſtändiges Staatsweſen wie Ungarn zu bilden, als wenn 
ihm durch Angliederung Litauens und Kurlands der Charakter eines 
Nationalitätenſtaates gegeben würde, in dem die Polen kaum mehr 
eine Mehrheit bilden. Freilich, ob die politiſche und militäriſche Ge— 
ſamtlage die Lostrennung Litauens und Kurlands von Rußland er— 
möglicht, ob eine ſolche Forderung nicht eine ſo weitgehende Ver— 
längerung des Krieges erfordern würde, daß der Vorteil dieſer Ab— 
grenzung außer Verhältnis zu den deutſcherſeits zu bringenden Opfern 
an Gut und Blut ſtehen würde, läßt ſich heute noch nicht überſehen. 
Auch wenn darauf verzichtet werden müßte, würde es doch unerläßlich 
ſein, die nationalen Minderheiten im Königreich Polen zu ſchützen. 

Die notwendige innere Feſtigkeit kann Polen nur 
dann erlangen, wenn alle darin wohnenden Völker— 
ſchaften ſich unbehindert der Pflege ihrer nationalen 
Kulturgüter hingeben können und wenn es gleichzeitig 
einer gefunden wirtſchaftlichen Entwicklung entgegen— 
geht. 
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